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der haushaltsrechtlichen Qualitätskriterien 
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Bund 2015/12 

Das den Gleichstellungsaspekt umfassende Wirkungsziel ("effektive 
Durchsetzung von Entscheidungen durch zivil - und strafgerichtlichen 

Vollzug; letzterer unter besonderer Berücksichtigung der Reintegration 
und Rückfallprävention sowie der Lebenssitllation weiblicher Insas­

sen im Straf- und Maßnahmenvollzug") war mehrgliedrig verschach­
telt formuliert: Der Gleichstellungsaspekt war mit einem allgemeinen 
Ziel zum Straf- und Maßnahmenvollzug gekoppelt ("unter besonde­
rer Berücksichtigung der Reintegration und Rückfallprävention sowie 

der Lebenssituation weiblicher Insassen im Straf- und Maßnahmen­
vollzug") und dieses allgemeine Ziel war in das übcrgeordnete Wir­

kungsziel zur Durchsetzung von zivil - und strafgerichtJichen Entschei­

dungen integriert ("effektive DurchselZung von Entscheidungen durch 
zivil- und strafgerichtlichen Vollzug"). 

(4) Das Kriterium der Vergleichbarkeit erforderte eine Kontinuität der 
Angaben zur Wirkungsorientierung über einen Zeitraum von mehre­

ren Jahren. Der Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 des BMJ blieb 
während des Prilfungszeitraums 2013 bis 2015 gleich (TZ 1) . 

(5) Die Überprilfbarkeit bezicht sich nach den Gesetzesmaterialien zwar 

insbesondere auf die IndikalOren, dennoch sollte auch das Wirkungs­
ziel messbar und eine tatsächliche Umsetzung objektiv ex post fest­
stell bar sein. 

13.2 (1) Inhaltliche Konsistenz 

Der RH hielt fest, dass sowohl die Ziele in den Strategieberichten als 

auch die Wirkungsziele in den BFG mittelfristig angelegt waren und 
daher weitgehend Deckung fInden sollten. Der RH kritisierte, dass das 

den Gleichstellungsaspekt enthaltende Wirkungsziel 5 cngcr gefasst 
war als die Ziele in den Strategieberichten und durch diese mangelnde 

Deckungsgleichheit eine Steuerungsschwäche entstand. Die inhaltliche 
Konsistenz des Wirkungsziels mit den entsprechenden Stratcgieberich­
ten war dadurch nicht ausreichend gegeben. 

Der RH verwies zur weiteren Beurteilung der inhaltlichen Konsistenz 
des Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 auf seine Beurteilung 

der Maßnahme (TZ 14) und des Indikators rrz 19), und konkret deren 
logischen Zusammenhang mit dem Gleichstellungsaspekt. 
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(2) Verständlichkeit 

Der RH hielt rest, dass das den Gleichsrellungsaspekt enthaltende Wir­
kungsziel 5 drei unterschiedliche Aspekte des strar- und zivilgerichr­
lichen Vollzugs adressierte, wovon nur einer, der in der Formulierung 
letztgereihte, explizit aur weibliche Häftlinge Bezug nahm: 

effektive Durchsetzung von Entscheidungen durch zivilgerichtlichen 

Vollzug: 

effektive Durchsetzung von Entscheidungen durch strafgerichtlichen 
Vollzug unter besonderer Berücksichtigung der Reintegration und 
Rückfallprävention rur männliche Häftlinge im Straf- und Maß­
nahmenvollzug; 

effektive Durchsetzung von Entscheidungen durch srrafgerichtlichen 
Vollzug unter besonderer Berücksichtigung der Reintegration und 
Rückrallprävention sowie der Lebenssituation weiblicher Häftlinge 
im Straf- und Maßnahmenvollzug. 

Der RH kritisierte, dass die Verständlichkeit des den Gleichstellungs­
aspekt enthaltenden Wirkungsziels 5 durch diese Häufung von adres­
sierten Aspekten in nur einem Satz, durch die Platzierung des Gleich­
stellungsaspekts an das Ende der Ziel formulierung und durch die 
mehrgliedrig verschachtelte Formulierung des Ziels als Ganzes beein­
trächtigt war. 

Zudem erachtete er den Gleichstellungsaspekt wegen der ungenü­
genden Konkretisierung der Lebenssituation weiblicher Häftlinge (siehe 
dazu schon TZ 2, 7, 10) als nicht ausreichend verständlich: Es kann 
nicht erwartet werden, dass sich Menschen ohne einschlägige fach ­
liche Vorbildung von der konkreten Lebenssituation weiblicher Härt­
linge eine Vorstellung machen können. 

Der RH empfahl daher dem BMJ, das Gleichstellungsziel in einem eige­
nen Satz zu formulieren und im Abschnit1 _Warum dieses Wirkungs­
zielr Erläuterungen zur Lebenssituation zu ergänzen. 

(3) Vergleichbarkeit 

Der RH beurteilte die Vergleichbarkeit des Gleichstellungsaspekts im 
Wirkungsziel 5 als gegeben: Der im Prüfungszeitraum 2013 bis 2015 
unveränderte Gleichstellungsaspekt ermöglichte eine Kontinuität der 
Angaben und damit die Vergleichbarkeit über die betroffenen Jahre. 

Bund 2015/12 
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(4) Überprüfbarkeit 

Der RH beurteilte den Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 grund­
sätzlich als überprüfbar. Dies insbesondere deshalb, weil das BMJ 
geschlechterspeziF,sche Daten zur Haft (z.B. Art, Dauer, Entlassung) 
und zum sozioökonomischen Hintergrund von Häftlingen (z.B. Schul­

bildung, Einkommen vor der Haft) erhoben hane (TZ 7, 29), die die 
grundsätzliche Feststellung ermöglichten, inwieweit die Reintegration, 

Rückfallprävention und die Lebenssituation weiblicher Häftlinge im 

Strafvollzug tatsächlich berücksichtigt wurden . Wegen der schlech­
ten Da,enqualität war die Überprüfbarkeit jedoch nur eingeschränkt 

gegeben. 

13.3 Laut Stell'lIlgllahme des BM) seien auJgrulld der vo rgegebellen Limi­
tierung VO'I Zeichen und Zeilell lIur äußerst knappe Formulierungen 
möglich und zur leichteren Verstä>ldlicllkeit auch gewü>lscht gewesen. 
Dem BM) sei es jedocl, im Zuge der Überarbeitung der Indikatore .. 
und Maßnahmen weiterhin e;'1 wichtiges Anliegen, ei .. e lIoch bessere 
Verstä"dlichkeit zu gewährleisten. 

13.4 Der RH betonte, dass die Formulierung des Gleichstellungsziels in 
einem eigenen Satz auch ohne eine Erhöhung der Anzahl von Zei­

chen und Zeilen möglich sein sollte. Zudem betonte er, dass es auf­
grund der Formulierung des Gleichstellungsziels unerlässlich ist, im 
Abschnitt _Warum dieses Wirkungsziel?" die Lebenssituation weib­

licher Häftlinge zu erläutern. Der RH verblieb daher bei seiner Emp­
fehlung. 

Maßnahme im lichte der haushaltsrechtlichen Qualitätskriterien 

Qualitätskriterium 14.1 (I) Bei der Beurteilung, inwieweit die Maßnahme zum Gleichstellungs-
inhaltliche Konsistenz aspekt im Wirkungsziel 5 die Qualitälskriterien erfüllte, widmete der 

RH den Kriterien inhaltliche Konsistenz und Nachvollziehbarkeit wegen 
der umfangreicheren Inhalte eigene Abschnille (TZ 14. 15 bzw. TZ 16) 
und slellte sie an den Beginn der Beurteilung. Die Kriterien Relevanz, 

Verständlichkeit, Vergleichbarkeit und Überprüfbarkeit fasste er zu 
einer TZ (TZ 17) zusammen. 

Bund 2015/12 

(2) Mit der _Schaffung von Haftplätzen für Frauen in landesgericht­

lichen Gefangenenhäusern einschließlich von Beschäftigungsmöglich­
keilen und Mutter- Kind- Haftplätzen- formulierte das BMJ die Maß­

nahme zum Gleichstellungsaspekt im Wirkungszic1 5 so, dass drei 
unterschiedliche Bereiche angesprochen waren: die Schaffung von 
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Hartplätzen, 

Beschärtigungsmöglichkeiten und 
MUller-Kind- Hartplätzen. 

Insgesamt halle die Maßnahme zum Gleichstellung a pekt die Absicht, 

den weiblichen Häftlingen die sozialen Bindungen zu erhalten, indem 
sie die Hart in der Nähe ihres Lebensmittelpunktes verbüßen konn­
ten. Konkret betraf die Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt laut 

den BudgeLUnteriagen die lande gerichtlichen Gefangenenhäuser Kor­
neuburg (2013) und Eisenstadt (2015). Aus dem Wonlaut der Maß­

nahme zum Gleichstellungsaspekt war abzuleiten, dass die Schaffung 
von Beschärtigungsmöglichkeiten und Muner- Kind - Hartplätzen nur 
für die weiblichen Häftlinge in den neu zu schaffenden Frauenabtei­

lungen galt. 

(3) Neben der Maßnahme Schaffung von Frauenabteilungen in landes­
gerichtlichen Gefangenenhäusem sah das BMJ zum Wirkungsziel 5 und 

dessen weiteren Teilaspekt einer _effektiven Ourchsetzung von Ent­
scheidungen durch strafgerichtlichen Vollzug unter besonderer Berück­

sichtigung der Reintegration und Rückfallprävention rur Härtlinge im 
Straf- und Maßnahmenvolizug- weitere Maßnahmen vor, diese aller­
dings ohne expliziten Bezug zum Gleichstellungsaspekt: 

_be ere QualifIzierung der InsassInnen während der Haft- sowie 

_Ausbau des Arbeitswesens im Strafvollzug durch verstärkte Orien­

tierung der Arbeitsleistungen an den Bedürfnissen möglicher Leis­
tungsabnehmerlnnen-. 

Aufgrund der sprachlichen Formulierung richteten sie sich an weib ­
liche und männliche Härtlinge und legten damit zwar Gleichstellungs­
relevanz nahe, sie wurden jedoch in der Folge weder näher beschrie­

ben noch geschlechterspezifl ch differenzien. 

(4) In den Strategieberichten zu den BundesfInanzrahmengesetzen rur 
die Jahre 2013- 2016 und 2014-2017 waren als Maßnahmen jeweils 
_die Strukturierung der Therapie und Betreuung, (diel Förderung von 

Bildungsrnaßnahmen rur die Insassinnen und Insa en der Ju tizan­
stalten, (derl Au bau der Einrichtungen für den Frauenvollzug, (der) 

weitere Ausbauju tizeigener Einrichtungen für den Maßnahmenvoll­
zug- vorgesehen. Im Slralegiebericht zum BundesfInanzrahmenge­
setz 2015- 2018 ruhne das BMJ unter den _wichtigsten laufenden Maß­
nahmen und Reformen- die _Schaffung von Hartplätzen rur Frauen in 

landesgerichtlichen Gefangenenhäusem einschließlich von Be chäfli­

gungsmöglichkeiten und Multer-Kind- Haflplätzen sowie die bessere 

Bund 2015/12 
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Qualifizierung der InsassInnen während der Haft im Bereich zertifl· 

zierter Basisbildungsmaßnahmen und berufliche Aufbauschulungen 
(Computerkurse/ECDL. Lehren, Sprachkurse inlt!. Deutsch als Fremd· 
sprache, Erste Hilfe etc., branchentypische Kurse wie Schweißkurse, 

Staplerfahrerlnnen)" an. 

(5) Die Entwicklung der Beschäftigung in der Haft in den Jahren 2008 
bis 2013, gesondert ausgewiesen für Frauen und Männer. stellte sich 

wie folgt dar: 

Tabelle 8: Mittelwert der Arbeitsstunden pro Tag der Jahre 2008 bis 2013 - Frauen und 
Männer 

Frauen 

Männer 

Quelle: BMJ 

Bund 2015/12 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 Veränderung 
2008 bis 2013 

in Arbeitsstunden pro Tag in % 

2,10 1,96 1,83 1,73 1,81 1,86 - 1l.3 

2A4 2,23 2,27 2,31 2,22 2,21 -9A 

Die durchschnittliche Arbeitszeit pro Tag (gerechnet aufsieben Tage pro 

Woche) war im Zeitraum 2008 bis 20\3 in jedem Jahr bei den Frauen 

geringer als bei den Männern . Auch die bei beiden Häftlingsgruppen 
über die Zeit erkennbare Verringerung der Arbeitsstunden pro Tag 
war bei den Frauen mit 11,3 <\b stärker als bei den Männern mit 9,4 <\b. 

(6) Das BMJ arbeitete nicht mit anderen Ressorts - wie dem fiir 

Beschäftigung zuständigen BMASK oder dem für Bildung zu tändi· 
gen BMBF - zusammen, um neuartige, auf die Zielgruppe weiblicher 

Häftlinge zugeschnittene Ausbildungs- und Beschäftigungsprogramme 
zu erarbeiten, welche auch nach Haftentlassung weitergefiihrt wer· 
den könnten. 

14 .2 (I) Der RH k.ritisierte, dass sich die in der Maßnahme zum Gleichstel­

lungsaspekt im Wirkungsziel 5 angesprochene Schaffung von Beschäf­
tigung möglichkeiten und Mutter-Kind- Haftplätzen nur auf die neu 

einzurichtenden Frauenabteilungen in landesgerichtlichen Gefan­
genenhäusern bezog und nicht potenziell alle weiblichen Häftlinge 
umfasste. 

(2) Der RH hielt weiters fest, dass die beiden anderen Maßnahmen für 
den Strafvollzug (.bessere Qualifizierung der Insassinnen während der 

Haft", .Ausbau des Arbeitswesens im Strafvollzug durch verstärkte Ori­
entierung der Arbeitsleistungen an den Bedürfnissen möglicher Leis­
tungsabnehmerlnnen") sowohl weibliche als auch männliche Häftlinge 
beHafen. Der RH kritisierte, dass das BMJ dazu keine geschlechterspe-
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ziflsche Konkretisierung vorgenommen und damit die Chance nicht 

genutzt hatte, der besonderen Berücksichtigung der Lebenssituation 
weiblicher Härtlinge in höherem Ausmaß zu entsprechen. 

Mangels eines Bezugs zwischen der nur für weibliche Häftlinge gel­
tenden Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt - Schaffung von Frau­
enabteilungen in zwei weiteren landesgerichtlichen Gefangenenhäu­

sern (Korneuburg im Jahr 20\3 und Eisenstadt im Jahr 20\5) - und den 
beiden Maßnahmen zu Ausbildung und Beschäftigung, die weibliche 

und männliche Häftlinge betrafen, war die inhaltliche Konsistenz auch 
im Verhältnis der einzelnen Maßnahmen untereinander nicht gegeben. 

Der RH empfahl dem BMJ, im Sinne des Gleichstellungsaspekts im 

Wirkungsziel 5 durch eine geschlechterspezilische Konkretisierung der 
Maßnahmen zu Ausbildung und Beschäftigung die inhaltliche Konsis­
tenz im Verhältnis der einzelnen Maßnahmen untereinander zu ver­

bessern. 

(3) Der RH hielt kritisch fest, dass das BMJ die in den Strategiebe­
richten 20\3-20\6 und 2014- 2017 allgemein formulierte Gleichstel­

lungsmaßnahme erst im Strategieberichl 2015- 2018 näher beschrieb. 
obwohl die Maßnahme bereits im BFG 2013 konkret dargestellt und 

mit der Umsetzung begonnen worden war. 

Er empfahl daher dem BMJ. in Hinkunft geplanle oder bereits in Umset­
zung befmdliche Maßnahmen zum Gleichstellungsaspekt im Wirkungs­

ziel 5 auch in die Stralegieberichte dieser Jahre aufzunehmen, um die 
Nachvollziehbarkeil zu verbessern. 

(4) Zudem hielt der RH kritisch rest, dass weibliche Häftlinge eine nied­

rigere durchschnittliche Arbeitszeit pro Tag aufwiesen und im Zeit­
raum 200S bis 2013 die durchschnirtliche Arbeitszeit der weiblichen 
Härtlinge um 1.9 Prozentpunkte stärker zurückgegangen war als die 

der männlichen Häftlinge. Der RH empfahl dem BMJ, bei der Auswahl 
zukünftiger Maßnahmen auch solche zur Verbesserung der Beschäfti­

gungsmöglichkeiten für alle weiblichen Häftlinge vorzusehen. 

(5) Der RH kritisierte. dass das BMJ in Fragen der Ausbildung und 
Beschäftigung weiblicher Häftlinge keine Kooperation mit den zustän­

digen Ressorts BMASK und BMBF gesucht hatte. Durch die Ab tim­
mung zielgruppenorientierter Angebote in und nach der Haft könnten 
die Qualität und Wirksamkeit von Ausbildungs- und Beschäftigungs­

maßnahmen für weibliche Häftlinge verbessert werden. 

Sund 2015/12 
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Der RH empfahl dem BMJ, in Fragen der Ausbildung und Beschäfti ­

gung weiblicher Häftlinge mit dem BMASK und dem BMBF zusam­
menzuarbeiten . 

14.3 (J) Das BM) leille iOl seiOler SlelluOlgnahme mil, die BerücksichliguOlg 
von Maßnahmen zum Gleichslellungsaspekl im Wirkungsziel bei der 
Erstellung zukünftiger Siralegieberichte anzuslreben. 

(2) Auch die Empfehlung des RH zur geschleel/lerspeziJischen Konkre­
tisienurg und damil Verbesserung der inhaitliellen Konsislenz der Maß­
nahmen uniereinander werde im Rahmen der Überarbeilung der Anga­
ben zur WirkungsorielllieruOlg umgesetzl. Die elItsprechenden Daten 
seien in der NV erfassl. Durch die Erhebung der absolvierTen Aus­
bilduOlgsmodule in den einzelnen )ustizanslallen nach Geselliechlem 
könnten gezieller Maßnahmen gesetzt werden. 

Da BM) ergänzte in sehler Stellungnahme Dalen zum Stidllog /. Sep­
tember 20/4: Danach seien bei einem Frauenarlleil von rd. 6, I % 

(in absoluten Zahlen 536 weibliche Häftlinge) rd. 5,36 % der Aus­
und FOrTbildungsangebole VOn Frauen obsolvierT worden, übenuiegend 
Sprachkurse und "sonslige Kurse"; zwei Frauen hätten Facharbeiter­
Intensiva usbilduOlgen absolvierT. 

(3) Im Zuge der Erarbeilung von Mindestslandards fiir den Frauen ­
vollzug habe das BMJ in Aussichl genommen, zielfiilrrende Maßnah­
mt'n zur Vt'rbt'sst'rung der Beschäftigungsmögliellkeilt'n fiir weibliche 
HäftliOlge zu t'lIlwicke/n und umzuselUII. 

(4) Die Empfelrlung des RH zur Zusammenarbeit mil dem BMASK und 
dem BMBF lralte das BMJ in Evidenz. 

14.4 Der RH stellte klar, dass die Aufnahme von geplanten oder bereits in 

Umsetzung befIndlichen Maßnahmen zum Gleichstellungsaspekt im 
Wirkungsziel 5 auch in die Strategieberichte der betreffenden Jahre 
die Nachvollziehbarkeit verbesserT und daher jedenfalls erfolgen sollte. 
Der RH hielt daher an dieser Empfehlung fest. 

15.1 (I) Frauen erhielten überwiegend kürzere Haftstrafen als Männer. Die 

folgende Abbildung stellt die Unterschiede zwischen Frauen und Män­
nern bezüglich der Strafdauer im Detail dar : 
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Abbildung 2: Strafdauer Frauen und Männer, anteilig, zum Stichtag l. September 201 3 
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In Abbildung 2 ist erkennbar, dass zum Stichtag I. September 2013 

rd. 12 % der Frauen und rd. 6 % der Männer zu weniger al drei Mona­
ten Haft veruneilt worden waren. Auch noch bei einer Haftstrafe vOn 
bis ZU drei Jahren lag der Anteil der Frauen mit rd. 65 % (253 von ins­
gesamt 386) höher als jener der Männer mit rd. 53 % (3 .368 von ins­
gesamt 6.310). Hingegen waren rd. 28 % der Männer und rd. 18 % der 
Frauen zu Haftstrafen von mehr als fünf Jahren veruneilt. 

Mil479 von insgesamt 651 Haftplätzen war daher die Unterbringung 
der weiblichen Häftlinge zum Großteil (rd . 74 %) in den landesge­
richtlichen Gefangenenhäusern vorgesehen , wo die Untersuchungs­
haften und Haftstrafen mit einer Dauer von bis zu 18 Monaten voll ­
zogen wurden . 

Die tendenziell kürzeren Haftstrafen fiihnen zu einer starken fluktu ­
ation der weiblichen Häftlinge in den landesgerichtlichen Gefange­
nenhäusern, was sich auf das Leistungsangebot hinsichtlich Ausbil­
dung und Beschäftigung auswirkte. 

(2) Die Unterschiede in den Leisrungsangebolen zwischen der (Frauen) 
Justizanstalt Schwarzau (Vollzug von Strafen über 18 Monaten) und 
den Frauenableilungen in landesgerichllichen Gefangenenhäusem 
(Vollzug von Strafen unter 18 Monaten) stellten sich laut BMJ wie 

folgt dar: 

Bund 2015/12 
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Tabelle 9: Unterschiede in den Leistungsangeboten für weibliche Häftlinge in der 
Justizanstalt Schwarzau und in den Frauenabteilungen der landesgericht­
lichen Gefangenenhäuser 

Leistungsbereich 
des Strafvollzugs 

Ausbildung 

Beschäftigung 

Justizanstalt Schwarzau 

- Vermittlung der Grundschulfähigkeiten 
bis zum Hauptschulabschluss 

- Berufsreifeprüfung 
- IT-Schulungen (ECDL) 
- Fremdsprachenausbildung (Englisch 

bis zur Cambridge-Zertifizierung) 
- Deutschkurse für weibliche Häftlinge 

mit nicht deutscher Muttersprache 
- Qualifikationen zur Lagerfachkraft 

bzw. zur Restaurantfachfrau mit Lehr­
abschlussprüfung möglich 

- universitäre Bildungsmöglichkeiten 
können genutzt werden (Fernstudien) 

- ein Unternehmerbetrieb2 

(Verpackung, Kuvertierung etc.) 
- ein auf Facharbeit ausgerichteter 

Schneidereibetrieb 
- weibliche Häftlinge ohne spezifische 

Berufsausbildung wurden in vollzugs­
eigenen Arbeitsbetrieben (Wäscherei, 
Gärtnerei etc.) angelernt 

landesgerichtlfehe Gefangenenhäuser' 

höhere Fluktuation der weiblichen 
Häftlinge infolge kürzerer 
Haftdauer füh rt zu eingeschränkten 
Ausbildungsangeboten und damit zu 
Ausbildu ngsdefizi ten 

- Einrichtung von im Männervollzug 
üblichen Unternehmerbetrieben 
wegen des Trennungsgebots und 
der vergleichsweise geringen Zahl 
an weiblichen Häftlingen pro 
landesgerichtlichem Gefangenenhaus 
nur in geringerer Zahl rea lisierbar 

- von der Art der Beschäftigung 
reduzieren sich die Arbeitsbereiche 
auf 

• Systemerha ltung von einzelnen 
Ausnahmen abgesehen (z.B . 
Justizanstalt Wien- Josefstadt: 
Accessoire und Fertigung 
von Modeschmuck aus 
Recydinggrundstoffen) und 

• einfache Endfertigungen (z.B. Ver-
packungssparte etc.) 

Freizeitgestaltung verschiedenste Sport- und 
Entspannungsaktivitäten (Yoga) wie 
auch sensomotorische Schulungen 

Freizeitaktivitäten, die einen 
spezifischen Organisationsaufwand er­
forder n, können nur abhängig von einem 
entsprechend großen Interessentenkreis 
und daher eingeschränkt angeboten 
werden 

1 .. Justizanstalten" ist der Oberbegriff von ... StrafvoLLzugsanstalten" und .. landesgerichtlichen Gefangenenhäusern". 
2 Unternehmerbetriebe innerhalb von Justizanstalten lie fern einfache Arbeiten an externe Wirtschaftsbetriebe. 

Quelle: BMJ 

Bund 2015/12 

Die Tabell e zeigt die vergleichsweise größeren Möglichkeiten fü r 
Ausbildung. Beschäftigung und Freizeita ktivitäten in der Justizan­
stalt Schwa rzau. Die längere Haftdauer machte Arbeitsleistungen fü r 
ex tern e Au ftraggeber in der Justiza nstalt Schwarza u besser planba r 
und auch längerdauernde Ausbildungen - wie etwa eine Berufsreife­
prüfung oder eine Lehre - möglich. 
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(3) Das Trennungsgebot gemäß § 8 Abs. 4 StVG erforderte in den 

landesgerichtlichen Gefangenenhäusern neben einer nach Geschlech ­
tern getrennten Unterbringung auch eine getrennte Ausbildung und 
Beschäftigung von Frauen. Kam eine Ausbildung wegen der zu gerin­

gen Zahl an teilnehmenden weiblichen Häftlingen nicht zustande 
oder konnte kein eigener justizinterner Unternehmerbetrieb flir weib­

liche Häftlinge sichergestellt werden, so war die mögliche Einrich­
tung eines gemeinsamen Unternehmerbetriebs oder die Veranstaltung 

einer gemeinsamen Ausbildung flir weibliche und männliche Häftlinge 
davon abhängig, ob die Justizanstah Personal flir die aufgrund des 
Trennungsgrundsatzes notwendige gesonderte Betreuung der weib­

lichen Häftlinge bereitstellen konnte. 

(4) Der Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5, näm­
lich 

der Schaffung von Haftplätzen flir Frauen in landesgerichIliehen 
Gefangenenhäusem, 

der Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten und 

einer besseren QualifIzierung, 

lagen zwei einander widersprechende Ausrichtungen zugrunde [Dezen­
tralisierung versus Zentralisierung) : Der angestrebte Erhalt sozialer 
Bindungen erforderte möglichst über Österreich verteilte Vollzugsan ­
stalten (darauf abzielend die Maßnahme der Schaltung von Haftplät­

zen in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern), die Durchflihrbarkeit 
von Ausbildung und Be chäftigung hingegen möglichst an einem On 
konzentrierte Vollzugsanstahen (darauf abzielend die Schaffung von 
Beschäftigungsmöglichkeiten sowie die bessere QualifIzierung). 

Auch im Istzu tand waren beide Ausrichtungen verwirklicht: So folgte 
der Vollzug der Strafen mit einer Slrafdauer von mehr als 18 Mona­

ten dem Zenlralisierungsansatz - der Vollzug fand österreichweit zen­
lral in der Strafvollzugsanstalt Schwarzau statt - , hingegen der Voll­
zug der Strafen mit einer Strafdauer von weniger al 18 Monaten dem 
Dezentralisierungsansatz - der Vollzug fand veneilt auf die landesge­

richllichen Gefangenenhäuser in ganz Österreich statt. 

15.2 (I) Der RH hielt kritisch fest, dass betreffend Ausbildung und Beschäf­

tigung die Rahmenbedingungen flir weibliche Häftlinge in landesge­
richLlichen Gefangenenhäusern ungünstiger waren als flir männliche 

Häftlinge. 

Bund 2015/12 
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Der RH kritisierte, dass die Überwindung dieser Hindernisse für die 
Ausbildung und Beschäftigung weiblicher Häftlinge in der Maßnahme 
zum Gleich teIlungsaspekt im Wirkungsziel 5 des BMJ nicht ausrei­
chend adressiert war. Zwar war bei der Planung der Ausbildungsmög­
lichkeiten zu berücksichtigen, dass in landesgerichtlichen Gefangenen­
häusern wegen der kürzeren Strafdauer längere Ausbildungen nicht 
abgeschlossen werden konnten, der RH wies jedoch kritisch daraufhin, 
dass das BMJ das Potenzial für Weiterbildungsmaßnahmen zugunsten 
weiblicher Häfllinge auch bei kürzer dauernden Ausbildungen nicht 
ausgeschöpft hatte. Damit fehlte die inhaltliche Konsistenz zwischen 
der Maßnahme und dem Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5. 

(2) Der RH hielt weiters fest, dass eine gemeinsame Ausbildung und 
Beschäftigung von weiblichen und männlichen Häftlingen dadurch 
erschwert wurde, dass hiefür nach dem Trennungsgebot für entspre­
chendes Personal zu sorgen war. Auch dieses Problem war weder in 
der Maßnahme zum Gleichstcllungsaspekt noch in den beiden übrigen 
für weibliche und männliche Häftlinge geltenden Maßnahmen zu Aus­
bildung und Beschäftigung ausreichend adressiert. Der RH erachtete 
daher das Qualitätskriterium der inhaltlichen Konsistenz auch im Ver­
hältnis der Maßnahmen untereinander als nur eingeschränkt erfüllt. 

(J) Zudem hielt der RH kritisch fest, dass das BMJ den Konflikt zwi­
schen zwei einander widersprechenden Ausrichtungen (Dezentralisie­
rung versus Zentralisierung) bei der Festlegung der Maßnahme zum 
Gleichstellungsaspekt nicht betrachtet und deren unterschiedliche Ele­
mente nicht entsprechend abgestimmt hatte. Dies stellte einen weite­
ren Grund für die mangelnde inhalLliche Konsistenz der Maßnahme 
zum Gleichstellungsaspekt dar. 

Der RH empfahl dem BMJ eine Lösung dieses Konflikts im Rahmen 
einer in sich konsistenten Strategie für den Frauenstraf- und - maß­
nahmen vollzug. Dabei wären neben dem Aspekt des Erhalts sozialer 
Bindungen auch ausreichende Beschäftigungs- und Ausbildungsmög­
lichkeiten für alle weiblichen Häftlinge unter Einhaltung der budge­
tären Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. 

15.3 Laut Stellungnahme des BMJ haI/die es sich nicht um einen KOl/flikt 
zwischen eil/em Zentralisierungs- und e;'lem Dezelllralisierung an ­

satz, sondem um ulllerschiedliche Vollzugsrahmenbedil/gul/gel/ , die sich 
aus den Untersclliedell in der durchscllllinlichell Vollzugsdauer zwi­
seilen landesgericlltlicllell GeJol/genenhäusern (U-Haft und Strafltaft 

bis maximal! 8 ManGle) ul/d Strafvollzugsanstalten (wmeist mehrere 
Jal"e) ergebell würden. Soweit möglich werde eil/e Strategie fir den 

Frauenstrajvollzug versuche", beide Konstellationen durch möglichst 
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optimale Zielvorgaben weiterzuentwickeln. Eine vollständige Konsis­
tenz werde aber angesichts der zeitlichen VoraussetZlIngen niemals rea ­
lisierbar sein. 

15.4 Der RH wies darauf hin, dass e österreichweit rur den Frauenstraf­
und - maßnahmenvollzug 16 Vollzugsanstalten gab, davon nur eine rur 

Vollzugsdauern von über 18 Monaten. Die Trennlinie zwischen zen­
traler und dezentraler Ausrichtung erfolgte genau parallel zur Trenn­

linie zwischen langen und kurzen Haftdauern, was die Problemlage 
der unterschiedlichen Vollzugsrahmenbedingungen noch verschärfte. 
Eine Reduktion der Betrachtungsweise auf unterschiedliche Haftdau­

ern. wie vom BMJ argumentien. war daher nicht sachgerecht. 

16.1 Die Strafvollzugsgrundsätze des Europarates und die UN- Bangkok­
Regeln enthielten Empfehlungen. die den besonderen Bedürfnissen 

weiblicher Gefangener Rechnung tragen sollten (TZ 2). Auf nationaler 
Ebene sah das StVG allgemein gehaltene Standards etwa zu Ausbil ­

dung und Beschäftigung von Häftlingen vor: rur weibliche lIäftlinge 
existienen Vorgaben zur von den männlichen Häftlingen getrennten 
Unterbringung und zu schwangeren Häftlingen (TZ 3). Konkretisiene 
Mindcststandards etwa zur Qualität der Betreuung, der Ausbildung 
oder Beschäftigung von weiblichen Häftlingen im Straf- und Maß­

nahmenvollzug gab es nicht. 

16. 2 Der RH kritisiene. dass es troll internationaler Empfehlungen keine 
entsprechend konkretisienen Standards rur den Frauenstraf- und 
- maßnahmenvollzug in Österreich gab. Diese wären rur die Auswahl 
der Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt im Wirkungszicl 5 hilfreich 

und könnten ih re Nachvollziehbarkeit verbessern. 

Er empfahl dem BMJ unter Verweis auf die internationalen Empfeh­

lungen. auf Basis einer Strategie rur den österreich ischen Frauen­
straf- und - maßnahmenvollzug konkrete Standards u.a. hinsichtlich 
der Qualität der Betreuung, der Ausbildung und Beschäftigung weib­

licher Häftlinge in Österreich zu entwickeln. 

16.3 Laut Stellungnaillne des BMJ habe e die Empfehlung des RH aufge­
nommen, Arbeiten zur Standard- Entwicklung eien schon in Angriff 
genommell worden. A,tjang Mai 2015 habe zur Erarbeitung von Min ­
dest Ia IIdards für den Frauenvollzug dn erster Workshop stal/gefun­
den. Überdie habe das BMJ ein Projekt in AuJlrag gegeben , um den 
Vollzug in der Justizonsta/r ScI,warzau zu analysieren. Im Hinblick 
auf gendergerechte Ausbildungen und Betreuungen solltell neue Struk ­
ruren geschaffen und Umsetzungs rraregien ell/wicke/r werden. 

Bund 2015/12 
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Bund 2015/12 

17.1 Als Maßnahme zur Umsetzung des Gleichstellungsaspekts im Wir­
kungsziel 5 entschied sich das BMJ in den BFG 2013 bis 2015 für die 

"Schaffung von Haftplätzen für Frauen in landesgerichtlichen Gefan­

genenhäusern einschließlich von Beschäftigungsmöglichkeiten und 
Mutter- Kind-Haftplätzen". Ziel war es, bis zum Jahr 2016 in 15 von 
16 landesgerichtlichen Gefangenenhäusern Haftplätze für Frauen in 

eigenen Abteilungen anzubieten. Die im Jahr 2012 eröffnele Frauen­
abteilung im landesgerichtlichen Gefangenenhaus Krems ah 25 Haft ­
plätze für weibliche Häftlinge vor. Damit waren in 13 von 16 landes­

gerichtlichen Gefangenenhäusern Frauenabteilungen eingerichtet. in 

den Jahren 2014 und 2016 sollten in 14 von 16 bzw. 15 von 16 lan­
desgerichtlichen Gefangenenhäusern Frauenabteilungen vorhanden 
sein. Laul Delailbudget 2013 waren für die landesgerichtlichen Gefan­

genenhäuser Korneuburg und Eisenstadtjeweils 15 Haftplätze vorge­
sehen. Die Anzahl von Haftplätzen für weibliche Häftlinge betrug im 
Jahr 2013 österreichweit 651 (inl<l . Korneuburg). 

Im Unterschied zum BFG 2013 enthielten die BFG 2014 und 2015 zum 

Wirkungsziel 5 als - allerdings nicht konkret dem Gleichstellungs­
aspekt im Wirkungsziel 5 zugeordnete - Maßnahme .. die bessere Qua­
lifIzierung der Insassinnen während der Haft". Die e legte aufgrund 

der sprachlichen Formulierung Gleichsteliungsrelevanz zwar nahe, das 
BMJ verwendete diese jedoch nicht im Sinne des Gleichsteliungsaspekts 
im Wirkungsziel 5 zur Steuerung. 

17.2 (I) Relevanz 

Zur Maßnahme zum Gleichsteliungsaspekt im Wirkungsziel 5 hielt der 

RH fesl. dass das BMJ für die im Jahr 2012 eröffnete Frauenabteilung 
im landesgerichtlichen Gefangenenhaus Krems 25 Plätze für weib­
liche Häftlinge vorsah und für die landesgerichtlichen Gefangenen­

häuser Komeuburg und Eisensladtjeweils 15 Haftplätze für weibliche 
Häftlinge plante. Vor dem Hintergrund der steigenden Zahl weiblicher 
Häftlinge (siehe dazu TZ I!) stellte der RH fest, dass das BMJ zusätz­
liche Haft]llätze rur diese geschaffen hatte. Angesichts von österreich­
weit 626 Haftplätzen für weibliche Häftlinge im Jahr 2013 erachtele 

der RH die Relevanz der Umsetzungsmaßnahme zum Gleichstellungs­
aspekt als nicht ausreichend gegeben, da sie weniger als 10 % der weib­
lichen Häftlinge zugute kam. 

Der RH hielt kritisch fest, dass bereits im Jahr 2014 die Einrichtung 
von Frauenabteilungen in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern fast 

zur Gänze umgesetzl war. Daher beurteilte er die Maßnahme als wenig 
ambitioniert und damit auch die Relevanz als gering. 
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Auch kritisierte der RH, dass die Maßnahme zum Gleichstellungs­
aspekt mit der Schaffung von Frauenabteilungen zum Erhalt sozia ­
ler Bindungen lediglich einen eingeschränkten Aspekt der besonde­

ren Lebenssituation weiblicher Häftlinge aufgriff. Sie war daher auch 
aus diesem Grund nur unzureichend relevant: Die Lebenssituation war 

über das Problem des Erhalts sozialer Bindungen hinaus durch einen 
niedrigen Ausbildungsgrad, Gewalterfahrungen vor der Haft und eine 

überdurchschnittlich hohe Drogen- und Medikamentenabhängigkeit 
gekennzeichnet (TZ 2, 10,21). Mit der von ihm gewählten Maßnahme 
begegnete das BMJ der Problemvielfalt in der Lebenssituation weib­

licher Häftlinge nicht angemessen. 

Der RH beurteilte daher insgesamt die Relevanz der Maßnahme zur 

Umsetzung des Gleichstellungsaspekts als nur eingeschränkt gegeben. 

Er empfahl dem BMJ, zukünftig weitere Maßnahmen zu defmieren, die 
einem möglichst hohen Anteil aller weiblichen Häftlinge österreich­

weit zugute kommen und die Problemvielfalt in der Lebenssituation 
weiblicher Häftlinge angemessen berücksichtigen. 

(2) Verständlichkeit 

Der RH beurteilte die Maßnahme _Schaffung von Haftplätzen für 

Frauen in landesgerichtlichen Gefangenenhäusem einschließlich von 
Beschäftigungsmöglichkeiten und Muner- Kind- Haftplätzen- als klar 
formuliert und für die interessierte Öffentlichkeit leicht begreiOich. 

Das Oualitätskriterium der Verständlichkeit war erfüllt. 

(J) Vergleichbarkeit 

Der RH hielt fest, dass die Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt in 
den BFG 20lJ bis 2015 gleich geblieben war. Somit war es möglich, 
die erzielten Fortschrine zu messen. Das Oualitätskriterium der Ver­

gleichbarkeit war daher erfüllt. 

(4) Überprüfbarkeit 

Der RH hielt fest, dass sich mit dem definierten Indikator Anzahl der 
Abteilungen für weibliche Häftlinge in landesgerichtlichen Gefange­
nenhäusem die tatsächliche Umsetzung der Maßnahme objektiv ex post 

feststellen ließ. Das Oualitätskriterium der Überprüfbarkeit der Maß­

nahme war daher erfüllt. 

17.3 Das BM) teilte hl seiner Srellungnahme mit, die Empfehlung des RH 
i'l Evidcnz zu halten. 

Bund 2015/12 
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18.1 (I) Bei der Beurteilung, inwieweit die Indikatoren die Qualitätskriterien 
erfLillten , widmete der RH den Kriterien Relevanz und inhaltliche Kon ­

sistenz wegen der umfangreicheren Inhalte eigene Abschnitte (TZ 18 
bzw. TZ 19 und 20) und stellte sie an den Beginn der Beurteilung. Die 
Kriterien Verständlichkeit, NachvOllziehbarkeit, Vergleichbarkeit und 

Überprüfbarkeit fasste er zu einer TZ (TZ 21) zusammen. 

(2) Das BMJ defmierte im Abschnitt _Wie sieht (der) Erfolg aus?- in 

den BFG 2013 bis 2015 (TZ 4) als einzigen Indikator zur Messung der 
Wirkungen des GleichstellungsaspeklS im Wirkungsziel 5 die _Anzahl 
der Abteilungen fLir weibliche Insas en in Hafteinrichtungen der mit 

Strafsachen befassten Landesgerichte-. Für die beiden zusätzlichen 
Elemente der Maßnahme - die Schaffung von Beschäftigungsmög­

lichkeiten und Mutter- Kind- Haftplätzen - waren keine Indikatoren 
und Zielgrößen festgelegt. Ein expliziter Indikator zur Beurteilung der 

Frage, inwieweit die im Wirkungsziel angesprochene Reintegration und 
Rückfallprävention weiblicher Häftlinge sowie deren Lebenssituation 
besonders berücksichtigt worden war. lag nicht vor. 

18.2 Der RH kritisierte, dass das BMJ lediglich die Anzahl der Frauenabtei­

lungen in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern als Indikator fLir den 
ErfLillungsgrad des GleichstellungsaspeklS im Wirkungsziel 5 festge­

legt hatte. Zur Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten und Mut­
ter-Kind - Haftplätzen waren keine Indikatoren und damit auch keine 

Zielgrößen vorgesehen. Damit hatte das BMJ nur fLir eines von drei 
Teilelementen der Maßnahme zum Gleichstellungsaspekt einen Indi­
kator deFmiert. 

Zum festgelegten Indikator hielt der RH kritisch fest, dass durch die 

Einrichtung von Frauenabteilungen per se noch nicht die Lebenssi­
tuation weiblicher Häftlinge ausreichend berücksichtigt wurde. Die 
.Anzahl der Abteilungen" war kein geeigneter Indikator, die ErfLil­
lung des Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 zu messen, son­
dern lediglich ein Meilenstein, der ein Zwischen- bzw. Endergebnis 

auf Maßnahmenebene misst. Der RH stellte weiters kritisch fest. dass 
das BMJ zusätzliche Indikatoren, die wesentliche Aspekte der Pro­

blemvielfalt in der Lebenssituation weiblicher Häftlinge adressieren 
hätten können (TZ 2, 10), nicht zur Messung des ErfLillungsgrades des 
Gleichstellungsaspekts vorsa h. 

Der RH beurteilte daher den vom BMJ festgelegten Indikator (Anzahl 
der Abteilungen fLir weibliche Häftlinge] fLir die Messung des Erfül ­

lungsgrade des Gleichstellungsa pekts im Wirkungsziel 5 als nicht 
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ausreichend relevant. Der Indikator war ftir die Beuneilung. inwie­

weit die Lebenssituation weiblicher Häftlinge besonders berücksich­
tigt war. nicht geeignet. 

Oualitätskriterium 19.1 (I) Neben dem Indikator Anzahl der Abteilungen für weibliche Häft-

inhaltliche Konsistenz linge in landesgerichtlichen Gerangenenhäusem sah das BMJ zum Wir­
kungsziel 5 und dessen weiterem Teilaspekt einer _etTektiven Durch­

setzung von Entscheidungen durch strargerichtlichen Vollzug unter 
besonderer Berücksichtigung der Reintegration und Rückrallpräven ­
tion ftir Häftlinge im Strar- und Maßnahmenvolizug- weitere Indika ­

toren vor. diese allerdings ohne expliziten Bezug zum Gleichstellungs­

ziel : 

ftir die Erfolgsmessung der Maßnahme _Ausbau des Arbeitswesens 

im Strarvollzug durch verstärkte Orientierung der Arbeitsleistungen 
an den Bedürrnissen möglicher Leistungsabnehmerinnen" den Indi ­

kator "Beschäftigungsquote bei den Strar- und Untersuchungshäft­
lingen" : 

ftir die Erfolgsmessung der Maßnahme "bessere Qualir,zierung der 
Insassinnen während der Haft" den Indikator "Anzahl der zenir,­
zienen Ausbildungskurse ftir Insa en". 

(2) Die Zielgruppen der Maßnahmen. die Indikatoren und welche 
Erfolgsmessungen die BFG 2013 bis 2015 vorsahen. zeigt rolgende 

Tabelle : 

Tabelle 10: Maßnahmen. Zielgruppe und Indikator zum Wirkungsziel 5 in den BFG 2013 
bis 2015 

M.Bn.hmon 

Schaffung yon Haftptiluen 
fur frauen 

Schaffung von Beschäfti­
gungsmöglichkeiten 

Schaffung yon Mutter-Kind­
Haftptätztn 

Ausbau des Arbeitswesens 
im Strafvollzug durch yor­
sUrkte Orientierung der 
Arbeitsleistungen an den 
Bedürfnissen mögticher 
leistungsabnehmerInnen 

bessere Qualifizierung der 
Insa,slnnen während der 
Haft 

QueU.: RH 

212 

Ziolgruppt 

weibliche Hiftlinge 

weibliche Häftlinge 

weibliche Häftlinge 

weibliche und 
miinnliche Häftlinge 

weibliche und 
männliche Häftlinge 

yorg .. thtn .. Indik.tor (gtschltcht"splltflscho) 
Erfolgsmtssung yorgosohon 

Anzahl der ja 
Frauenabteilungen 

Beschäftigung'quote 

Anzahl der zertifizierten 
Au,bildungskurse 

nein 

nein 

nein 

nein 

Bund 2015/12 
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Gesonderte Zielgrößen für weibliche Häftlinge fehlten sowohl bei der 
Beschäftigungsquote als auch bei der Anzahl der zertifIzierten Aus­

bildungskurse. 

19.2 Der RH hielt kritisch fest, dass das BMJ die Indikatoren _Beschäfti­

gungsquote- und _Anzahl zertifIzierter Ausbildungskurse- nicht mit 
geschlechterspezifISchen ZielgröBen ausgestattet hatte. Zudem war für 

den RH nicht nachvollziehbar, warum das BMJ diese geschlechterspe­
zifISch auszuweisenden Indikatoren nicht auch zur Messung des Erfül­

lungsgrades des Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 herangezo­
gen hatte. 

Damit war der logische Zusammenhang zwischen dem Gleichstel­

lungsaspekt. den alle weiblichen Häftlinge betreffenden Maßnahmen 
und den Indikatoren nicht gegeben. Der RH beurteilte daher das Kri­
terium der inhaltlichen Konsistenz bei den Indikatoren als nicht aus­

reichend erfüllt und empfahl dem BMJ, bei Indikatoren und Zielgrö­
Ben zu Beschäftigungsquote und Anzahl der angebotenen zertifIzierten 
Ausbildungen jeweils zwischen weiblichen und männlichen Häftlin­

gen zu unterscheiden und diese Indikatoren zur Messung des Erfül­
lungsgrades des Gleichstellungsaspekts zu nutzen. 

19.3 Das BMJ sagte die Umsetzung der Empfehlung im Rahmen der Überar­
beitung der Angaben zur Wirkungsorientierullg zu. Die elllsprechendell 
Daten eien in der rWerfasst. Durch die Erhebung der absolvierten 
Ausbildungsmodule in den einzelneIl Jusrizanstalten nach Geschlech­
tem könnten gezielter Maßnahmen gesetzt werden. Auch die Beschäf­
tigullgsquote sei getrellllt lIach Gesclllechtem verfügbar. 

20.1 Der vom BMJ verwendete Indikator zur Beschäftigungssituation in der 
Haft war die sogenannte _Beschäftigungsquote-. Sie wurde berech­

net, indem die Summe aller während der Haft geleisteten Arbeitsstun­
den durch die Summe aller Hafttage dividiert wurde. Die regelmäßig 
arbeitsfreien Tage nossen in die Berechnung ebenso ein wie die Haft­

tage jener Häftlinge, die keiner Arbeit in der Haft nachgingen. Eine 
Aufstellung über die Anzahl der beschäftigten und nicht beschäftigten 
Häftlinge konnte das BMJ nicht zur Verfügung stellen. 

20.2 Der RH hielt kritisch fest. dass das BMJ beim Indikator _Beschäfti­
gungsquote- die Hafttage der nicht beschäftigten Häftlinge ebenso in 

die Berechnung einbezog wie die regelmäßig arbeitsfreien Tage. Damit 
bot der Indikator keine ausreichende Transparenz über die tatsächlich 
geleisteten Arbeitsstunden pro arbeitendem Häftling und tatsächlichem 
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Indikatoren im Lichte der haushalts­
rechtlichen Qualitätskriterien 

Qua li tätskriterien 

Verständlichkeit, 
Nachvollziehbarkeit, 

Vergleichbarkeit und 
Überprüfbarkeit 

Arbeitstag und beeinträchtigte dadurch die inhaltliche Konsistenz des 
Indikators. 

Der RH empfahl dem BMJ, den Indikator _Beschäftigungsquotc" z.B. 
durch zusätzliche Erhebung des Anteils der nicht beschäftigten weib­

lichen und männlichen Häftlinge weiterzuentwickeln, um seine Aus­
sagekraft zu erhöhen. 

20.3 Das BMJ teilte in seiner Stellungnahme mit, die Umsetzung der Emp ­

jelllung zu prüjen. 

21.1 (I) Der Absc.hnin _Wie wird dieses Wirkungsziel verfolgt?" in den 

BFG 2014 und 2015 rrz 4) besc.hrieb den Indikator zum Gleichstel ­
lungsaspekt im Wirkungsziel 5 mit den Worten _Anzahl der Abtei ­

lungen für weibliche Insassen in Hafteinrichtungen der mit Strafsa­
chen befassten Landesgerichte". Die Gleichstellungsmaßnahme war 

davon leicht abweichend formuliert als _Schaffung von Haftplätzen 
für Frauen in landesgerichtlichen Gefangenenhäusem". 

(2) Die Lebenssituation weiblicher Häftlinge war durch eine Problem­
vielfalt - etwa einen niedrigen Ausbildungsgrad, Gewalterfahrungen 

vor der Haft und eine überdurchschninliche Drogen- und Medikamen­
tenabhängigkeit - gekennzeichnet. Evidenzen dazu waren vorhanden. 

Das BMJ beschränkte sich für die Messung des Erfüllungsgrade des 
Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 auf nur einen Indikator. 

(3) Der vom BMJ zur Messung des Erfüllungsgrades des Gleichstellungs­
aspekts festgelegte Indikator war in den BFG 2013 bis 2015 unver­

ändert. 

Es fehlten jedoch wie folgt Ziel- und Istwerte in den BFG 2013 bis 2015 : 

Tabelle 11: Istzustand und Zielwerte des Indikators in den BFG 2013 bis 2015 

Anzahl der Abtel- Islzustand Istzusund Istzustand lielzuslind llelzustand llelzustand llelzustand 
lungen für Fr.auen in 2011 2012 2013 2013 2014 2015 2016 
landesgerIchtUchen 
Gefangenenhiusern 

BFG 2013 12 von 16 rehlt 14 von 16 

BFG 2014 12 von 16 rehlt rehlt 14 von 16 15 von 16 

BFG 2015 rehlt Zahl n.v. rehlt 14 von 16 14 von 16 15 von 16 

aueUen: BfG 2013 bis 2015 
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Indikatoren im lichte der haushalts­
rechtlichen Qualitätskriterien 

Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen 
und Indikatoren im BMJ 

Bund 2015/12 

Aus Tabelle I I ist erkennbar, dass insbesondere die l.stzustände ab dem 
Jahr 2012 fehlten . 

21.2 (I) Verständlichkeit 

Der RH hielt fest, dass bei der Angabe, wo Haftplätze ftir Frauen 
geschaffen werden sollten, der Indikator eine von der Maßnahme 
abweichende Formulierung aufwies. Dies beeinträchtigte die Verständ­
lichkeit. 

Der RH beurteilte die Formulierung _ ... in landesgerichtlichen Gefan ­
genenhäusern - als besser verständlich im Vergleich zur Formulierung 
_ .. . in Hafteinrichtungen der mit Strafsachen befassten Landesgerichte­
und empfahl dem BMJ, durchgängig einheitliche, kurze und somit ver­
ständliche Formulierungen zu wählen. 

(2) Nachvollziehbarkeit 

Der RH hielt kritisch fest, dass die Beschränkung auf nur einen Indi ­
kator (Anzahl der Abteilungen ftir weibliche Häftlinge in landesge­
richtlichen Gefangenenhäusern) angesichts der Problemvielfalt in der 
Lebenssituation weiblicher Häftlinge - sowohl in internationalen Emp­
fehlungen adressiert als auch aufgrund von Evidenzen auf nationaler 
Ebene verifIziert (TZ 2, 7, 8, 26) - nicht nachvollziehbar war. 

(3) Vergleichbarkeit 

Der RH hielt fest. dass sich der vom BMJ zur Messung des Erftillungs­
grades des Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 festgelegte Indi ­
kator in den BFG 20 I 3 bis 20 15 nicht verändert hatte. Der Indikator 
erftillte daher das Kriterium der Vergleichbarkeit, da es grundsätzlich 
möglich war, die erzielten Fortschritte zu messen . 

Der RH kritisierte jedoch, dass die Ziel - und Istwerte der Anzahl der 
Abteilungen ftir weibliche Häftlinge in landesgerichtlichen Gefange­
nenhäusern in den BFG 2013 bis 2015 teilweise fehlten und damit die 
Fortschritte bei der Zielerreichung nicht konkret erkennbar waren. 
So ging aus den Dokumenten nicht hervor, ob die ftir das Jahr 2013 
angestrebten 14 von 16 Abteilungen ftir den Frauenvollzug in lan­
desgerichtIichen Gefangenenhäusern tatsächlich im Jahr 20 I 3 einge­
richtet waren . 

Der RH empfahl dem BMJ, die in den BFG 2014 und 2015 fehlenden 
Angaben zu Ist- und Zielwerten zukünftig so zu ergänzen bzw. zu kor­
rigieren, dass Fortschritte eindeutig erkennbar sind. 
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Internes Wirkungs­
controlling 
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(4) Überprüfbarkeit 

R 
H 

Der RH erachtete das Kriterium der Überprüfbarkeit des Indikators als 
erftillt. da der Indikator _Anzahl der Abteilungen- messbar und eine 
tatsächliche Umsetzung ex post objektiv feststell bar war. 

21.3 (I) Das BMJ agte die Um etzullg der Empfehlungen im Rahmen der 
Überarbeitung der Angaben zur Wirkungsorientierung zu. Damit soll 
auch auf Maßnahmenebene eine durchgängig einheitliche. kurze und 
verständliche Fonnulierullg sichergestellt werden. 

(2) Da BMJ wies weiters daraufhin. dass die Ist - lind Zielwerte milt­

lerweile vollständig seicn. 

22.1 (I) Ein Wirkungscontrolling setzt geeignete Ziele und Indikatoren 
voraus. um in periodischen Abständen den Grad der Zielerftillung 
me en und die Maßnahmen in Richtung des angestrebten Ziels steu­
ern zu können. 

(2) Zur Messung. inwieweit die Lebenssituation weiblicher Häftlinge 
durch die vom BMJ deflnienen Maßnahmen berücksichtigt und damit 
der Gleichstellung aspekt im Wirkungsziel 5 erfullt wurde. war ein­
zig der Indikator ..Anzahl der Abteilungen ftir weibliche Insassen in 
Hafteinrichtungen der mit Strafsachen befassten Lande gerichte" vor­
gesehen. 

(3) Im Bereich des BMJ war ein halbjährliches Monitoring der Indika­
toren und des Grades ihrer Erreichung in tirutionalisien. 

22.2 Der RH hielt fest. dass das BMJ ein Wirkungscontrolling eingeftihn 
halte. Da das BMJ jedoch nur einen Indikator ftir die Messung des 
Erftillungsgrades des Gleich teIlungsaspekts im Wirkung ziel 5 vor­
gesehen. mögliche andere Indikatoren (Anzahl zeniflziener Ausbil­
dungskurse und Beschäftigungsquote) nicht genutzt und damit die 
Lebenssituation weiblicher Häftlinge nicht ausreichend durch Indika­
toren adressien halte. blieb das Wirkungscontrolling in seiner Steue­
rungswirkung begrenzt. 

Er empfahl dem BMJ. zumindest die geschlechterspezifischen Aspekte 
der Maßnahmen zu Ausbildung und Beschäftigung beim internen Wir­
kungsconlrolling zu berücksichtigen. entsprechende Zielgrößen und 
Indikatoren auch ftir weibliche Häftlinge zu entwickeln und ein ent ­
sprechendes Wirkungscontrolling ftir den Gleichstellungsaspekt im 
Wirkungsziel 5 zu implementieren. 

Bund 2015/12 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original)20 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen 
und Indikatoren im BMJ 

22.3 Das BM} sagle die Umsellullg der Empfehlullg im Rahmet! der Überar­
beilUlIg der Allgabelllur Wirkung orientierung zu. Die elll prechelldell 
Dalell seieIl in der IW erfasst. Durch die Erhebullg der absolvierteIl 
Ausbildungsmodule in den eillzclrren }uslizanstallen lIoch Geschlech­
lern könrrlell gezieller Maßllahmen ge elZl werden. Auch die Beschöf­
ligungsquole sei geIrenIlI lIach Geschlechlern verfügbar. 

Weitere prüfungsrelevante Feststellungen zum Straf- und Maßnahmenvollzug weiblicher Häftlinge 

Vergütung 

Bund 2015/12 

23.1 (I) Die Höhe der (Arbei15)Vergütung ftlr Häftlinge orienliene sich am 
Kollektivvenrag der Metallarbeiter. Nach An der Tätigkeit waren ftlnr 

Vergütungssturen vorgesehen, die von leichten Hilrsarbeiten bis zu den 
Arbeiten eines Vorarbeiters reichten. Die Vergütung ftlr leichte Hilf -
arbeiten betrug im Jahr 2013 5.34 EUR pro Stunde und ftlr Arbeiten 

eines Vorarbeiters 8,02 EUR pro Stunde. Davon wurden ein Arbeitslo­
senversicherungsbeitrag sowie 75 % als Beitrag zu den Vollzugskos­

ten einbehalten. Strargerangene, die in Ausbildung waren, erhielten 
8 % der niedrigsten Arbeitsvergütung als Hausgeld. 28 

(2) Die 27 Justizanstahen in Österreich boten Arbeitsmöglichkeiten in 
357 hauseigenen Betrieben (wie z.B. Küchen, diversen Hauswerkstät ­

ten) und Unternehmerbetrieben 29 an. lO Innerhalb der Frauenstraran­
stalt Schwarzau mit einer Belagskapazität von 196 Haftplätzen standen 
Arbeitsmöglichkeiten in elr Betrieben zur Verftlgung, in der größen­

mäßig mit Schwarzau am ehe ten vergleichbaren Männerstraranstah 

Suben (Belagskapazität 248 Hartplätze) 18 Betriebe und im größten 
landesgerichtlichen Gerangenenhaus Wien - Joserstadl (Belagskapazi­
läl 1.057 Hartplätze) 20 Betriebe. 

(3) Die Veneilung der Vergütungen pro Haruag aur die einzelnen Ver­

gütungssturen, gelrennt nach Frauen und Männern, teilte sich rur das 
Jahr 2013 wie rolgt dar: 

21 Dil:'S war dit .sonstig<, vrrgutungsstufrM

• 

29 UnlC'rnC'hmC'nx-tri('!x annfrhalb von JustlZölnstahC'n hC'f('rtt'n ('anfacht Arbt-itrn (l.B. 

vrrpadtn. kunniC'rtn) an t'xlrmr Wirt.sthaOsbc-tntlX'. 

10 01(' Zahltß Mtrafrn den Juli 2014. 
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Weitere prufungsrelevante Feststellungen zum 
Straf- und Maßnahmenvollzug weiblicher Häftlinge 

Abbildung J: Verteilung von Frauen und Männern auf die einzelnen Vergütungsstufen in 'Vo 

(im Jahr 201 J ) 
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a - leichte 
Hilfsarbeiten 

b - schwere c - handwerks- d - Facharbeiten e - Arbeiten f - sonstiges 
Hilfsarbeiten mäßige Arbeiten eines Vorarbeiters 

• Männe, _ Frauen 

Aus Abbildung) ist erkennbar, dass rd. 70 'Vo der Frauen und rd. 57 'Vo 

der Männer in den beiden niedrigsten Vergütungsstufen (leichte und 
schwere HilfsarbeitenJ sowie rd. 5 'Vo der Frauen und rd. 13 'Vo der 
Männer in den beiden höchsten Vergütungsstufen (Facharbeiten und 
Arbeiten eines Vorarbeiters) entlohnr wurden. 

(4) Das im Regierungsprogramm 2008-2013 und im Arbeitsprogramm 
der österreichischen Bundesregierung 2013-2018 formulierte Ziel, 
einen nationalen Aktionsplan für Gleichstellung zu erarbeiten (2008) 

bzw. fortzuführen (201)) (siehe auch TZ 12). sollte die Erwerbsbetei ­
ligung und die Einkommensentwicklung von Frauen (Einkommens­
schere) verbessern und damit Einkommensunterschiede verringern. 

(5) Das BMI legte dem Parlament jährlich den Sicherheitsbericht vor. 
Darin enthalten war auch der Bericht des BMJ aus dem Bereich des 
Slraf- und Maßnahmenvollzugs. Dieser wies im Jahr 2012 für weib­
liche Häftlinge ein Enrgelt von ),67 EUR pro Hafttag. für männliche 
Häftlinge ein Entgelt von 5,75 EUR pro Hafttag aus31 . Aufgrund einer 
geänderten Berechnungsmethode32 glichen sich im Bericht des Jah­
res 2013 die Vergütungen von Frauen und Männern weitgehend an 

'I Das ist dir: durchschnittliche Vergütung eines im Jahr 2012 entlassenen weiblichen oder 
männlichen Häftlings, nach Abzug der Vollzugskosten- und Versicherungsbeiträge. 

Jl Im Jahr 2012 wurden Vergütungen im Rahmen der Untersuchungshaft zu den Vergü­

tungen im Rahmen einer Stralbaft addiert. dann jedoch nur durch die Zahl der Straf­
haftlagr dividirrt. Ab dem Jahr 2013 wurden nur die Vergütungen von bis zu 30 Unter­
suchungshafttagen zu den Vergütungen der Strafhaft dazugercchnet und dann wieder 
nur durch die Slrafhaftuge dividiert. 
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Weitere prufungsrelevante Feststellungen zum Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen 
Straf- und Maßnahmenvollzug weiblicher Häftlinge und Indikatoren im 8MJ 

Bund 2015/12 

(Frauen: 4,19 EUR, Männer: 4,26 EURllJ. Einen Hinweis auf die geän­

dene Berechnungsmethode sowie eine Begründung rur die Änderung 
enthielt der Bericht nicht. 

23.2 Der RH stellte eine widersprüchliche Datenlage zu den Einkommens­

unterschieden zwischen weiblichen und männlichen Häftlingen fest: 
Einerseits deuteten die hohen weiblichen Anteile in den beiden nied­
rigsten Vergütungsstufen (rd. 43 'lb bzw. rd. 27 %1 und die durch­

wegs geringere Beschäftigungsdauer von weiblichen Häftlingen pro 
Tag (TZ 141 auf einen niedrigeren Verdienst pro Hafttag bei Frauen 

hin. Andererseils war im Bericht aus dem Bereich des Straf- und Maß­
nahmenvollzugs 2013 dieser Einkommensunterschied stark reduzien. 

Die Reduktion des Einkommensunterschieds im Bericht aus dem 
Bereich des Straf- und Maßnahmenvollzugs 2013 war auf die geän­

derte Berechnungsmethode zurückzuführen. Der RH luitisiene, dass 
dieser Bericht weder auf die Änderung der Berechnungsmethode gegen­
über dem Jahr 2012 hinwies noch die Änderung begründete. Damit 

war die Änderung der Berechnungsmethode der Vergütung pro Haft­
tag weder im Bericht transparent, noch war für den RH nachvollzieh­
bar, warum sie erfolgte. 

Der RH empfahl dem BMJ, die Einkommenssituation von weiblichen 

und männlichen Häftlingen mittels steuerungsrelevanter Daten nach­
vollziehbar darzustellen, um damit eine geeignete Basis rur Maßnahmen 

im Sinne des im Regierungsprogramm 2008-2013 und im Arbeitspro­
gramm der österreich ischen Bunde regierung 2013-20 18 enthaltenen 
Ziels einer Verringerung der Einkommensunterschiede zu schaffen. 

Weiters empfahl der RH dem BMJ, im Bericht aus dem Bereich des 

Straf- und Maßnahmenvollzugs bei der Vergütung pro Hafttag die 
Berechnungsmelhodejeweils zu erläutern bzw. gegebenenfalls auf eine 
Änderung der Berechnungsmethode hinzuweisen. 

23 .3 (J) Das BMJ teilte in seiner Stellungnahme mil, dass es die Datenlage 

Zu Beschäftigung und Eillkommen unter Ei"beziehung der BRZ GmbH 
evaluierell werde. 

(2) Die Empfehlung zur Erläuterung der Berechnungsmefhode bei der 

Vergütung pro Hajttag im Bericlrt über de" Straf- und MaßllOhmen­

vollzug werde das BMJ für das Jahr 2014 berücksichtigen. 

)J Ausgewertel wurden die Tagcsvergülungcn jener weiblichen und männlichen Hän­
linge. die im Jahr 2013 entlassen wurden. 
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Weitere prufungsrelevante Feststellungen zum 
Straf- und Maßnahmenvollzug weiblicher Häftlinge 

Ausbildung des Pe'· 
sonals im Straf- und 
Maßnahmenvollzug 

weiblicher Häftlinge 

220 

24 .1 (I) 1m Bereich des Exekutivdienstcs (Justizwache) betrug der Frauenan­

teil zum Stichtag I. Juli 2014 13, I %, in höheren Funktionen betrug 
er 27,03 %. 

(2) Die Strafvollzugsgrundsätze des Europarates und die UN-Bangkok­
Regeln empfahlen flir die spezialisiene Tätigkeit des Frauenstrafvoll­

zugs eine besondere Ausbildung (TZ 2). 

Die Strafvollzugsakademie bot zuletzt in den Jahren 2010 und 201 1 ein 
Qualifizierungsmodul _Strafvollzug an weiblichen Insassen· in zwei 
Teilen zuje drei Tagen an. Zielgruppe waren sowohl Exekutivbediens­

tete als auch das soziale, psychologische und sonstige Betreuungsper­
sona!. Ziele der Seminare waren u.a. 

- ein Austausch über wesentliche Aspekte des interkulturellen Zusam­

menlebens, 

die Auseinandersetzung mit den speziellen Bedürfnissen von weib­

lichen Häftlingen im gesundheitlichen und hygienischen Bereich, 

die Information über ausgewählte frauenspezifische Krankheits­
bilder, 

das Erkennen der Bedeutung VOn Traumata. 

Methodisch waren neben dem Fachinput auch die Arbeit in Kleingrup­

pen. Erfahrungsaustausch und Diskussion vorgesehen. 

1m Jahr 2012 folgte für die Absolventen ein Follow- up. Seither kam die 
Veranstaltung - laut BMJ mangels Interesses - nicht mehr zustande. 

(J) Die Justizwachegrundausbildung flir das mittlere Management der 
Exekutivbediensteten (E2a - Bedienstete) behandelte Besonderheiten des 

Frauenstrafvollzugs und Gender Mainstreaming- Inhalte. 

(4) Der Besuch von Fonbildungsveranstaltungen erfolgte in der Regel 
auf freiwilliger Basis. Schulungsveranstaltungen zu bestimmten The­

men - wie etwa im Jugendvollzug - waren laut BMJ verpflichtend. 
Eine Vorgabe zu verpflichtenden Schulungen flir den Bereich .Frau­

enstrafvollzug" durch die Zentral teile des BMJ existiene nicht. 

24.2 (I) Der RH anerkannte, dass die Gntndausbildung der Exekutivbe­
diensteten (Justizwache) Besonderheiten des Frauenstrafvollzugs und 

Gender Mainstrcaming- Inhalte behandelte. Er hielt aber fest, dass diese 
Seminaneile in der Grundausbildung auf die Gruppe der Exekutivbe-
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Weitere prufungsrelevante Feststellungen zum Gleichstellungsziet. Gleichstellungsmaßnahmen 
Straf- und Maßnahmenvollzug wpiblicher Häftlinge und Indikatoren im BMJ 

Maßnahmenvollzug 
für Frauen 

Bund 2015/12 

diensteten beschränkt waren . Sonstiges Betreuungspersonal war von 
dieser Ausbildung nicht erfasst. 

(2) Der RH stellte weiters fe I. dass das von der Strafvollzugsakade­
mie für alle Bediensteten im Frauenstrafvollzug entwickelte, insgesamt 

sechstägige Seminar samt Follow- up hinsichllich einer besonderen 

Ausbildung für Bedienstete im Frauenslrafvollzug den Empfehlungen 
der StrafvollzugsgrundsäLZe des Europarates und der UN- Bangkok­
Regeln entsprach. Der RH kritisiene jedoch, das die es Seminar seit 

dem Jahr 2013 bis zum Ende der Gebarungsüberprufung nicht mehr 
stallgefunden haue. 

Der RH empfahl dem BMJ, darauf hinzuwirken, dass alle Bedienste­

ten im Frauenstraf- und - maßnahmenvollzug verpnichtend am Qua­
lif.zierungsmodul _Strafvollzug an weiblichen In assen- teilnehmen. 

24.3 Das BMJ hielr in seiner Srellungnaillne fest, die Empfehlung des RH 
ill Evidellz zu ha/rclI. 

25.1 (I) Beim Maßnahmenvollzug wird unterschieden zwischen der 
Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher 

(§ 21 Abs. I oder 2 StGB), für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher 
(§ 22 StGB) oder für gefahrliche Rückfallstäter (§ 23 StGB). 

(2) Der Anteil der Frauen im Maßnahmenvollzug stieg von 6 <lb im 
Jahr 2011 auf7 <lb in den Jahren 2012 und 2013. Im Jahr 2014 betrug 
dieser Wen 7,3 <lb. 

(3) Die Betreuungsmöglichkeiten und Kosten für Frauen und Männer 
im Maßnahmenvollzug stellten sich für das Jahr 2014 wie folgt dar: 

221 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original) 25 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

Weitere prüfungsrelevante Feststellungen zum 
Straf- und Maßnahmenvollzug weiblicher Häftlinge 

a) Im Maßnahmenvollzug für zurechnungsunfahige Häftlinge gemäß 
§ 21 Abs. I StGB: 

Tabelle 12: Frauen und Männer im Maßnahmenvollzug gemäß § 21 Abs. lStGB, 
Anzahl der Plätze und Kosten (im Jahr 2014) 

Ju.stizanstalt 

Frauen nur in öffentlichen 
psychiatrischen Kranken­
anstalten 

Anzahl der verfügbaren Plätze 

öffentliche psychiatrische 
Krankenanstalten sind gemäß 
§ 167a StVG zur Aufnahme 
verpflichtet 

Kosten/ Tag in EUR 

unterschiedlich; z.B. landes­
klinikum Mauer 374 
Rankweil/Vorarlberg 401 
lKH Graz 363 
Hall/Tirol464 

Männer - Göllersdorf 137 180 

QueUe: BMJ 

- Forensisches Zentrum 
Asten (Außenstelle des 
tandesgerichtlichen 
Gefangenenhauses Linz) 

91 (ab 2015: 154) 175 

Im Maßnahmenvollzug für zurechnungsunfahige Häftlinge standen rur 
Männer im Jahr 2014 228 Plätze (ab dem Jahr 2015: 291 Plätze) zur 
Verfügung. Die Kosten für die externe Betreuung zurechnungsunfahiger 
weiblicher Häftlinge waren etwa im Landesklinikum Mauer und im 
LKH Graz rund doppelt so hoch, in Hallrrirol fast dreimal so hoch wie 
die Kosten für die justizinterne Betreuung der männlichen Häftlinge. 

b) Im Maßnahmenvollzug rur zurechnungsfahige Häftlinge gemäß 
§ 21 Abs. 2 5tGB: 

Tabelle 13: Frauen und Männer im Maßnahmenvollzug gemäß § 21 Abs. 2 5tGB, 
Anzahl der Plätze und Kosten (im Jahr 2014) 

Frauen 

Männer 

Quelle: BMJ 

222 

Justizanstatt 

Schwarzau 

- Wien Mittersteig 
- Garsten 
- Graz-Karlau 
- Stein 

Anzahl der verfügbaren Plätze 

9 

140 
54 
82 
106 

Kosten/Tag in EUR 

n.v. 

152 
eine exakte Kostenabgrenzung 
innerhalb der Justizanstalt war 

wegen gemischter Nutzung vieler 
Ressourcen nicht möglich 

Im Maßnahmenvollzug für zurechnungsfähige Häftlinge standen im 
Jahr 2014 für Männer insgesamt 382 Plätze in vier Justizanstalten und 
für Frauen neun Plätze in einer Justizanstal! zur Verfügung. 

25 .2 (I) Der RH hielt kritisch fest, dass die Kosten für eine externe Betreu­
ung zurechnungsunfahiger weiblicher Häftlinge etwa im Landesklini­
kum Mauer und im LKH Graz rund doppelt 0 hoch, in Hall{rirol fast 
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dreimal so hoch waren wie die Kosten rur diejustizinterne Unterbrin ­
gung zurechnung unfahiger männlicher Häftlinge. 

Er empfahl dem BMJ, die Möglichkeit zu prüfen, aus Kostengründen 

auch rur zurechnungsunfahige weibliche Häftlingejustizintern Betreu­
ungsplätze einzurichten. 

(2) Weiters kritisierte der RH, dass rur zurechnungsfahige weibliche 

Häftlinge lediglich in einer Justizanstalt neun Plätze mit psychiat­
rischer Betreuung zur Verfligung standen. während das Angebot rur 
zurechnungsfahige männliche Häftlinge an vier verschiedenen Stand­

orten insgesamt 382 Plätze umfasste. Insgesamt standen rur zurech­
nungsunfahige und zurechnungsfahige männliche Häftlinge justiz­

intern 610 Plätze mit psychiatrischer Betreuung zur Verrugung, rur 
weibliche Häftlinge neun Plätze. Damit betrug - bei einem Frauen­
anteil im Maßnahmenvollzug von 7,3 'lb im Jahr 2014 - dasjustizin­

terne Angebot an Plätzen mit psychiatri eher Betreuung rur Frauen 
lediglich 1,5 'lb des Gesamtangebots. 

Der RH empfahl dem BMJ. bei der Weiterentwicklung der Maßnah­

men zur Umsetzung des Gleichstellungsziels diesen Aspekt entspre­
chend zu berücksichtigen. 

25.3 Das BMJ t~ilt~ in seiner 5tellu/lgnahme mit. dass weibliche zureell ­
nungsunfljhige Häftlinge nicht im gleichen Ausmaß wie männliche 

zurech/lllllgsunjähige Häftlinge VOm Trend steigenden EII/lassungen 
im Vergleich zu Einweisungen profitieren konnten. Die aktuellen Ent­
wicklungen und Kostengründ~ würden Anla s zu Überlegungen geben, 

auch für zurecltnungsunfljhige weibliche Häftling~ justizielle Behand­
lungsangebote vorzuselten. 

Vorerst seijedoclt der Ausgang d~r Verltandlungen zur Übertragung der 

Agenden naell § 2/ Abs. / 5tGB auJ das BMG bzw. die Bundesländer 
abzuwart~n. V~rbli~ben die AuJgaben beim BMJ, könne ~injustizielles 
Beltandlungsangebot seriös geprüft und b~urleilt werden. 

Weiter teilte das BMJ mit, dass es auJgrund der aktuellen Entwick­
lungen ein eigenes Kapitel im Monitoringfor Frauen im Maß/tallmen­
vollzug eingerichtet hab~. 

Spezifisch~ R~ltabilitationsbedürJn isse zu reell/lu ngsu /!foh iger weiblicher 
Häftlinge würden in Zukunft an Bedeutung gewinnen. Mit J. Jän ­

n~r 20/5 sei er /Inals mit einer sozialtlterap~utisclten Wohngemein ­
schaft, die aussellli~ßliclt Frauen betreue. eine Rahm~/lVereinbarung 
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lIacl! § /790 SrVG fiir die jorellsisclre NachberreuulIg abge c1rlossell 

wordclI. 

25.4 Der RH betonte, dass - im Falle eines Verbleibs der Betreuung zurech­
nungsunfähiger Häftlinge beim BMJ - aus Kostengründen jedenralls 
ein justizinternes Betreuungsangebot auch flir zurechnungsunfähige 
weibliche Härtlinge geprürt werden sollte. 

26.1 (1) Eine Strategie flir den Frauenstrar- und - maßnahmenvollzug in 
Österreich gab es zur Zeit der Gebarungsüberprürung nicht (TZ 12). Die 
im Gleich teIlungsaspekt im Wirkungsziel 5 angesprochene Lebens­
situation weiblicher Härtlinge im Slrar- und Maßnahmenvollzug war 
nicht anhand konkreter Daten analysien (TZ 7). 

(2) Folgende Tabelle zeigt jene Dalenkalegorien. zu denen das BMJ im 
Jahr 2013 über geschlechterspezir,sche Daten verfügle : 
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Tabelle 14: Datenkategorien mit geschlechterspezifischen Daten im Strafvollzug 

Bereiche 

Kriminalität von Frauen 

Freiheitsstrafen und 
Maßnahmen 

Arbeit und Beschäftigung 

persönliches Umfeld, 
Bildung, soziale Stellung 

Quelle: BMJ 

Bund 2015/12 

Datenkategorien 

- Zahl der Verurteilungen 
- Verurteilung nach Deliktsgruppen 
- Verurteilung nach Sanktionen (Freiheitsstrafe, Geldstrafe) 

- Anzahl der Häftlinge 
• allgemein 
• nach Altersgruppen (z.B. Jugendliche, Erwachsene) 
• nach Arten der Haft (z.B. Strafhaft. Untersuchungshaft) 

- Anzahl der Einweisungen 
• allgemein 
• von zurechnungsunfähigen und 
• zurechnungsfähigen Tätern 

- Wiederkehrer-Rate (Rückfallquote) 
- Entwicklung der jährlichen Zugänge seit 2001 

• allgemein 
• nach Altersgruppen 

- Arten des Vollzugs (z.B. Normalvollzug , gelockerter Vollzug) 
- Anzahl der Ausgänge 
- Anzahl der Freigänge 
- durchschnittliche Haftdauer bei Entlassung 
- Strafdauerklassen zum Stichtag 1. September 
- Arten der Entlassung (z.B. bedingt. Strafende) 

- Beschäftigungsquote getrennt nach Justizanstalt 
- Vergütung 

• Zuordnung zu Vergütungsstufen 
• Vergütung pro Häftling und Tag 

- Familienstand 
- Wohnsituation 
- höchste abgeschlossene Schulbildung 
- Einkommen vor der Haft 

Zur Anzahl teilnehmender Häftlinge an Ausbil dungsa ngeboten im 
5traf- und Maßnahmenvo llzug lagen keine geschlechterspezifIschen 
Daten vor. Zudem wiesen Daten teilweise Qua litätsmä ngel auf: 

50 hatte der Indikator _Beschäftigungsquote" eine nur einge­
schränkte Aussagekraft [TZ 20) ; 

die Daten im 50zial a rbei termodul wiesen hohe Datenfehlbestä nde 
auf (TZ 7) ; 

die Berechnungsmethode zu r Kennzahl Verdienst ei nes Häftlings pro 
Tag hatte das BMJ geä ndert ohne Ersi chtlichmachung der Gründe 
für di e Änderun g [TZ 23 ). 
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Nur flinf von den 25 Datenkategorien mit geschlechterspezifischen 
Daten (siehe Tabelle 14) waren in dem - als Teil des Sicherheitsbe­
richts veröffentlichten - Bericht 2013 aus dem Bereich des Straf- und 

Maßnahmenvollzugs 20lJ mit den Wenen flir die weiblichen Häft­
linge abgebildet (darunter die Anzahl der Häftlinge und die Vergü­

tung). Insbesondere in der für die Lebenssituation weiblicher Häftlinge 
bedeutsamen Beschreibung der Gefangenenpopulation nach Sozial­

und Gesundheitsmerkmalen enthielt der Bericht keine nach weiblichen 
und männlichen Häftlingen getrennt aufbereiteten (genderdisaggre­

gienen) Daten. 

(J) Der Gleichstellungsaspekt war in das Wirkungsziel 5 des BMJ inte­
grien. Dieses Wirkungsziel strebte eine effektive Durchsetzung vOn 

zivil - und strafgerichtlichen Entscheidungen an. Für den Strafvollzug 
sollten Reintegration und Rückfallprävention rur weibliche und männ­
liche Häftlinge besonders berücksichtigt werden. Eine geschlechter­

spezifische Differenzierung erfolgte nicht. Ergänzend wurde flir weib­

liche Häftlinge die besondere Berücksichtigung ihrer lebenssituation 
im Straf- und Maßnahmenvollzug angestrebt. 

Im Abschnitt _Wie wird dieses Wirkungsziel verfolgt?- bezog sich nur 
eine von vier Maßnahmen auf den Gleichstellungsaspekt des Wir­

kungsziels 5 (zur mehrgliedrig verschachtelten Fonmulierung des Wir­
kungsziels 5 des BMJ siehe TZ 13); von den flinf Indikatoren eben­

falls nur einer. 

26.2 (I) Der RH stellte fest, dass das BMJ mit 25 Datenkategorien zwar 

über eine Vielzahl geschlechterspezifischer Daten verfügte. Aufgrund 
der Qualitälsmängel dieser Daten (TZ 7) und der fehlenden Strategie 
(TZ 12) konnten diese jedoch nicht zielgerichtet als Indikatoren zur 
Wirkungs(Erfolgs)messung ausgewählt, erhoben und damit zur effek ­

tiven Steuerung eingesetzt werden . Damit war für das BMJ nicht klar, 

welche Daten flir den Straf- und Maßnahmenvollzug weiblicher 
Häftlinge steuerung relevant waren, 

ob diese Daten entsprechend erhoben wurden, 

welche Daten, die steuerungsrelevant sein könnten, noch nicht erho­

ben wurden und 

welche erhobenen Daten wegen fehlender Steuerungsrelevanz ver­

ziehtbar waren. 
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Der RH empfahl daher dem BMJ, nach Erarbeitung einer Strategie 
für den Frauenstraf- und - maßnahmenvollzug die vorhandenen 

geschlechterspezifischen Daten auf ihre Steuerungsrelevanz zu über­
prüfen . Insbesondere wäre zu entscheiden, welche Daten zusätzlich 
erhoben werden müssten bzw. aufweiche bisher erhobenen Daten ver­

zichtet werden könnte. 

(2) Der RH kritisiene, dass nur fünf von den 25 Datenkategorien mit 
geschlechterspezifischen Daten (siehe Tabelle 14) in dem - als Teil 

des Sicherheitsberichts veröffentlichten - Bericht aus dem Bereich des 
Slraf- und Maßnahmenvollzugs 2013 mit den Wenen rur die weib­

lichen Häftlinge abgebildet waren (darunter die Anzahl der Häftlinge 
und die Vergütung). Insbesondere in der rur die Leben ituation weib­

licher Häftlinge bedeutsamen Beschreibung der Gefangenenpopulation 
nach Sozial - und Gesundheitsmerkmalen enthielt der Bericht keine 
nach weiblichen und männlichen Härtlingen getrennt aufbereiteten 

Daten. Damit kam das BMJ auch der entsprechenden Empfehlung der 
UN-Bangkok-Regeln nicht nach )< (siehe TZ 2). 

Der RH empfahl daher dem BMJ, im - jährlich als Teil des Sicher­

heilsberichts veröffentlichten - Bericht au dem Bereich des Straf­
und Maßnahmenvollzugs die Daten genderdisaggregien auszuweisen. 

(J) Der RH hielt insgesamt kritisch fest, dass aufgrund der fehlenden 
Strategie für den Frauenstraf- und - maßnahmenvollzug ein erheb­

liches Steuerungsproblem für diesen Bereich bestand. Die Lebenssitu­
ation von weiblichen Härtlingen war in den BFG 2013 bis 2015 weder 
im Abschnill _Warum dieses Wirkungsziel?- noch aufgrund von 15t­

und Zielwenen durch konkrete Zahlen beleg\. Somit fehlte die Evi­
denz rur die Ausgangslage zur Bestimmung von Gleichstellungsziel 

und Gleichstellungsmaßnahmen und damit auch die Basis rur eine 
Evaluierung der Fonschrille. 

Der RH empfahl dem BMJ, nach einer Kosten- Nutzen- Analyse der vor­
handenen Kennzahlen und ihrer Qualitätsverbesserung gezielt strate­

gische, steuerungsrelevante Kennzahlen auszuwählen, diese in die zu 
erarbeitende Strategie zu integrieren und 0 eine wirksame Steuerung 

des Frauenstraf- und - maßnahmenvollzugs zu fördern. 

(4) Der RH hielt weiters kritisch fest, dass da BMJ kein eigenständiges 

Gleichstellung ziel deflßien und den Gleichstellungsaspekt _Berück­
sichtigung der Lebenssitualion weiblicher Insassen im Straf- und Maß-

14 r~dm~ßigC' Information der Öffentlichkeit ÜM-f alle di~ Slandards bc'ITtITt'ndcn Fak­
tcn und die Fort5<'hnttC' dtT gtlrofTcnen Maßnahmen zur sozialen R(,lnl~ralion von 
weiblichen Häftlingen 
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nahmenvollzug- lediglich als Teil des allgemeinen Wirkungsziels 5 

berücksichtigt hatte. Damit war dem Gleichstellungsa pekt nicht jener 

Raum eingeräumt. der für eine wirkungsorientiene Steuerung erfor­
derlich war: Lediglich eine von vier Maßnahmen und einer von fünf 
Indikatoren des Wirkungsziels 5 bezogen sich auf den Gleichstellungs­

aspekt. 

Der RH empfahl dem BMJ. dem Gleichstellungsziel im Bereich des 
Straf- und Maßnahmenvollzugs zukünftig mehr Bedeutung einzu­

räumen. 

26.3 (I) Laur Srellungnahme de BMJ habe es die Empfehlung zum gender­
disaggregierten Darenausweis im Berichr über das Jahr 2014 bereirs 
umgeserzr. 

(2) Zu den Empfehlungen berreffend Sreueru"gsrelevanz und Kosren ­
Nurzen- Analyse vorha"de"er DareIl verwie das BMJ - wie scho" bei 
TZ 12 - auf das ausgearbeirere KOllzepr für eine Srraregie. das schrill­
weise umgeserzr würde. Ziel sei die Entwicldung u"d Implementierung 
eines Vollzug. du den beso"dere" Umsrändell und Bedürfnisse" weib­
licher Häftlinge weirgehelld Rechnung rragell Itönlle. 

(J) Schließlich rei/re das BMJ mir, im Sill"e der Empfehlung de RH 
im Zuge der Überarbeirung der A"gabell zur Wirkung orienrieru"g ver­
srärkres Auge"merk auf das Gleichsrellungsziel im Bereich des Srraf­
u"d Maßllahmenvollzugs zu legen. 

26.4 Der RH betonte abermals die Notwendigkeit, zuerst eine Strategie für 
den Frauenstraf- und - maßnahmenvollzug zu entwickeln und in der 
Folge zu entscheiden, welche der vorhandenen geschlechterspezifIschen 
Daten im Rahmen dieser Strategie steuerungsrelevant waren. Aur diese 

Empfehlung des RH war das BMJ in seiner Stellungnahme nicht ein­
gegangen. Der RH stellte weiters k.lar. da nach Vorliegen einer Stra ­
tegie die Auswahl steuerungsrelevanter Daten aufgrund einer Kosten­

Nutzen-Analyse erfolgen sollte. 

27 .1 (I) Eine gute Qualität und hohe Aussagekraft von Indikatoren war 
eine wesentliche Steuerungsvoraussetzung. Zur Steuerung der Umset­
zung des Gleichstellungsziels bedarf es zudem gleichstellungsspezi­

fisch erhobener und analysiener Daten. 

Für die Ausbi ldung und Beschäftigung von Häftlingen waren steue­

rungsrelevante gesetzliche Vorgaben wie folgt vorhanden (siehe auch 

TZ 3): 
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Gemäß § 45 StVG war" Vorsorge dafür zu treffen, dass jeder Straf­
gefangene nützliche Arbeit verrichten kann," 

Gemäß § 48 StVG waren Strafgefangene, die keinen Beruf erlernt 
hanen oder im erlernten Beruf nicht beschäftigt werden konnten, 

in einem ihren Kenntnissen, Fähigkeiten und womöglich auch ihren 
Neigungen entsprechenden Beruf auszubilden, wenn und soweit 

dies mögl ich war. 

(2) Beide Vorgaben hane das BMJ einerseits mit der "Schaffung von 
Beschäftigungsmöglichkeiten" im Rahmen der Umsetzungsmaßnahme 
zum Wirkungsziel und andererseits mit der ab dem BFG 2014 ergänzten 

Maßnahme einer "besseren QualifIzierung von Insassinnen während 
der Haft" angesprochen. 

Der Indikator zur Erfolgsmessung bei der Schaffung von Beschäfti­

gungsmöglichkeiten, die .. Beschäftigungsquole", warjedoch nur einge­
schränkt aussagekräftig, weil sie z.B. die nicht beschäftigten Häftlinge 
in die Berechnung einbezog (siehe TZ 20). Für den Bereich Ausbil ­
dung wiederum fehlten geschlechterspezifische Daten zur Teilnahme 

an Ausbildungen. 

27.2 (I) Der RH luitisiene wiederholt rrz 20), dass der Indikator "Beschäfti­
gungsquote" eine nur eingeschränkte Aussagekraft aufwies. Dies beein­

trächtigte die Steuerungsmöglichkeit im Bereich der Beschäftigung von 
Häftlingen. 

Der RH empfahl daher dem BMJ wiederholt, den Indikator .Beschäf­
tigungsquote" weiterzuentwickeln (TZ 20), um auch besser evaluieren 

zu können, inwieweit die Vorgabe gemäß § 45 StVG ("Es ist Vorsorge 
dafür zu treffen, dass jeder Strafgefangene nützliche Arbeit verrich­

ten kann") erfUllt wurde bzw. inwieweit die in den BFG 2013 bis 2015 
vorgesehenen Maßnahmen zur Umsetzung des Wirkungsziels 5 fon­
geschrinen waren. 

(2) Der RH kritisiene, dass das BMJ die Teilnahme von Häftlingen an 

Ausbildungen nicht getrennt nach weiblichen und männlichen Häft ­
lingen erhob und au wenete. Damit konnte nicht beuneilt werden, ob 

die Vorgabe des § 48 StVG, wonach für eine entsprechende Aus­
bildung der Häftlinge zu sorgen war, für weibliche Häftlinge aus­
reichend erfüllt war, 
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inwieweit die in den BFG 2014 und 2015 vo rgesehene Maßnahme 

einer .besseren Qualifizierung der Insassinnen während der Hart" 
bei weibl ichen Hä ftlingen tatsächlich umgesetzt war (TZ 20). 

Der RH emprahl dem BMJ, die Anzahl der Teilnehmenden an den Aus­

bildungen getrennt nach Geschlecht zu erheben, um entsprechende 
Steuerungsdaten im Hinblick aur den Gleichstellungsaspekt und die 
Maßnahme der besseren Qualifizierung zu generieren. 

27,3 Das BMJ teilte in seiner Stellungnahme mit, dass auch diese Emp­

fehlung des RH im Rahmen der Überarbeilu'lg der Angaben zur Wir­
kungsoriemierung umgesetzt werde. Die entsprechenden Daten seien 
in der IW erfasst. Durch die Erhebung der absolvierten Ausbildungs­

module in de'l einzelnen Jusrizo'lsrallen nach Geschleelrtern könnten 
gezieller Maßnahmen gesetzt werde,l. 

Das BMJ ergänzte in seiner Steilung'lolllne Daten zum Stichtag I. Sep­
tember 2014: Danach seien bei einem Frauenall1eil VO'I rd. 6,1 % 

(in absolulen Zahlen 536 weibliche Häftlinge) rd. 5,36 % der Aus­
und Fortbildungsangebote von Frauen absolviert worden, IIbenviegend 
Sprachkurse und .sollSrige Kurse"; zwei Frauen hällen Facharbeiter­

l'llensivausbildu ngen absolviert. 

28.1 In internationalen und nationalen Regelungen waren Vorgaben und 
Emprehlungen Flir den Srrar- und Maßnahmenvollzug von Frauen ent­
halten (siehe TZ 2 und J). Die rolgende Tabelle gibt einen Überblick 

über deren UmselZungsstand: 
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Tabelle 15: Rechtliche Vorgaben und internationale Empfehlungen zum Frauenstraf­
vollzug und deren Umsetzungsstand 

Rechtsgrundlilge 

Strafvollzugsgru ndsätze 
des Europarates (2006) 

UN-Bangkok-Regeln 
(2011) 

Strafvollzugsgesetz 

OueU.: RH 

Bund 2015/12 

inhilltliche Empfehlungen 

- Berücksichtigung spezieller Bedürfnisse 
inhaftierter Frauen z.B. in körperlicher, 
beruflicher, sozialer und psychologischer 

berücksichtigt/umgesetzt 

nein (TZ 7, 13) 

Hinsicht (Pkt. 34.1) 
- besondere Ausbildung für Bedienstete im 

Frauenstrafvollzug (Pkt. 81.3) 

- Mindest9rundsätze, die den besonderen 
Bedürfmssen weiblicher Häftlinge Rechnung 
tragen sollen (Pkt. 1) 

- Fortbildungsprogramme für Bedienstete 
im Frauenstrafvollzug sind durchzuführen 
(Pkt. 70) 

nicht ausreichend (TZ 25) 

nein (TZ 16) 

nicht ausreichend (TZ 25) 

- umfassende Forschungsarbeiten zum Frauen- nein (TZ 7, 8) 
strafvollzug als Grundlage für eine wirksame 
Planung und die Ausarbeitung von Politiken 
(Pkt. 67) 

_ regelmäßige Evaluierung der Trends, nein (TZ 7, 8) 
Probleme und Anforderungen betreffend 
weibliche Häftlinge (Pkt. 69) 

- regelmäßige Information der Öffentlichkeit nicht ausreichend (TZ 26) 
über alle diese Standards betreffenden 
Fakten und die Fortschritte der getroffenen 
Maßnahmen zur sozialen Reintegration von 
weiblichen Häftlingen (Pkt. 70) 

- weibliche und männliche Häftlinge sind von- ja (TZ 3, 15) 
einander getrennt anzuhalten (§ 8 Abs. 4) 

- es ist dafür zu sorgen, dass jeder Häftling nicht ausreichend (TZ 15, 27) 
nützliche Arbeiten verrichten kann (§ 45) 

- Berufsausbildung für jene, die keinen Beruf nicht ausreichend (TZ 15, 27) 
erlernt haben oder nicht im erlernten Beruf 
beschäftigt werden können (§ 48) 

28.2 Der RH hielt kritisch fest, da s das BMJ stcuerungsrelevante Empfeh­
lungen aus den UN- Bangkok- Regeln nicht berücksichtigte. Insbeson­
dere fehlten ausreichende Evidenzen zur Ausgangslage als Voraus­
setzung für eine Erfolgsmessung und deren Analy e als empirische 
Grundlage für eine Strategie. Damit halle das BMJ die Chancen der 
Wirkungsorientierung nicht ausreichend genutzt, den Gleichstellungs­
aspekt im Wirkungsziel 5 auf Evidenzen zu stützen und steuerungsre­
levante Daten zur Wirkung mc sung auszuwählen erz 26). 

Er empfahl dem BMJ, internationale Empfehlungen und nationale 
Vorgaben bei einer zukünftigen Slrategieentwicklung verstärkt zu 
berücksichtigen und Steuerungsinstrumente (z.B. evidenzbasierte Ent ­
scheidungen, Evaluierungen) zu entwickeln und einzusetzen, um die 
Steuerung des Frauenstraf- und -maßnahmenvollzugs zu verbessern. 
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28.3 Das BMJ fiihrte in seiner Stellungnahme aus, dass aujbauelld auf der 
quantitativen Häufigkeit von Frauen im Vollzug und internatimwler 
Vorgaben (UN- Bangkok- Regeln, Europäisclre Strajvollzugsgrundsärze) 

ein Konzept fiir eine Strategie ausgearbeitet wordell sei, das schritT­
wei e umgesetzt würde. Ziel sei die Enrwicklung und Implementierung 

eines Vollzugs, der den besollderen Umständen und BedürJllissen weib­
liclrer Häftlinge weitgehend Rechnung tragm kÖllne. 

28.4 Der RH betonte, dass für eine verbessene Steuerung des Frauenstraf­
und - maßnahmenvollzugs auch Steuerungsinstrumente zu entwickeln 
und einzusetzen waren. Er verblieb daher bei seiner Empfehlung. 

29 Die folgende Tabelle zeigt resümierend, inwieweit das SMJ mit den 
Angaben zur Wirkungsorientierung betreffend den Gleichstellungs­
aspekt im Wirkungsziel 5 die gesetzlichen Vorgaben erfüllte: 
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Tabelle 16: Rechtliche Vorgaben zu den Angaben zur Wirkungsorientierung und deren 
Erfüllungsgrad 

Rechtsgrundlage 

Art. 51 Abs. 8 B-VG 

§ 41 Abs. 1 BHG 2013 

Wirkungsziel 

Maßnahmen 

Indikatoren 

Angaben zu Wirkungs­
orientierung-VO 

Quelle: RH 

Einbindung 
der Wirkungs­
controllingstelle 

Bund 2015/12 

inhaltliche Vorgaben 

bei der Haushaltsführung des Bundes ist u.a. der 
Grundsatl der Wirkungsorientierung insb. unter 
Berücksichtigung des Ziels der tatsächlichen 
Gleichstellung von Frauen und Männern zu 
beachten 

Qualitätskriterien für die Angaben zur Wirkungs­
orientierung auf allen Gliederungsebenen: 
- Relevanz 
- inhaltliche Konsistenz 
- Verständlichkeit 
- Nachvollziehbarkeit 
- ~ergleichbarkeit 
- Uberprüfbarkeit 

- Relevanz 
- inhaltliche Konsistenz 
- Verständlichkeit 
- Nachvollziehbarkeit 
- ~erg lei chba rkei t 
- Uberprüfbarkeit 

- Relevanz 
- inhaltliche Konsistenz 
- Verständlichkeit 
- Nachvollziehbarkeit 
- y'ergleichbarkeit 
- Uberprüfbarkeit 

- zumindest eines der fünf Wirkungsziele ist 
aus dem Ziel der tatsächlichen Gleichstellung 
abzuleiten und insb. auf externe, gesell-
schaftspolitische Wirkungen auszurichten (§ 4 
Abs. 3) 

Erfüllungsgrad 

teilweise erfüllt (TZ 10, 14, 15) 

erfüllt (TZ 11) 
nicht ausreichend !TZ 13l 
nicht ausreichend TZ 13 
nicht ausreichend TZ 12 
erfüllt (TZ 13) 
eingeschränkt (TZ 13) 

nicht ausreichend (TZ 11) 
nicht erfüllt (TZ 14, 15) 
erfUllt (TZ 11) 
nicht ausreichend (TZ 16) 
erfüllt (TZ 11) 
erfüllt (TZ 11) 

nicht ausreichend !TZ 18) 
nicht ausreichend TZ 19, 20) 
nicht ausreichend TZ 21) 
teilweise erfüllt (TZ 21) 
erfüllt (TZ 21) 
erfüllt (TZ 21) 

erfüllt (TZ 12) 

- auf Personen bezogene Kennzahlen sind nach nicht erfüllt (TZ 19) 
Geschlecht differenziert anzugeben (§ 4 Abs. 6) 

30.1 (I) Auf Basis der Wirkungsconrroll ingverordnung3S wurde u.a. zur 
Sicherong der Qualität der Angaben zur Wirkungsorientierong im BVA 
eine ressortübergreifende Wirkungsconuollingstelle im BKA (im Fol­
genden: WirkungsconLrollingstelle) eingerichtet. Die QualitäLSprüfung 
der Angaben zur Wirkungsorientierong umfasste u.a. die Einhaltung 

der Qualitätskriterien des § 41 BHG 2013 und die Berücksichtigung des 
Ziels der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männem durch 
Formulierong zumindest eines Wirkungsziels als Gleichstellungsziel 

sowie durch Festlegung zumindest einer Gleichstellungsmaßnahme in 
einem Globalbudgct pro Untergliederong. Weitere Aufgaben der Wir-

15 Vl.:rordnung des Bundeskanzlers über das ressorrObergreifcndt' Wirkungscontrolling. 
BGB!. It Nr. 24>/2011 
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kungscontrollingstel1e waren die Beratung und Unterstützung aller 
Bundesministerien und Obcrsten Organe bei der Implementierung des 
neuen Haushallsrechts auf Bundesebene. Bei der Vorbereitung sowohl 
des ersten BFG nach neuem Haushaltsrecht (2013) als auch des Dop­
pelbudgets 2014/2015 stand dcr Wirkungscontrollingsteile nur kurze 
Zeit für die Qualitätssicherung der Angaben zur Wirkungsorientierung 
aller Ressorts zur Verftigung. 

(2) Als Kriterien für eine gelungene Gleichstellungsorienlierung iden­
tiflziene die WirkungscontrollingsteIle generell U.3. 

die Einbindung von Expenen sowie Gender Mainstreaming- Beauf­
tragten der Ressorts in die ressortintemen Prozesse. 

die enge Zusammenarbeit mit der interministeriellen Arbcitsgruppe 
Gender Mainstreaming, 

die Verbesserung der Datengrundlagen und Datenanalysen, 

qualitätsvolle und auch auf internationale Benchmarks abgestellte 
Indikatoren verbunden mit Kennzahlenkaskaden, 

die Zugrundelegung von Evidenzen. 

(3) Nachdem der erste Vorschlag eines Gleichstellungsziels des BMJ 
( .. Die Vorbereitung von geschlechtsneutral formulierten (gegender­
ten) verständlichen und den gesellschaftlichen Bedürfnissen entspre­
chenden Gesetzesentwürfen ..... ) sowohl vom BMJ als auch von der 
WirkungscontrollingsteIle als nicht passend wieder verworfen worden 
war36, entwickelte das BMJ mit Unterstützung einer Expertin aus dem 
BKA ein neues Wirkungsziel 5 mit Gleichstellungsaspekt: .. Effektive 
Durchsetzung von Entscheidungen durch zivil - und strafgerichtlichen 
Vollzug unter besonderer Berücksichtigung der Reintegration, Rück­
fallprävention und Lebenssituation weiblicher Insassen im Straf- und 
Maßnahmenvollzug (einschließlich der Bewährungshilfe)". Dieses Wir­
kung ziel kommentierte die WirkungscontrollingsteIle als den Quali­
tätskriterien entsprechend. 

(4) Laut WirkungscontrollingsteIle sollten in der Begründung für das 
Wirkungsziel der öffenLliche Handlungsbedarf und der erwartete Nut­
zen hinsichtlich Gleichstellung nachvollziehbar beschrieben werden. 
Zu den Angaben, wie dieses Wirkungsziel verfolgt werden sollte, emp­
fahl die WirkungscontrollingsteIle, die vOm BMJ gewählte Formulie-

1{; Es handeltr sich nach Ansicht d~ BKA c.her um ei ne Maßnahm(' als um ('in Ziel. 
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rung _Ausbau der Einrichtungen für den Frauenvollzug- inhaltlich 
zu konkretisieren [z.B. Aufstockung der Muner- Kind- Plätze, Kapa­
zitätserweiterung des offenen Vollzugs, Aus- und Weiterbildungs­
angebote), so dass der Zusammenhang mit dem Wirkungsziel und 
der Gleichstellungswirkung nachvollziehbar würde. Auch auf eine 
geschlechtsneutrale Schreibweise innerhalb der Untergliederung wäre 
zu achten [Aufzählung beider Geschlechter oder Verwendung des 
Binnen- I). 

Zum Indikator _Beschäftigungsquote- schlug die Wirkungscontrolling­
steIle vor, zusätzlich zur durchschnittlichen Arbeitszeit auch den Anteil 
jener Personen, die einer Beschäftigung nachgingen, darzustellen. Wei ­
ters sollten zusätzliche Indikatoren - etwa Zur Qualität der Betreuung 
und Sicherheit des Slrafvollzugs - delinien werden, um eine gesamt­
hafte Darstellung des Wirkungsspektrums zu zeigen. 

Zum Indikator Anzahl der Abteilungen für weibliche Härtlinge in lan­
desgerichllichen Gefangenenhäusern wies die Wirkungscontrolling­
steIle darauf hin, dass die Gleichstellungswirkung nicht durch das 
Einrichten von Abteilungen per se erreicht werde, vielmehr ginge es 
um die Verbesserung der Lebenssituation weiblicher Häftlinge. Auch 
auf Ebene des GlobalbudgelS empfahl die WirkungscontrollingsteIle 
die Prüfung, ob die Maßnahme der Einrichtung von Abteilungen für 
weibliche Häftlinge in landesgerichtlichen Gefangenenhäusern geeig­
net sei, die angestrebte Gleichstellungswirkung zu erreichen. 

(5) Unter Berücksichtigung von Empfehlungen der Wirkungsconrrol ­
lingslelle deflniene das BMJ schließlich die Maßnahme _Schaffung 
von Haftplätzen für Frauen in landesgerichtlichen Gcfangenenhäu­
sem einschließlich von Beschäftigungsmöglichkeiten und Multer­
Kind- Haftplätzen". Weiters speziflziene es den Zielzustand durch die 
Anzahl der angestrebten Haftplätze für weibliche Häftlinge in Kor­
neuburg und Eisenstadl. 

30.2 (I) Ocr RH anerkannte die seitens des BMJ als Folge des Dialogs mit der 
WirkungscontrollingsteIle durchgefühnen Verbesserungen der Anga ­
ben zur Wirkungsorientierung betreffend Gleichstellung. Er hielt die 
Vorschläge der WirkungscontrollingsteIle für nachvollziehbar, stellte 
jedoch kritisch fest, dass sie nicht ausreichend auf die geschlechterspe­
zifIsche Darstellung der Zielgrößen bei der Seschäftigungsquote hin­
gewiesen und das SMJ die von der Wirkungsconrrollingstelle empfoh­
lene geschlechtsneutrale Schreibweise nicht durchgängig eingehalten 
hatte. 
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(2) Weiters kritisiene der RH, dass die WirkungscontrollingsteIle die 
mehrgliedrig verschachtelte und daher schwer verständliche Fonnu­

lierung des Wirkungsziels 5 ebenso wenig beanstandet halle wie den 
Umstand, dass dic Glcichstellung nur einen Aspekt im Wirkungsziel 5 

darstellte. 

Im Lichte der in Tabelle 16 dargestellten Beuneilung hielt der RH kri ­
ti ch fest, dass die Wirkungsconlrollingstelle bei der Prüfung der Ent­

würfe des BMJ nicht au reichend auf die hau haltsrechllichen Qualitäts­
kriterien fUr die Angaben zur Wirkungsorientierung eingegangen war. 

Der RH empfahl daher der WirkungscontrollingsteIle, sich bei der Qua­

litälSSicherung der Angaben zur Wirkungsorienlierung stärker an den 
haushaltsrechtlichen Qualitätskriterien zu orientieren. 

Angesichts der kurzen Zeitspanne, in der die Wirkungscontrolling­
steIle die Qualitätssicherung der Angaben zur Wirkungsorientierung 
fUr das BFG 2013 und anschließend die Budgets 2014 und 2015 durch ­

zufUhren halle, empfahl der RH der Wirkungsconlrollingstelle weiters, 
bei der Qualitäts icherung der Angaben zur Wirkung orientierung auf 

eine Ablaufplanung hinzuwirken, die - bei Zugrundelegung efTIzi­
enter Arbeitsabläufe - ein Mindestmaß an erforderlicher Zeit rur die 

entsprechende Prüfung gemäß den haushaltsrechtlichen Qualitätskri­
terien sicherstellt. 

Der RH empfahl der WirkungscontrollingsteIle zudem, in ihren Emp­

fehlungen bei der Weiterentwicklung der Indikatoren insbesondere auf 
die geschlechtcrspeziflsche Darstellung von Indikatoren und Zielgrö­
ßen und bei der Formulierung des Gleichstellungsziels auf Verständ­

lichkeit und enlsprechcnde Eigensländigkeit zu achten. 

30.3 (I) Das BKA wies in seiner Srellungnahme darauf llin, dass die Wir­
kungscolllrollingsrelle im BKA unrerstützende Maßnahmen etle, um 
eine hohe Qualirär und eine zielgerichtete Weiterentwicklung der Anga­
ben zur Wirkungsorientierung sicherzustellen (z.B. Qualitärssicherung 
gemäß § 41 BIIG 2013; Begleirung und V,uer rützung der Resson 
durch rllemenspezijische Workshops und Infonnarionsveranstalrungen). 
Ab dem Frühjahr 2015 würde die Wirkungsconrrollingsrelle zusärz­
lieh ressonübergreiJende Clusrerworkshops anleiren zur Qualitärsent­
wicklung und Koordination der Wirkungszie/e, Maßnahmen und Indi ­
karoren. 

Die Qualirärssicherung dureIl die Wirkungsconrrollingsrelle erfolge aus­
schließlich aus metllodisell - prozesshajier Sielu gemäß den Qualirärs­
kriterien des § 41 Ab . I BHG 2013. 
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Die WirkungscontrollingsteIle w ... ise konsequent auf die geschlechler­
spezifische Darstellung VOll Kennzahlen hin. 

(2) Zur empfohlellen Ablaufplanung hielt das BKA in seiner Stel­
lung/whme fest, dass die eigentliche Qualitätssichenmg und Wei­
terenrwicklung welliger im tecllllischen Abwicklungsprozess gemäß 
§ 39 Abs. 3 BHG 20/3, SOl/dem vielmehr im Rahmel/ eil/es fort/au­
fel/den IllIeraktiollsprozesses zwischen der Wirkungscolltrollillgstelle 
und deI/ Ressorts sowie den obers ren Organen stal/jiPlde. Die gegen ­
wärtige Ablaujplallung emlögliche den lUställdigell Stellen somit eille 
al/gernesselle Qualitätssicherollg und Weirerellrwicklullg der AngabeIl 
zur Wirkungsorielllierong. 

30.4 Der RH entgegnete dem BKA. dass sich in der dem RH vorliegenden 
schriftlichen Dokumentation der Qualitätssicherung lediglich für alle 

Häftlinge geltende Verbesserungsvorschläge zu den Kennzahlen fan­
den. An keiner Stelle forderte die WirkungscontrollingsteIle eine 

geschlechterspezifische Darstellung von Ziel werten und Indikatoren 
ein. 

Weiters bekräftigte der RH seine Kritik, dass durch die Integration des 
Gleichstellungsziels in ein allgemeines Wirkungsziel und den damit 
verbundenen Schachtelsatz die Verständlichkeit nicht ausreichend 

gegeben war. Die WirkungscontrollingsteIle harte dies im Qualitätssi­
cherungsprozess in keiner Weise beanstandet. 

(2) Der RH begrüßte zwar den fortlaufenden Interaktionsprozess zwi­

schen der WirkungscontrollingsteIle und den Ressorts sowie den obers­
ten Organen, stelltejedoch klar, dass unabhängig davon im Qualitäts­

sicherungsprozess der Angaben zur Wirkungsorientierung im Zuge der 
Erstellung des BVA auf eine entsprechende Ablaufplanung hinzuwir­
kcn wäre. Diese sollte bei Zugrundelegung effizienter Arbeitsabläufe 

ein Mindestmaß an erforderlicher Zeit für die entsprechende Prüfung 
gemäß den haushaltsrechtlichen Qualitätskriterien sicherstellen. 

(3) Der RH entgegnete dem BKA weiters, dass aus der dem RH vor­
liegenden chriftlichen Dokumentation der Qualitätssicherung 
eine systematische Beurteilung nach den Qualitätskriterien des 
§ 41 Abs. 2 BHG 2013 nicht erkennbar war. Die Verbesserungsanre­

gungen in den Kommentaren bezogen sich nie ausdrücklich auf eines 
der Qualitätskriterien. Damit war nicht erkennbar, welche Kriterien 
nach Ansicht der WirkungscontrollingsteJle erflillt waren und wei­
che nicht. 

Der RH verblieb daher bei seinen Empfehlungen. 
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(I) Bei der Weiterentwicklung der Angaben zur Wirkungsorientie­
rung betreffend den Gleichstellungsaspekt im Wirkungsziel 5 wären 
zukünftig zumindest der Leiter der Justizan talt Schwarzau sowie 
ein Leiter eines der landesgerichtlichen Gefangenenhäuser mit einer 
Frauenabteilung und Fachexperten aus der Vollzugsdirektion ein­
zubinden. (TZ 5) 

(2) Zukünftig sollte die Information der betroffenen Mitarbeiter über 
den Entwicklungsprozess von Gleichstellungsziel, Gleichstellungs­
maßnahmen und Indikatoren zumindest auf elektronischem Weg 
sichergestellt werden. (TZ 5) 

(3) Der vergleichsweise geringe Datenfehlbestand in der Justizan­
staIt Sonnberg wäre als Praxisbeispiel zu nutzen und daraus wären 
Verbesserungsmaßnahmen für die übrigen Justizanstalten abzulei­
ten. rrz 7) 

(4) Die Gründe für die Fehlbestände bei Häftlingen mit ausländischer 
Staatsbürgerschaft sollten analysiert werden. (TZ 7) 

(5) Maßnahmen sollten gesetzt werden, um auch für die Häftlinge 
mit ausländischer Staatsbürgerschaft die Datenfehlbestände zu redu­
zieren und die Vollständigkeit sicherzustellen. (TZ 7) 

(6) Die Daten zu den Sozialmerkmalen der Häftlinge wären im Hin­
blick auf die Unterschiede zwischen Frauen und Männem unter 
Berücksichtigung des Kosten-Nutzen-Aspekts zu analysieren, um so 
empirische Evidenzen für eine Strategiebildung und die Weiterent­
wicklung von Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen und 
Indikatoren im Frauenstraf- und - maßnahmenvollzug zu erhal­
ten. (TZ 8) 

(7) Auf Basis der konkret erhobenen und analysierten Lebenssitua­
tion weiblicher Häftlinge sollten im Rahmen der Weiterentwicklung 
der Angaben zur Wirkungsorientierung betreffend Gleichstellung 
aItemative Maßnahmen für eine effektive Umsetzung des Gleich­
stellungsziels entwickelt werden, um letztlich aus der Mehrzahl von 
Alternativen jene auswählen zu können, die die Problemvielfalt 
weiblicher Häftlinge bestmöglich berücksichtigt. (TZ 8) 
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(8) GeschJechtcrspezifisch wären jene Ressourcen transparent zu 
machen, dje Häruingcn im Bereich Ausbildung und Beschäftigung 
zugute kommen. (TZ 9) 

(9) Bei der Weiterentwicklung der Angaben zur Wirkungsorientie­
rung sollte die Lebenssituation weiblicher Häftlinge nicht eindimen­
sional, sondern umfas ender berücksichtigt werden. (TZ 10) 

(10) Eine Strategie für den Frauenstraf- und -maßnahmenvollzug 
wäre zu entwickeln. Dabei ollten Erfahrungen und vorhandene 
Konzepte der Vollzugsdirektion genutzt werden. (TZ 12) 

(11) Nach Erarbeitung einer Strategie für den Frauenstraf- und 
-maßnahmenvollzug wären die vorhandenen ge chIechterspezi ­
fischen Daten auf ihre Steuerungsrelevanz zu überprüfen. Insbe­
sondere wäre zu entscheiden, welche Daten zusätzlich erhoben wer­
den müssten bzw. auf welche bisher erhobenen Daten verzichtet 
werden könnte. [TZ 26) 

(12) Internationale Empfehlungen und nationale Vorgaben sollten 
bei einer zukünfiigen Strategieentwicklung verstärkt berücksichtigt 
und Steuerungsinstrumente (z.B. evidenzbasierte Entscheidungen, 
Evaluierungen) entwickelt und eingesetzt werden , um die Steuerung 
des Frauenstraf- und -maßnahmenvollzugs zu verbessern. (TZ 28) 

(13) Bei der Weiterentwicklung insbesondere der Begründung 
"Warum dieses Wirkung ziel?" ollte auf internationale Empfeh­
lungen Bezug genommen und so durch mehr Transparenz die Nach­
vollziehbarkeit der Angaben zur Wirkungsorientierung betreffend 
Gleichstellung verbessert werden. (TZ 12) 

(14) Das Gleichstellungsziel wäre in einem eigenen Satz zu formulie ­
ren und im Abschnitt "Warum dieses Wirkungsziel?" wären Erläu­
terungen zur Lebenssituation zu ergänzen. (TZ I)) 

(15) In Hinkunft geplante oder bereits in Umsetzung befmdliche 
Maßnahmen zum GleichsteUungsaspekt im Wirkungsziel 5 sollten 
auch in die Strategieberichte dieser Jahre aufgenommen werden, 
um dje Nachvollziehbarkeit zu verbessern. (TZ 14) 

(16) 1m Sinne des Gleichstellungsaspekts im Wirkungsziel 5 sollte 
durch eine geschlechterspeziftsche Konkreti ierung der Maßnah­
men zu Ausbildung lind Beschäftigung die inhaltliche Konsistenz 
im Verhältnis der einzelnen Maßnahmen untereinander verbes ert 
werden. (TZ 14) 
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(17) Bei der Auswahl zukünftiger Maßnahmen wären auch solche 
zur Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten für alle weib­
lichen Häftlinge vorzusehen. (TZ 14) 

(18) In Fragen der Ausbildung und Beschäftigung weiblicher Häft­
linge sollte mit dem BMASK und dem BMBF zusammengearbeitet 
werden. (TZ 14) 

(19) Es wäre eine Lösung des Konflikts zwischen dem Zentralisie­
rungs- und Dezentrali ierungsansatz im Rahmen einer in sich kon­
sistenten Strategie für den Frauenstraf- und - maßnahmenvollzug 
zu entwickeln. Dabei wären neben dem Aspekt des Erhalts sozialer 
Bindungen auch ausreichende Beschäftigungs- und Au bildungs­
möglichkeiten für alle weiblichen Häftlinge unter Einhalrung der 
budgetären Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. (TZ 15) 

(20) Unler Verweis auf die internationalen Empfehlungen sollten 
auf Basis einer trategie für den österreichischen Frauenstraf- und 
- maßnahmen vollzug konkrete Standards u.a. hin ichllich der Qua­
lität der Betreuung, der Au bildung und Beschäftigung weiblicher 
Häftlinge in Österreich entwickelt werden . (TZ 16) 

(21) Zukünftig sollten weitere Maßnahmen defmiert werden, die 
einem möglichst hohen Anteil aller weiblichen Häftlinge österreich­
weit zugute kommen und die Problemvielfalt in der Lebenssituation 
weiblicher Häftlinge angemessen berücksichtigen. (TZ 17) 

(22) Bei den Indikatoren und Zielgrößen zu Beschäftigungsquote und 
Anzahl der angebotenen zertifizierten Au bildungen wäre jeweils 
zwischen weiblichen und männlichen Häftlingen zu unterschei­
den; diese Indikatoren wären zur Messung des Erfüllungsgrades 
des Gleichstellungsaspekts zu nutzen. (TZ 19) 

(23) Der Indikator . Beschäftigungsquote" sollte z.B. durch zusätz­
liche Erhebung des Anteils der nicht beschäftigten weiblichen und 
männlichen Häftlinge weiterentwickelt werden, um seine Aussage­
kraft zu erhöhen. (TZ 20, 27) 

(24) Es wären aufMaßnahmenebene durchgängig einheitliche, kurze 
und somit verständliche Formulierungen zu wählen. (TZ 21) 

(25) Die in den BFG 2014 und 2015 fehlenden Angaben zu Ist - und 
Zielwerten so llten zukünftig so ergänzt bzw. korrigiert werden, dass 
Fortschritte eindeutig erkennbar sind. (TZ 21) 

Bund 2015/12 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original)44 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 
Schlussempfehlungen 

Bund 2015/12 

Gleichstellungsziel, Gleichstellungsmaßnahmen 
und Indikatoren im BMJ 

(26) Es wären zumindest die geschlechterspezifischen Aspekte der 
Maßnahmen zu Au bildung und Beschäftigung beim internen Wir­
kungscontrolling zu berücksichtigen, entsprechende Zielgrößen und 
Indikatoren auch für weibliche Häftlinge zu entwickeln und ein ent­
sprechendes Wirkungscontrolling für den Gleichstellungsaspekt im 
Wirkungsziel 5 zu implementieren. (TZ 22) 

(27) Die Einkommenssituation von weiblichen und männlichen Häft­
lingen sollte mittel steuerung relevanter Daten nachvollziehbar 
dargestellt werden, um damit eine geeignete Basis für Maßnah­
men im Sinne des im Regierungsprogramm 2008-2013 und im 
Arbeitsprogramm der ö terreichischen Bundesregierung 2013-2018 

enthaltenen Ziels einer Verringerung der Einkommensunterschiede 
zu schaffen. (TZ 23) 

(28) Im Bericht aus dem Bereich des Straf- und Maßnahmenvoll­
zugs wäre bei der Vergütung pro Hafttag die Berechnungsmethode 
jeweils zu erläutern bzw. gegebenenfalls auf eine Änderung der 
Berechnungsmethode hinzuweisen . (TZ 23) 

(29) Es sollte darauf hingewirkt werden, dass alle Bediensteten im 
Frauenstraf- und - maßnahmenvollzug verpflichtend am QualifI­
zierungsmodul .Strafvollzug an weiblichen Insassen" teilnehmen. 
(TZ 24) 

(30) Die Möglichkeit wäre zu prüfen, aus Kostengründen auch für 
zurechnungsunfahige weibliche Häftlinge justizintern Betreuungs­
plätze einzurichten. (TZ 25) 

(31) Bei einem Frauenanteil im Maßnahmenvollzug von rd. 7 % 
im Jahr 2013 betrug das justizinterne Angebot an Haftplätzen für 
Frauen mit psychiatrischer Betreuung lediglich 1,5 % des Gesamtan­
gebots. Bei der Weiterentwicklung der Maßnahmen zur Umsetzung 
des Gleichstellungsziels sollte dieser Aspekt entsprechend berück­
sichtigt werden. (TZ 25) 

(32) Im - jährlich als Teil des Sicherheitsberichts veröffenUichten -
Bericht aus dem Bereich des Straf- und Maßnahmenvollzugs wären 
die Daten genderdisaggregiert (getrennt nach weiblichen und männ­
lichen Häftlingen) auszuweisen. (TZ 26) 

(33) Nach einer Kosten-Nutzen-Analyse der vorhandenen Kenn­
za.hlen und ihrer Qualitätsverbesserung wären gezielt strategische, 
steuerungsrelevante Kennzahlen auszuwählen, diese in die zu erar-
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beitende Strategie zu integrieren und so eine wirksame Steuerung 
des Frauenstraf- und -maßnahmenvollzugs zu mrdern. (TZ 26) 

(J4) Dem Gleichstellungsziel im Bereich des Straf- und Maßnah­
menvollzugs sollte zukünftig mehr Bedeutung eingeräumt werden. 
(TZ 26) 

(35) Die Anzahl der Teilnehmenden an den Ausbildungen wäre 
getrennt nach Geschlecht zu erheben, um entsprechende Steuerungs­
daten im Hinblick auf den Gleichstellungsa pekt und die Maßnahme 
der besseren Qualifizierung zu generieren. (TZ 27) 

(J6) In den Empfehlungen an das BMJ zur Weiterentwicklung der 
Indikatoren ollte insbesondere auf die geschlechterspezifIsche Dar­
stellung von Indikatoren und Zielgrößen und bei der Formulie­
rung des Gleichstellungszic!s auf Verständlichkeit und entsprechende 
Eigen tändigkeit geachtet werden. (TZ JO) 

(J7) Es wäre bei der Qualitätssicherung der Angaben zur Wir­
kungsorientierung auf eine Ablaufplanung hinzu wirken, die - bei 
Zugrundelegung effIZienter Arbeit abläufe - ein Mindestmaß an 
erforderlicher Zeit !Ur die ent prechende Prüfung gemäß den haus­
hal!srcchtlichcn Qualitätskriterien sicherstellt. (TZ JO) 

(J8) Bei der Qualitätssicherung der Angaben zur Wirkungsorienrie­
rung sollte eine stärkere Orienrierung an den hau haltsrechtlichen 
Qualitätskriterien erfolgen. (TZ JO) 
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Anhang 1: Die 27 Justizanstalten in Österreich (Stand 1. August 2014) 

Anhang 2: Justizanstalten in Österreich 
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Die 27 Justilanstalten in Österreich (Stand 1. August 2014) 
It! tri I: bII! aoLogo- u - Hiftll nge Minner Jugendliche Frauen 

kapuitit) 

15 tlrrr-,J. !!!'~ ......... 
Eisenstadt 7 85 X X X 

Wien -Josefstadt 20 1.051' X X X X 

Wiener Neustadt 9 211 X X X X 

St. Pölten 10 245 X X X 

Krem5 6 162 X X X X 

Korneuburg 9 267 X X X X 

Grilz-Jakomini 16 513' X X X X 

Leoben 6 20S X X X X 

Klagenfurt 13 378' X X X X 

Lln. 16 442' X X X X 

Wels 8 156 X X X X 

Ried in Titol 7 144 X X X X 
Salzburg 13 206 X X X X 

Innsbruck 17 473 X X X X 

reldkirch 8 160' X X X X 

lStnfvol' ...... tIIt tIr ~ 
Schwarzau' 11 196 X X X 

flrJ ........ 
Gerasdorf 16 122 X X X 

7 StnfvoII 2 mrt .............. 
Stein 31 817'· X 
Graz-Karlau 21 502" X 

Garsten 18 392 X X 
Suben 18 248 X 

Sonnber9 19 350 X 
Hirtenberg 21 426" X 
Wien~S; mmerln9 17 452 X 

J 5 ••• "_3 " .... " ... t p .,~ 

Göllersdorf 6 166 X 
Wien- Mitterstelg 8 IS011 X 
Wien- Favoriten 6 113'4 X X 

§ 21 Abs. 1 StG8: Unl~rbrinqung und Beoh,mdlung nicht zurechnungsfähiger geistig abnormer Rechtsbrecher 
§ 21 Abs. 2 StG8: Unltrbringung und Behandlung zurechnungsfähiger geistig abnormer Rechbbrecher 
Btlagsmoglichkeit zum Stichtilg I. August 2014 
inkL. Belagsmöglichkeit der Außenstelle Withtlmshöhe 
inkl. Beloilgsmöglichlteit der Außen.s.telle Poilulustorgasse 
inkl. 8elagsmöglichkeit der Außenslelle Rottenstein 
inkl. Belagsmöglichh'it der Außen.s.tellen Asten und Forensisches Zentrum Asten 
in kl. 8etagsmöglichk:eit der Au&ensteLle Dornbirn 

B 
Anhang 1 

§ 21 f21 
Abo. I ' Abo. 2' 

X 

X 

X 

X 

X 
X 

X 
X 

• Die Justizanstalt Schwaruu bot Plnz für 1n Frauen und für 24 Männer (mit einer Haftstra'fe ... on weniger als drei Jahren. in der Regel für 
den gelockerten Vollzug). 

" inkt. Belagsmöglichkeit der AuSenstellen Mautern. Oberfucha und Krems 

" inkl. 8elagsmöglichkeit der Au&enstelle Maria lank:owitz 

" inkl. BelagsmögUchkeit d!'r Außenstelte Mlinchendorf 

" in k" Belagsm5glichkeit der AußensteUe Ftoridsdorf .. inlel . Belagsmoglidlkeit d!'r AußensteUe Mündl!'ndorf 

Quellen: B/IIII J: RH 
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Stein . .. itt-.lg~fstodt 
Sankt . i.II!Wien ~ ~ SJmmenng Favoriten 

Niederösterreich ~ 
H.rtonborp . • Ei .. nst , 

- ~odt 
Schw8ne~ 

• Leoben Burgen-
Steiermark land 

Klogenfun ...,-- v • 
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Umsetzung der WasserrahmenrichtLinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 
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EU 
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ha 
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Iit. 
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Artikel 
Agrarmarkt Austria 
Allgemeines Verwalrungsverfahrensgesetz 

Bundesgesctzblall 
Bundesministerium für land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft 
beispielsweise 
Bundes- Verfassungsgesetz 

beziehungsweise 

Common Implementation Strategy 

das heißt 

Europäische Gemeinschaft 
CI cctera 
Europäische Union 
Euro 

gemäß 
Gemeindeverband 
Gewässerzustandsüberwachungsverordnung 

Hektar 

in der geltenden Fassung 
inklusive 
in Verbindung mit 

Quadratkilometer 

liter 
litera (Buchstabe) 

lebensmittelsichcrheits- und Verbraucherschutzgesetz 
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Glossar 

Cross Compliance 

Bindung der Direktzahlungen und der nächenbezogenen Zahlungen im 

Bereich der Entwicklung des ländlichen Raums an die Einhalrung beste­
hender gesetzlicher Standards bezugnehmend auf Umwelt. Lebensmittelsi­
cherheit und Tierschutz sowie an die Erhaltung der Flächen in gutem land­

winschaftlichem und ökologischem Zustand. Kürzung der Direklzahlungen 
und der nächenbezogenen Zahlungen bei Verstoß gegen die Cross Com­

pliance- Vorgaben. 

Dauergrünland 

Flächen. die zum Anbau von Gras oder anderen Grünfutterpnanzen genutzt 
werden und mindestens fünf Jahre lang nicht Bestandteil der Fruchtfolge 
des landwirtschaftlichen Betriebs sind. Dauergrünlandnächen gehören zu 

den Flächen. die in gutem landwirtschaftlichem und ökologischem Zustand 
erhalten bleiben müssen. 

Direktzahlungen 

Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen der 
in Anhang I der Verordnung lEG) Nr. 1782/2003 des Rates genannten Ein­

kommensstützungsregelungen. 

GLÖZ 

Guter landwinschaftlicher und ökologischer Zustand. Dies bezieht sich 
auf von den Mitgliedstaaten festgelegte Standards für die Erhaltung des 

Bodens und ein Mindestmaß an landschaf15pnegerischen Instandhal­
tungsmaßnahmen (entsprechend dem in Anhang IV der Verordnung (EG) 

Nr. 1782/2003 des Rates vorgegebenen Rahmen) sowie aufVerpnichrungen 

in Bezug auf Dauergrünland. 
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Grundanforderungen an die Betriebsflihrung 

Diese Grundanforderungen sind in einzelnen Anikeln von 19 EU- Richtli ­
nien und EU - Verordnungen (siehe Aunistung in Anhang 111 der Verordnung 
(EG) Nr. 1782/2003 des Rates) festgelegt, die sich auf die Bereiche Umwelt, 
Gesundheit von Mensch, Tier und POanzen sowie Tierschutz beziehen. 

Integrienes Verwaltungs- und Kontrollsystem (lNVEKOS) 

Das INVEKOS umfasst eine elektronische Datenbank, in der landwinschaft ­
liehe Betriebe und Beihilfeanträge aufgeflihn sind, ein System zur Iden­
tif.zieru ng landwi nscha ftl icher Pa rzellen (Flächen iden ti f.zierungssystem) 
sowie ein System zurTierkennzeichnung und - registrierung und sieht eine 
Reihe von Verwaltungs- und Vor- Ort- Kontrollen vor. 

Landwinschaftlich genutzte Fläche 

Summe aus Ackerland (einschließlich Brachnächen), Hausgänen, Obstan­
lagen, Weingänen, Reb - und Baumschulen, Forstbaumschulen (auf land­
winschaftlichen Flächen), EnergieholzOächen, ChristbaumOächen, ein- und 
mehrmähdigen Wiesen, Kulturweiden, Hutweiden , Streuwiesen, Almen und 
Bergrnähdem. 

Schlag 

Zusammenhängende Fläche auf einem Feldstück, die flir meist eine Vegeta ­
tionsperiode mit einer landwirtschaftlichen Kultur bestellt wird. Ein Schlag 
umfasst Teile eines Feldstücks oder maximal ein ganzes Feldstück. 

Schwellenwen 

Umwe!tqualitätsnorm zur Beschreibung des guten chemischen Zustands im 
Grundwasser, ausgedrückt als die Konzentration eines bestimmten Schad­
stoffs, einer bestimmten SchadslOffgruppe oder eines bestimmten Ver­
schmutzungsindikators im Grundwasser, der aus Gründen des Gesundheits­
und Umweltschutzes nicht überschritten werden darf. 
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Von der AMA (Zahlstelle) durchgeflihrte, formalisierte und automatisierte 
Prüfungen aller Anträge. um die Beihi lfefahigkeit von Anträgen zu über­
prüfen und alle etwaigen Unregelmäßigkeiten zu ermineln. 

Vor- Ort - Kontrolle 

Vom Technischen Prüfdienst der AMA (Zahlstelle) durchgeführte Überprü­
fung der Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit von Vorgängen. die einen 
Be uch im Betrieb des Antragstellers beinhaltet (z.B. um die angemeldeten 
Parzellen zu vermessen und seine Beihilfefahigkeil zu beurteilen). 
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Wirkungsbereich des Bundesministeriu ms für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 

Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Infolge intensiver landwirtschaftlicher Bewirtschaftung wies das March­
feld seit Jahrzehnten hohe Nitratbelastungen im Grundwasser auf. Es 
stellte im Jahr 2009 eines von drei Gebieten in Ö terreich dar. in dem 
der in der WasserrahmenrichUinie der EU verbindlich geforderte gute 
chemische Zu tand des Grundwassers aufgrund der SchwelJenwert­
überschreitungen nicht erreicht wurde. Das Ziel der Wasserrahmen­
richUinie sollte mittels den im Nationalen Gewässerbewirtschaftungs­
plan 2009 angefiihrten Maßnahmen - insbesondere dem bundesweit 
geltenden Aktionsprogramm Nitrat und der freiwilligen Teilnahme am 
Programm zur Förderung einer umweltgerechten. extensiven und den 
natürlichen Lebensraum schützenden Landwirtschaft (ÖPUL) - bis 2027 
erfiiUt werden. Die im überprüften Zeitraum 2009 bis 2013 investier­
ten Förderrninel für die regionalspezifISchen grundwasserrelevanten 
ÖPUL-Maßnahmen im Marchfeld beliefen sich auf rd. 6,78 Mio. EUR. 

Die Ist-Bestandsanalyse 2013 zeigte für das Marchfeld eine Verschlech­
terung der Grundwassersituation und einen signifikanten und anhal­
tend steigenden Trend im Hinblick auf die Nitratbelastung. Somit 
reichten die bisher auf Basis des Nationalen Gewässerbewirtschaf­
tungsplans 2009 gesetzten Maßnahmen nicht aus, um in diesem Bereich 
eine Verbesserung im Sinne der Zielvorgaben der Wasserrahmenricht­
linie zu erreichen. 

Weder auf Bundesebene noch auf Ebene des Landes Niederösterreich 
wurde das rechtliche In trumentarium ausgeschöpft, um restrikrivere 
Maßnahmen bei der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung und damit 
eine deuUiche Reduzierung des Neueintrags von Nitrat vorzusehen. 

Für die zum Teil im öffenUichen Eigentum befindlichen Trinkwasser­
versorger entstand infolge der hohen Nitratbelastung de Grundwas­
sers durch erforderliche Aufbereitungsmaßnahmen bzw. die Versorgung 
aus entfernteren Gebieten ein zusätzlicher Aufwand. Dies widersprach 
sowohl dem Ziel des Wa serreehtsgeserzes als auch dem der Wasser­
rahmenrichUirtie zugrunde gelegten Verursacherprinzip. Die Versor­
gung mit einwandfreiem Trinkwasser war gewährleistet. 
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Ziel der Gebarungsüberprüfung war zu beurteilen, wie die Vorgaben 
der EU-Wasserraltmenriebtlinie für das Grundwasser auf nationaler 
Ebene umgesetzt wurden, ob die auf Basis des Nationalen Gewäs­
serbewirtschaftungsplans 2009 (NGP 2009) getroffenen Maßnah­
men geeignet sind, die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie betreffend 
den Zustand des Grundwassers - insbesondere in Bezug auf die 
nitratbelasteten Gebiete im Weinviertel - zu erreichen, wie sieb die 
GrundwassersituatioD im Weinviertel seither entwickelt hat und wie 
sich die vorhandenen Beeinträchtigungen des Grundwassers auf die 
Trinkwasserversorgung im Weinviertel ausgewirkt haben. Die Geba­
rungsüberprüfung fand im Wein viertel statt, weil die Grundwasser­
körper insbesondere im Marchfeld zahlreiche Überschreitungen des 
Schwellenwerts für den Parameter Nitrat zeigten. (TZ 1) 

Für das Grundwasser war gemäß Wasserrahmenrichllinie und dem 
djese umsetzenden Wasserrechtsgesetz (WRG 1959) ein guter men­
genmäßiger und chemischer Zustand zu erreichen bzw. zu erhal­
ten [Ve rschlechterungsverbot). Die maßgeblichen Zielzustände hatte 
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft. Umwelt und 
Wa erwirtschaft zu verordnen, die Vollziehung oblag in mittel ­
barer Bundesvenvaltung dem Landeshauptmann. Der Bundesminis­
ter für Land- und Forstwi rtschaft. Umwelt und Wa serwirtschaft 
hatte gegenüber dem Landeshauptrnann und den ihm unterstell ­
ten Behörden eine RiebtHnien- und Weisungskompetenz. (TZ 2. 3) 

Für Planungsprozesse [Bewertung der Auswirkungen von Gewäs­
serbelastungen. Monitoring, Maßnahmenplanung etc.) war eine 
Unterteilung der vorhandenen Wasserkörper erforderlich. Die vom 
BMLFUW in Zusammenarbeit mit den Ländern vorgenommene 
Abgrenzung der Grundwasserkörper (64 EinzeIgrundwasserkör­
per und 63 Gruppen von Grundwasserkörpern) war entsprechend 
den von der Europäischen Kommission vorgegebenen Grund ätzen 
erfolgt. In Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie wären allerdings 
- insbesondere bei der Zusammenfassung von Grundwasserkör­
pern zu Gruppen - auch andere Einteilungen möglich gewesen, um 
damit eine Nivellierung von Belastungen bei unter chiedlich stark 
verunreinigten Grundwasserkörpern zu vermeiden. Die gewählte 
Einteilung in Einzelgrundwasserkörper und Gruppen von Grund­
was crkörpern erschwerte zum Teil die Fokussierung auf wesent­
liche Problembereiche. (TZ 5) 

Bund 2015/12 

III-197 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 3 (gescanntes Original)62 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 
Kurzfassung 

Überwachung und 
Bewertung des 
Grundwasserzu­
stands 

Grundwasserzustand 
in Österreich laut 
NGP 2009 

Grundwasserzustand 
im Weinviertel 

Bund 2015/12 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

DefInitionsgemäß waren Einzelgrundwasserkörper oder Gruppen 
von Grundwasserkörpem bereits dann mit einem guten chemischen 
Zustand zu bewerten, wenn bei weniger als 50 % der beobachteten 
Messstellen eine Schwellenwertüberschreitung vorlag. Die Auswei­
sung des guten chemischen Zustands ließ daher nur eingeschränkt 
Rückschlüsse auf die Qualität des vorhandenen Grundwassers zu, 
weil im Grundwasserkörper dennoch große Gebiete vorhanden sein 
konnten, in denen da entnommene Grundwasser maßgeblich ver­
unreinigt war. (TZ 6) 

Die Mes stelle in Wolkersdorf erfüllte nicht das flir die Auswahl von 
Überwachungsstellen maßgebende Kriterium der Reprä entativität 
flir das betreffende Einzugsgebiet. Ein anderer Brunnen des Ver­
bands, der in hohem Ausmaß zur Trinkwasserversorgung genutzt 
wurde, zeigte eine über dem Grenzwert der Trinkwasserverordnung 
liegende Nitratbelastung. Diese Nitratbelastung noss in die Überwa­
chung und Beurteilung des chemischen Zustands der Gruppe von 
Grundwasserkörpem n Weinv'iertel (DUJ)" nicht ein. (TZ 6) 

Der Nationale Gewässerbewirtschaftungsplan (NGP) 2009 enthielt 
u.a. eine Beschreibung und Gliederung aller Gewässer, eine Über­
prüfung der Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten auf die Gewäs­
ser sowie eine wirtschaftliche Analyse der Wassernutzungen. Der 
NGP 2009 beruhte auf Untersuchungsergebnissen der Jahre 2006 
bis 2008. Dabei wurde bei insgesamt 454 der rd. 2.000 untersuchten 
Messstellen (rd. 23 % ) eine Gefahrdung des guten chemischen 
Zustands des Gru ndwassers erhoben. Dieser Umstand relativierte 
die Aussage des NGP 2009. wonach alle 63 der in Österreich aus­
gewiesenen Gruppen von Grundwasserkörpern und 61 der 64 aus­
gewiesenen Ei nzelgrundwasserkörper das angestrebte Umweltzie1 
des guten chemischen Zustands erfüllten und nur drei das Umwelt­
ziel verfehlten. Es bestand daher Handlungsbedarf im Hinblick auf 
die zur Verfugung stehenden bzw. tatsächlich angewendeten Instru­
mente zur Grundwasserverbesserung bzw. - erhaltung. (TZ 4. 7) 

Die Beschaffenheit des Grundwassers im Weinviertel war in höherem 
Ausmaß geHihrdet als in anderen Regionen Österreichs: Österreich­
weit war an 12 %. im Weinviertel jedoch an 41 % der Messstellen 
eine Grundwassergefahrdung durch Nitrat gegeben. Auch zeigten 
die Ergebnisse der Ist-Bestandsanalyse 2013 (Beobachtungszeit­
raum 2010 bis 2012), dass sich die Grundwasserqualität im Wein­
viertel im Vergleich zum NGP 2009 verschlechtert hatte. Dies war 
umso mehr zu beanstanden, als die Nitratbelastung des Grundwas-
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sers im Weinviertel bereits eit zumindest 20 Jahren bekannt war. 
rrz 9) 

Oie Neugliederung der Grundwä er im Rahmen der Umsetzung der 
Wasserrahmenrichllinie konnte, wie das Beispiel Zayatal zeigt, dem 
Ziel der Reduzierung bestehender Verunreinigungen zuwiderlau­
fen: Im Zayatal war aufgrund der deutlichen Über chreitungen des 
Schwellen werts für Nitrat (Belastung zwischen 80 mgJl und 120 mgJl 
bei einem Schwellenwert von 45 mgJl) eine regionale Gefahrdung 
der Beschaffenheit des Grundwassers gegeben. Oie Gefahrdung war 
bis 2006 durch die Ausweisung des Grundwassergebiets Zayatal als 
voraussichtliches Maßnahmengebiet dokumentiert. Durch die Ein­
bindung des Grundwassergebiets Zayatal in die Gruppe von Grund­
wasserkörpern "Weinviertel (MAR)" bei der in Umsetzung der Was­
serrahmenrichtlinie durchgeführten Neueinteilung der Grundwässer 
war dieser Problembereich - der mangels Verbesserung der Grund­
wasserqualität fortbestand - nicht mehr als olcher erkennbar. Bei 
einer Abgrenzung des Zayatals als einzelner Grundwasserkörper 
härte dieser einen nicht guten Zustand aurgewiesen und wäre als 
voraussichtliches Maßnahmengebiet auszuwei en gewesen. Durch 
die gewählte Einteilung wurde somit das Instrumentarium zur Pro­
blemerkennung und Fokussierung aurhohe Grundwasserbelastungen 
eingeschränkt. (TZ 10) 

Der für das Grundwasser angestrebte gute chemische Zu ta nd war 
nach den gesetzlichen Vorgaben bis spätestens 2015 zu erreichen. 
Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft nahm bei drei Grundwas erkörpern, die inrolge 
der Nitratbelastung keinen guten chemischen Zustand aufwiesen 
(u.a. beim Marchreld) , eine Fristverlängerung bis 2027 in Anspruch . 
Dies mit der Begründung, dass diese aur einen reduzierten Nitratein­
trag nur sehr lang am und langfristig reagieren würden. In diesem 
Zusammenhang war auf die Einhaltung des Versch.lechterungsver­
bots als Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Fristverlän­
gerung hinzuwei en. Entsprechend den Messergebnissen der Ist­
Bestandsanalyse 20 I J wurde diese Vorgabe im Marchfeld zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung nicht erreicht. rrz 11) 

Der NGP 2009 wies zwar belastete Grundwas erkörper aus, das 
Maßnahmen programm, bestehend aus rechtlichen Maßnahmen und 
finanziellen Anreizen, enthielt aber mit Ausnahme von zwei ÖPUL­
Förderungen keine spezifischen Maßnahmen für diese Gebiete. 
rrz 12) 
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Die gesetzlichen Grundlagen boten sowohl für den Bund als auch 
für das Land Niederösterreich Möglichkeiten, Verschärfungen bzw. 
restriktivere Maßnahmen zur Reduzierung des Nitrateintrags und in 
der weiteren Folge zur Verbesserung der Grundwasserqualität umzu­
setzen. Die vorhandenen Instrumente wurden allerdings - unter 
Verweis auf Regelungsmöglichkeiten durch den jeweils anderen 
(Bund bzw. Land)- bisher nicht ausgeschöpft bzw. nicht genutzt. 
(TZ 14) 

Im Sinne der Verbesserung der Qualität des Grundwassers wäre 
es zweckmäßig, dass die befassten Behörden ihre Verantwortung 
umfassend wahrnehmen und nicht auf Handlungsmöglichkeiten der 
jeweils anderen Behörden hinweisen sollten. Als verantwortliches 
Organ ftir die rechtzeitige Umsetzung (bis zum Jahr 2027) der Was­
serrahmenrichtlinie und der Grundwasserrichtlinie gegenüber der 
EU hätte darüber hinaus der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft - allenfalls auch mit Wei ­
sung nach Art. 103 Abs. 1 B- VG - auf eine rechtzeitige VolIzie­
hung durch den Landeshauptmann von Niederösterreich zu drängen. 
Dabei wäre auch zu berücksichtigen, dass die zu setzenden Maß­
nahmen erst zeitverzögert wirken. (TZ 14) 

Das in Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie als Verordnung des Bundes 
erlassene Aktionsprogramm Nitrat regelte, wann, wo und wie viel 
stickstoffhältige Düngemittel auf landwirtschaftlichen Nutzflächen 
ausgebracht werden durften. Es war - insbesondere durch die Festle­
gung von Verbotszeiträumen sowie durch die Einsch ränkungen beim 
Wirtschaftsdünger - geeignet, grundsätzlich zur Reduktion der Ein­
träge von Nitrat in das Grundwasser beizutragen. Zur Lösung regio­
nalspezifischer Probleme konnte es in folge seine flächendeckenden 
Ansatzes jedoch nur begrenzt beitragen: Es ermöglichte nicht die 
Einführung weitergehender Maßnahmen für besonders nitratbe­
lastete Gebiete, wie z.B. schlagbezogene Aufzeichnungspflichten, 
Düngebeschränkungen, Vorgaben für Düngepläne, Fruchtfolgege­
staltung ete. (TZ 15) 

Erst das Aktionsprogramm Nitrat 2012 führte eine betriebsbezo­
gene Aufzeichnungs- und Dokumentationspflicht über die von den 
landwirtschaftlichen Betrieben ausgebrachten Stickstoffmengen ein. 
Bloß betriebs- statt schlagbezogene Aufzeichnungs- und Doku­
mentationspflichten werden allerdings in den besonders belasteten 
Gebieten nicht ausreichen , um die Kontrollierbarkeii der Einhaltung 
der Vorgaben sicherzustellen. (TZ 15) 
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Die in der EU-Nitratrichtlinie angefUhrten fakultativen Maßnahmen 
- wie bspw. die Beibehaltung einer Minde tpnanzenbedeckung oder 
die Aufstellung von Düngeplänen - waren im Aktionsprogramm 
Nitrat nicht enthalten. (TZ 15) 

Die Kontrolle der Einhaltung des Aktionsprogramms Nitrat erfolgte 
einerseits durch die Gewässeraufsicht (hoheitlich), andererseit durch 
die Agrarmarkt Austria (AMA) (privatwirtschaftlich) im Rahmen 
von Cross Compliance- Kontrollen. Insbesondere der Umfang des 
Einsatze von Handelsdünger und die Einhaltung der Stickstoff­
obergrenzen bei der Düngung auf bestimmte Ertragslagen waren 
nur schwer kontrollierbar. (TZ 16) 

Zu beanstanden waren die fehlenden Vorgaben des BMLFUW hin ­
sichtlich der von der Gewässeraufsicht des Landes zu erbringenden 
(Mindest)Leistungen (sowohl qualitativ als auch quantitativ) und 
der fehlende Maßstab zur Bewertung der Qualität der erbrachten 
Leistung. Die Kontrolle der zentralen Gewässeraufsicht im Wein­
viertel (angesiedelt beim Land) war wenig umfangreich (im Umfang 
von rd. 0,15 VBÄ) und erfolgte nur anlassbezogen im Hinblick auf 
wenige Bestimmungen des Aktionsprogramms Nitrat. Sie entsprach 
damit nicht den Anforderungen eine a.ktiven Gewässerschutzes. 
Die Kontrollen der dezentralen Gewässeraufsichtsorgane (Bezirks­
verwaltung behörden) waren zum Teil nicht einheitlich schriftlich 
dokumentiert bzw. ermöglichten die Aufzeichnungen über die im 
Rahmen von Kontrollen festgestellten Straftatbestände und über die 
im Falle von Verstößen verhängten Strafen keine geeignete Aus­
wertung. (TZ 17) 

Die Kontrolltätigkeiten waren nicht aufeinander abgestimmt. Die 
Gewässeraufsicht des Landes Niederösterreich informierte die AMA 
nicht über die Auswahl der zu kontrollierenden Betriebe und die 
Ergebnisse der Kontrollen. Dadurch wurde die im NGP 2009 als 
wichtig bezeichnete Abstimmung zwischen den beiden Kontrollein ­
richtungen nicht erreicht. (TZ 17) 

Der Anteil der von der AMA im Weinviertel kontrollierten Betriebe 
lag mit durchschnittlich 0,89 % unter dem österreichweiten Durch­
schnitt von 1,34 %. Im voraussichtlichen Maßnahmengebiet Mar­
chfeld war der Anteil der kontrollierten Betriebe noch geringer und 
lag durchschnittlich lediglich bei 0 ,59 %. Zwar halle die AMA im 
überprüften Zeitraum (2009 bis 2013) mit insgesamt 268 Cross 
Compliance-Kontrollen deutlich mehr Überprüfungen durchgefUhrt 
als die Gewässeraufsicht (68 Kontrollen), die im Zuge der Cross 
Compliance- Kontrollen fe tgestellten Verstöße waren jedoch sowohl 
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im Hinblick auf die Anzahl als auch auf die verhängten Sankti­
onen gering. Der RH vertrat die Ansicht. dass die Cross Compli­
ance-Kontrollen ftir das Weinviertel insgesamt und insbesondere 
ftir das voraussichtliche Maßnahmengebiet Marchfeld - entgegen 
den Erwartungen im NGP 2009 - keine ausreichende Wirkung 
zur Erreichung und Erhaltung eines guten qualitativen Zustands in 
Grundwasserkörpem entfalteten. (TZ 18) 

Die im Ersuchen des BMLFUW beabSichtigte verstärkte Überprü­
fung der Betriebe in nitratbelasteten Gebieten war somit ftir das 
Weinviertel und insbesondere ftir den als voraussichtliches Maß­
nahmengebiet ausgewiesenen Grundwasserkörper Marchfeld nicht 
erkennbar. Das BMLFUW hatte keine konkreten Vorgaben betref­
fend den Umfang der zusätzlich zu kontrollierenden Betriebe gege­
ben und er tattete auch keine Rückmeldung hin ichtlieh der Erfül­
lung des Ersuchens. (TZ 18) 

Das Ausbringen stickstoflhältiger Dünger auf landwirtschaftliche 
Nutzflächen war bei Überschreitung bestimmter Stickstoffmengen 
(175 kg Stickstoff je Hektar und Jahr l ) wasserrechtlich bewiUigungs­
pflichtig. Die Bezirksverwaltung behörden hatten in den überprüf­
ten nitratbelasteten Gebieten im Weinviertel zwischen 2009 und 
2013 kein solches wasserrechtliches Bewilligungsverfahren durch ­
ge ftih rt. Dies deutete darauf hin, dass die gesetzliche Obergrenze 
- unter Berücksichtigung des zulässigen betrieb bezogenen Aus­
gleichs und der zulässigen Ausnahmen - ftir die landwirtschaft­
li chen Betriebe leicht einzuhalten oder die EinhaJtung der Bestim­
mungen (insbesondere bei der Ausbringung von Handelsdünger) 
nur schwer kontrollierbar war. (TZ 19) 

Vor allem im Hinbli ck auf die Anzahl der potenziell betroffenen 
Betriebe in den belasteten Gebieten (rd. 7.770 im Weinviertel) und 
auf den mit den wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren verbun­
denen Verwaltungsaufwand war dieses Instrument der Bewilligungs­
pflicht nur begrenzt geeignet, zu ei ner Reduktion der Nitrateinträge 
in belasteten Gebieten - wie dem voraussichtlichen Maßnahmenge­
biet Marchfeld und den Beobachtungsgebieten • Weinviertel (DUJ)" 
sowie "Weinviertel (MAR)" - beizutragen. Dies auch aufgrund 
der Ausnahmebestimmung von der BewilligungspHicht sowie der 
Möglichkeit des betriebsbezogenen Ausgleichs (die Stickstoffober­
grenze galt im Ourch.schnitt eines Gesamtbetriebs). (TZ 19) 

bzw. 210 kg Stickstoff je lIektar und Jahr bc-i la ndwinSC'haOlichcn Nutznächcn mit 
Gründrdung einschließlich DaucrgrOnland oder mit stick..stoffuhrtndcn Fruchtfolgcn 
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Der Landeshauptmann von Niederösterreich wies das Marchfeld als 
voraussichtliches Maßnahmengebiet und das "Weinviertel (DUJ)" 
sowie das "Weinviertel (MARl" als Beobachtungsgebiete aus. halle 
aber entgegen den Vorgaben des WRG 1959 keine Verordnung zur 
Ursachenermittlung der Nitratbelastung in diesen Gebieten erlassen. 
Die unspeziftsche Kenntnis der Verursacher reichte nicht aus. um 
gezielt Maßnahmen fiir ein "Programm zur Verbesserung der Qua­
lität des Grundwassers" auswählen zu können. Informationen u.a. 
zur Art und Menge an ausgebrachtem Dünger und zur Be chaffen­
heit der Böden wären den betroffenen landwirtschaftlichen Betrie­
ben auch zumutbar gewesen. Über diese Aufzeichnungen (wie sie 
bspw. freiwillig im Rahmen von ÖPUL erfolgten) gesammelte Daten 
wären eine zweckmäßige Ergänzung zu den Ergebnissen der im 
Wege von Studien durchgeführten Ursachen forschung der Nitrat­
belastung im Marchfeld. (TZ 20) 

Der vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft . Umwelt 
und Wasserwirtschaft vorgegebene Rahmen für die Verordnung von 
Maßnahmen durch den Landeshauptrnann bestand nur aus freiwil ­
ligen ÖPUL-Maßnahmen ; eine Grundlage für die Verhängung von 
restriktiveren Maßnahmen müsste erst geschaffen werden. (TZ 21) 

Der Landeshauptrnann von Niederösterreich hatte für das March­
feld bis zum Ende der Gebarungsüberprüfung keine Maßnahmen 
zur Verbesserung der Qualität des Grundwassers verordnet; dies. 
obwohl sich die Nitratproblematik durch die freiwilligen ÖPUL­
Maßnahmen und durch bewusst einsbildende Maßnahmen nicht 
verbessert hatte. (TZ 22) 

Die Nichterlassung einer solchen Verordnung für das seit Jahr­
zehnten mit Nitrat belastete Gebiet des Marchfelds war insbe­
sondere aufgrund der im WRG 1959 bereits seit dem Jahr 1991 
verankerten Verpflichtung zur Grundwassersanierung nicht nach­
vollziehbar. Durch die Umstellung im Jahr 2002 von Grundwasser­
sanierungsgebieten auf Beobachtungsgebiete und voraussichtliche 
Maßnahmengebiete löste zudem erst eine Schwellenwerruberschrei­
tung von mindestens 50 % der Messstellen die POicht zur Setzung 
von freiwilligen und verbindlichen Maßnahmen aus. während dies 
vor der Umstellung bereits bei einer Schwellenwertüberschreitung 
von mindestens 25 % der Messstellen der Fall gewesen wäre. Die 
Begründung des Landes Niederö terreich für die Nichterlassung der 
Verordnung - fehlende Kenntnis der konkret erforderlichen Maß­
nahmen - sah der RH als Bestätigung einer Kritik an der unzu­
reichenden Ursachenfor chung. (TZ 22) 
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Das im WRG 1959 festgelegte Verfahren zur Abwicklung des .Pro­
gramms zur Verbesserung der Qualität des Grundwassers" stellte 
aufgrund des stufenweisen, drei Jahre dauernden Formalwegs 
- Ankündigung der Maßnahme, dreijährige Stillhaltefrist zur 
Freibeweismöglichkeit des landwirtschaftlichen Betriebs, Verfü­
gung der Maßnahme - und des erneuten Ankündigungserforder­
nisses für zusätzlich erforderliche Maßnahmen ein sehr verzögert 
wirkendes Instrument zur Grundwa ersanierung dar. Eine kon­
sequente Anwendung war mangels Entschädigungen jedoch mit 
hohen Ertragseinbußen der landwirtschaftlichen Betriebe verbun­
den. (TZ 22) 

Zum Zwecke der Ursachenermittlung bestand auch die Möglichkeit, 
Problembereiche der Gruppe von Grundwasserkörpem • Weinviertel 
(DUJ)" und. Weinviertel (MARI" abzugrenzen und für dort angesie­
delte Betriebe Aufzeichnungspnichten zu verordnen. Der Landes­
hauptmann von Niederösterreich hatte bis zum Ende der Gebarungs­
überprüfung keine derartige Abgrenzung vorgenommen. (TZ 23) 

Das Marchfeld war durch die Wasserwirtschaftliche Rahmenver­
fügung Marchfeld aus 1964 bereits seit 50 Jahren wasserrechllich 
als ein für die Wasserversorgung bedeutsames Gebiet ausgewie en. 
Die Rahmenverfügung und das sie ab Dezember 2012 unverändert 
ablösende wasserwirtschaftliehe Regionalprogramm hatten jedoch 
mangel der Möglichkeit zur Vorschreibung von Maßnahmen keine 
Verbesserung in der Grundwassersanierung gebracht. Umso mehr 
Bedeutung kam daher dem Aktionsprogramm Nitrat und dem .Pro­
gramm zur Verbesserung der Qualität des Grundwassers" bei der 
Vor chreibung verpOichtender Maßnahmen zur Verbe serung der 
Grundwasserqualität zu. (TZ 24) 

Das Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007 fOrderte zwei regional pe­
zif, ehe, grundwa serrelevante Maßnahmen : den. Vorbeugenden 
Boden- und Gewässerschutz" sowie die . Bewirtschaftung von 
besonders auswaschungsgefahrdeten Ackernächen". Für die beiden 
Maßnahmen im Marchfeld waren im überprüften Zeitraum zwar 
rd. 6,78 Mio. EUR investiert worden, jedoch unterblieb eine ausrei­
chende Wirkung: Der n Vorbeugende Boden- und Gewässerschutz" 
als die Maßnahme mit der größten Akzeptanz (82 % aller land­
wirtschaf1lichen Flächen) und dem höchsten Mitteleinsatz (99 ,7 % ) 

bewirkte keine Verbes erung, die .Bewirtschaftung von besonders 
auswaschungsgefährdeten Ackernächen" als die Maßnahme mit 
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der höchsten potenziellen Wirkung wurde kaum angenommen (rd. 
0,06 % aller landwirtschaftlichen Flächen). (TZ 25) 

Insgesamt war ÖPUL bezogen auf die belasteten Grundwasserkör­
per im Weinviertel nur ebr eingeschränkt fur die Lösung der spe­
zifischen regionalen Probleme geeignet, da diesem ein Oächende­
ckender Ansatz zugrunde lag und die Prämienhöhe begrenzt war. 
Daher konnten insbesondere bei der Maßnahme "Bewirtschaftung 
von besonders auswaschungsgefahrdeten AckerOächen" Ertragsein­
bußen infolge von Extensivierungsmaßnahmen nur eingeschränkt 
abgegolten werden. (TZ 25) 

Das BMLFUW verfugte über keine detaHlierten Informationen hin­
sichtlich des Umfangs und der Lage der an der Maßnahme "Bewirt­
schaftung von besonders auswaschungsgefahrdeten AckerOächen" 
teilnahmeberechtigten Flächen. Zu beanstanden war die Konzep­
tion der Maßnahme auch deshalb, weil der Entfall der Einheit­
lichen Betriebsprämie bei der Kalkulation der Prämie unberück­
sichtigt blieb. Angesichts der geringen Abgeltung (nach Abzug der 
Einheitlichen Berriebsprämie) war die geringe Teilnahme erwart­
bar. (TZ 25) 

Es kamen ausschließlich Fördermittel für Oächendeckende Maßnah­
men im Rahmen des Agrarumweltprogramms ÖPUL zum Einsatz. 
Außerhalb des koflnanzierten Bereichs wurden jedoch keine Bundes­
und Landesmittel für regionalspezifische Programme bzw. Maßnah­
men zur Reduzierung des Nitrateintrags in belasteten Grundwas­
serkörpern eingesetzt. (TZ 25) 

Ebenso wie ÖPUL 2007 enthielt auch der Entwurf für das neue 
Agrarumweltprogramm ÖPUL 2015 zwei regionalspezifIsche Maß­
nahmen zum Grundwasserschutz. Im Rahmen der Programmgestal ­
tung halle weder das Land Niederösterreich noch das BMLFUW die 
Möglichkeit zur stärkeren Regionalisierung und gebietsspezifIschen 
Anpassung der beiden Maßnahmen genutzt. Die Reduzierung der 
im Marchfeld zulässigen Düngermenge war grundSätzlich positiv, 
auf die Schwierigkeiten der Kontrolle war aber hinzuweisen. (TZ 26) 

Trotz gegenteiliger Expertenmeinung behielt das BMLFUW die Maß­
nahme "Bewirtschaftung besonders auswaschungsgefahrdeter Acker­
Oächen" im Entwurf zu ÖPUL 2015 in ihren Grundzügen unverän­
dert bei. Eine intensivere Abwägung darüber, ob das angestrebte 
Ziel der Verhinderung des Schadstoffeintrags in das Grundwas­
ser über diese Flächen im Rahmen von ÖPUL bestmöglich erreicht 
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werden kann oder ob der Einsatz anderer Instrumente effizienter 
wäre, wäre zweckmäßig gewesen. Auch fur ÖPUL 20 15 konnte das 
BMLFUW fur diese Maßnahme keine detaillierten Informationen 
zu Umfang und Lage der teilnahmeberechtigten Flächen vorlegen, 
dadurch fehlte eine Grundlage fur die Planung und Ausgestaltung 
der Maßnahme. (TZ 26) 

Die im überprüften Zeitraum 2009 bis 2013 durchgefuhrten ins­
gesamt 210 ÖPUL-Kontrollen zu den Maßnahmen "Vorbeugender 
Boden- und Gewässerschutz" sowie "Bewirtschaftung besonders 
auswascbungsgefahrdeter Ackerflächen" hatten in vier Fällen zu 
Sanktionen gefuhrt; die Sanktionen bestanden in geringfugigen 
Prämienkürzungen (Kürzung um 169 EUR bei beantragten Prämien 
von 5,74 Mio. EUR). (TZ 27) 

Der vom Land Niederösterreich betriebene NitratinFormations­
dienst (NlD) fuhrte in ausgewähl ten Gebieten Niederösterreichs (im 
Jahr 2013 waren es funll Bodenanalysen durch und gab darauf auf­
bauend Düngeempfehlungen fur die Landwirte ab. Er war ein zweck­
mäßiges Instrument zur Bewusstseinsbildung über die Zusammen­
hänge zwischen der Bodenbewirtscbaftung und den Auswirkungen 
auf das Grundwasser. (TZ 28) 

Die Antei le des MarchFelds an den beprobten Referenzflächen waren 
mit rd. 27 Ofo relativ gering, obwohl das Marchfeld das größte der 
funf untersuchten Gebiete war. Für andere Gebiete im Weinviertel 
mit ni tratbelastetem Grundwasser erstellte der Nitratinformations­
dienst keine DüngeempFehlungen. Entgegen den Intentionen des 
NGP 2009 war der Nitratinformationsdienst auch nicht verstärkt 
im Zuströmbereich der Wasserversorgungsanlagen im Marchfeld 
tätig. (TZ 28) 

Eine vom Land Niederösterreich im Jahr 201 3 beauftragte Studie 
über die Wirksamkeit von landwirtschaftlichen Bewirlschaftungs­
maßnahmen zur Reduktion der Nitratausträge in das Grundwasser 
des Marchfelds zeigte. dass bei Einhalrung der gesetzlichen Vorgaben 
(Aktionsprogramm Nitrat) und bei Bewirtschaftung entsprechend 
ÖPUL der gute chemische Zustand des Grundwassers im Marchfeld 
nicht erreichbar ist. Die als besonders effektiv beurteilte Maßnahme 
der Extensivierung durch Stilllegung von Flächen in besonders aus­
tragsgefährdeten Bereichen war bisher nur mittels eines freiwilli­
gen Instruments (ÖPUL) umgesetzt und dabei kaum angenommen 
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worden. Die DurchFührung der Studie zum Zwecke der Ursachen­
forschung war positiv, da sie Erkenntnisse über die Wirksamkeit 
verschiedener möglicher landwirtschaftlicher Maßnahmen auf den 
Nitrateintrag in das Grundwasser erbrachte. (TZ 29) 

Im voraussichtlichen Maßnahmengebiet Marchfeld war trotz des 
Maßnahmenprogramms des NGP 2009 eine Verschlechterung der 
Grundwasserqualität betreffend den Parameter Nitrat eingetreten. 
Weder das Aktionsprogramm Nitrat noch die spezifischen ÖPUL­
Maßnahmen konnten trotz zum Teil relativ hoher Teilnahmequote 
deutliche Verbesserungen bewirken. Die bisherigen Aktivitäten und 
Instrumente reichten daher nicht aus, um dort eine Verschlechte­
rung des Gewässerzustands zu verhindern und eine Verbesserung 
im Sinne der Zielvorgaben der Wasserrahmenrichtlinie zu errei­
chen. [TZ 30) 

Nach Angaben des BM1FUW ollen auch in der zweiten Planungspe­
riode (NGP 20t 5) das Aktionsprogramm Nitrat sowie das .Programm 
fiir ländliche Entwicklung in Österreich 2014 - 2020" wesentliche 
Eckpfeiler des Maßnahmenprogramm darstellen. [TZ 31) 

Die Schwerpunkte des Landes Niederösterreich im Rahmen des NGP 
2015 enthielten keine konkret wirksamen Maßnahmen. Bei Fort­
fiihrung der landwirt chaftlic.hen Produktion ohne signifIkante Ein­
schränkung im Bereich des Marchfelds wird aufgrund der natür­
lichen Gegebenheiten [Boden, Klima, Grundwasserhaushalt etc.) 
keine ausreichende Verbesserung des Grundwasserzustands zu 
erwarten sein. [TZ 31) 

Der Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann fiir belastete Grundwasserkörper nach 2027 
ausna hmsweise die Verwirklichung eines weniger strengen Umwelt­
ziels vorsehen. Die Detaillierung dieser Ausnahmebestimmung im 
WRG war höchst unbestimmt formuliert und von Wertentschei­
dungen und Interessenabwägungen abhängig. Ei ne wesentliche 
Voraussetzung - die Einhaltung des Verschlechterungsverbots -
lag beim Grundwasserkörper Marchfeld zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung nicht vor; im Gegenteil, der Grundwasserzustand hatte 
sich sogar verschlechtert. Vor diesem Hintergrund war auf die Mög­
lichkeit eines Vertragsverletzungsverfahrens hinzuweisen. [TZ 32) 
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Das Problem der hohen Nitratbelastung im Grundwasser des Wein­
viertels war bereits seit mehr als 50 Jahren bekannt und sogar aus­
schlaggebend für die Gründung einer eigenen Ge eil chaft (EVN 
Wasser GmbH) zur Fernversorgung mit einwandfreiem Trinkwasser, 
das die Anforderungen der damals erlaubten Höchstwerte erfüllte. 
Viele Gemeinden im Weinviertel nutzten die Fernversorgung, weil 
die im Gemeindegebiet vorhandenen Was ervorkommen sowohl 
hinsichUich der Ergiebigkeit als auch der Qualität unzureichend 
waren. (TZ 34) 

Die EVN Was er konnte die Ver orgung im überprüften Gebiet mit 
qualitativ einwandfreiem Trinkwasser, das den Vorgaben der Trink­
wasserverordnung entsprach, in ausreichender Menge gewährleis­
ten . Jedoch bereitete Nitrat im Grundwasser in einzelnen Gebieten 
Probleme, die durch Aufbereitung, Vermischung mit bzw. Ferntrans­
port von geringer belastetem Wasser bewältigt werden mussten. 
Dies verursachte Aufwände für die Errichtung von Aufbereitungs­
anlagen und Tran porUeitungen owie für den laufenden Betrieb 
der Anlagen und den Transport des Trinkwassers über große Ent­
fernungen. Aufgrund der bestehenden Wasserlieferungsabkommen 
ergaben sich daraus keine unmittelbaren kosten mäßigen Auswir­
kungen für die Wasserbezieher. Die EVN Wasser konnte die auf­
grund der Nitratbelastung im Weinviertel entstandenen zusätzlichen 
Kosten durch zusätzliche Einnahmen aus dem gestiegenen Wasser­
verbrauch decken . Die Errichtung der Anlagen und Leitungen diente 
vor allem auch der Erhöhung der Ver orgungssicherheit und der 
Wasserenthärtung. (TZ 35) 

Erhebungen bei lokalen Wasserversorgern zeigten eine weitgehend 
unbedenkliche Nitratbelastung der zur Wasserversorgung genutzten 
Brunnen. Aufbereitungsbedarf aufgrund einer Nitratbelastung des 
Grundwassers hatte lediglich der Wasserverband GV Wolkersdorf 
- Pillichsdorf. Die Kosten für die Aufbereitung des nitratbelasteten 
Grundwassers hatten letzUich die Wasserbezieher zu tragen. Da 
die Nitratbelastungen eine Folge landwirtschafUicher Bewirtschaf­
tung waren, widersprach dies dem Prinzip der Verursachergerech­
tigkeit. (TZ 36) 
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Kenndaten zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Rechtsgrundlagen 

Bezeichnung 

Marchfeld (DUJ)2 

Weinviertel (DUJ) 

Weinviertel (MAR)3 

vorbeugender Boden-
und Gewässerschutz 

Bewirtschaftung 
von besonders aus-
waschungsgefährdeten 
Ackerflächen 

Summ. 

Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie; WRRl) 
Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG 1959), BGBI. Nr. 215/1959 
NoveUe zum WRG 1959 zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, BGB!. I 
Nr. 82/2003 
Nationale Gewässerbewirtschaftungsplan-Verordnung 2009, BGBL. II 
Nr. 103/2010 
Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft über den guten chemischen Zustand des Grundwassers 
(Qualitätszielverordnung Chemie Grundwasser - QZV Chemie GW), BGBI. II 
Nr.98/201O 
Verordnung des Bundesminister~ für land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft über die Uberwachung des ~ustandes von Gewässern 
(Gewässerzustandsüberwachungsverordnung - GZUV), BGBI. U Nr. 479/2006 
Aktionsprogramm Nitrat 2008 und 2012 

IM ".U In _ " ....... ,..,.. ......... 1IIl1RIt ..... 

Fläche 
(km2) 

942 

1.347 

2.008 

6jiOC.: 

2009 

1.358.294 

4.288 

1.362.5B2 

Ausweisung im 
NGP 20091 

Anzahl Messstellen mit Nitrat> 45 mg/l 
als Teilmenge der gesamten Messstellen 

gem. NGP 2009 gem. Ist- Bestands-
analyse 2013 

voraussichtliches 41 von 73 47 von 72 Maßnahmengebiet 

Beobachtung,gebiet 6 von 17 6 von 16 

Beobachtung'gebiet 12 von 32 14 von 32 ........... 
2010 2011 2012 2013 gesamt' 

in EUR 

1.363.570 1.365.833 1.336.861 1.325.067 6.749.626 

4.179 5.351 4.953 4.850 23.621 

1.367.749 1.371.184 1.341.BI4 1.329.917 6.773.247 

Nationaler Gewässerbewirtschaftungsptan 2009 
2 PLanungsraum . Oonau unterhalb Jochenstein" 
1 Planungsraum .. March" 
, Zahlen vom RH au f EU R gerundet, Rundungsdifferenzen möglich 

QueUen; NGP 2009 (BMlFUW); Agrarmarkt Au,tria 
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Prüfungsablauf und 
- gegenstand 

Bund 2015/12 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

1 Der RH überprüfte von April bis Mai 2014 die Umsetzung der EU­
Wasserrahmenrichtlinie [WRRL)2 im Bereich Grundwasser am Beispiel 
der Wasserversorgung im Weinviertel auf Ebene des Bundes sowie im 
Land Niederösterreich. Ziel der Überprüfung war zu beurteilen, 

- wie die Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie !Ur das Grundwasser 
auf nationaler Ebene umgesetzt wurden, 

- ob die auf Basis des Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplans 2009 
getroffenen Maßnahmen geeignet sind, die Ziele der Wasserrahmen­
richtlinie betreffend den Zustand des Grundwassers - insbesondere 
in Bezug auf die nitratbelasteten Gebiete im Weinviertel - zu errei ­
chen, 

- wie sich die Grundwas ersituation im Weinviertel seither entwickelt 
hat und 

- wie sich die vorhandenen Beeinträchtigungen des Grundwassers 
auf die Trinkwasserversorgung im Weinviertel ausgewirkt haben. 

Der RH wählte das Gebiet des Weinviertels aufgrund der langjäh­
rigen Ergebnisse der Gewässerzustandsüberwachung aus, welche !Ur 
die Grundwasserkörper im Weinviertel , insbesondere im Marchfeld, 
zahlreiche wiederholte Überschreitungen des Schwellenwerts !Ur den 
Parameter Nitrat zeigten . Dadurch erreichten sie den in der Wasserrah­
menrichtlinie festgeschriebenen guten chemischen Zustand des Grund­
wassers zum Teil nicht. 

Im Jahr 2010 hatte der RH bereits die Umsetzung der Wasserrahmen­
richtlinie hinsichtlich Fließgewässer auf Ebene des Bundes sowie in 
den Ländern Niederösterreich, Salzburg, Steiermark und Tirol über­
prüf1 (siehe Reihe Bund 2012/2). 

Der überprüfte Zeitraum umfasste die Jahre 2009 bis 2013 ; soweit 
erforderlich nahm der RH auch auf frühere Entwicklungen Bezug. 

Zu dem im Jänner 2015 überminelten Prüfungsergebnis nahmen das 
Land Niederösterreich und das BMLFUW im April 2015 Stellung. Der 
RH erstattete seine Gegenäußerungen im August 2014. 

2 Richtl inie: 2000/60IEG drs Europäischt n Partamrnts und drs Rain vom 2) . Okto­
iX'r 2000 zur Schaffung ('inn Ordnungsrahm~ns ror Maßnahmen der Gemeinschaft 
im Btrtich der W35SC'rpolilik. 
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2 Die Wasserrahmenrichtlinie vom 23. Oktober 2000 regelte den recht­
lichen Rahmen zur Vereinheitlichung der Wasserpolitik innerhalb der 
EU und enthielt die grund.legenden Prinzipien und Strukturen für den 
Schutz und die nachhaltige Nutzung von Wasser in den Mitglied­
staaten. Grundprinzip der Wasserrahmenrichtlinie war es. keine wei ­
teren Verschlechterungen des Ist- Zustands der Gewässer zuzulassen 
(Verschlechterungsverbot) und alle Gewässer. die noch keinen guten 
Zustand auswiesen. grundsätzlich bis 2015 bzw. mit Ausnahmen spä­
testens bis 2027 schrittweise zu verbessern (Verbesserungsgebot). 

Für das Grundwasser war ein guter mengen mäßiger und chemischer 
Zustand zu erreichen bzw. zu erhalten. Ergänzend zur Wasserrahmen­
richtlinie) legte die Grundwasserrichtlinie4 Kriterien für die Beurtei­
lung des guten chemischen Zustands des Grundwassers sowie für die 
Ermittlung und Umkehrung signifikanter und anhaltender steigender 
Trends fest. Damit sollte nicht nur der Eintrag von Schadstoffen in das 
Grundwasser verhindert oder begrenzt. sondern auch einer Verschlech­
terung des Zustands aller Grundwasserkörper vorgebeugt werden. 

3 .1 (I) Die Wasserrahmenrichtlinie wurde 2003 5 durch eine Novelle zum 
Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG 1959) in das nationale Recht über­
nommen. Im Wesentlichen gab diese Novelle einen zeitlich und inhalt­
lich determinierten PlanungszykJus für die Erstellung. Evaluierung 
und Weiterentwicklung wasserwirtschaftlicher Planungen (Nationaler 
Gewässerbewirtschaftungsplan) zur Erreichung von Umweltqualitäts­
zielen auch für das Grundwasser vor. Die diesbezügliche Zuständig­
keitsverteilung zwischen dem Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft. Umwelt und Wasserwirtschaft und dem Landeshauptmann 
ergab sich aufgrund der mittelbaren Bundesverwaltung. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft. Umwelt und 
Wasserwirtschaft hatte mit Verordnung die zu erreichenden Zielzu­
stände' sowie die im Hinblick auf das Verschlechterungsverbot maß­
geblichen Zustände mittels charakteristischer Eigenschaften sowie mit 

J D~r A nhang V der Wa.sserrah menrichtlinie ddmirme Parameter fü r die Bestimmung 

dts chemischen und mengenmäßigen Zuslands des Grundwassers und legte dir Grund­
sätze der Überwachung fest. 

4 Richtlinie 2006/ 11S(EG des Europäischen Parta ments und des Rates vom 12. Dezem­
ber 2006 zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und Versch1~h[erung 

, BGBt. t Nr. 8212003 

(, Beim Grundwasser gab es nur die Unterscheidung zwischen dnem guten chemischen 
Zusl3 nd und einem nicht guten chemischen Zustand bzw. einem guten mengenmä­
ßigen und einem nicht guten mengenmäßigen Zustand. 
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Bund 2015/12 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Grenz- oder Richtwerten näher zu bezeichnen. Dies erfolgte einer­
seits mit der Qualitätszielverordnung Chemie Grundwasser7 • Anderer­

seits war der mengen mäßige Grundwasserzustand gemäß Gewässerzu­
standsüberwachungsverordnung (GZÜV]8 durch die Beobachtung der 

Grundwasserstände und durch Bilanzierung zu ermitteln9 . 

(3) Dem Landeshauptmann oblagen im Bereich Grundwasser u.a. die 

fachliche Planung. die Koordinierung aller Planungsfragen im Land 
und die Überwachung der wasserwinschaFtlichen Entwicklung in sei­

ner Funktion als wasserwinschaftliches Planungsorgan 10 sowie im 

Wege einer Verordnungskompetenz auch die Umsetzung der bundes­
gesetzlichen Vorgaben. Die wasserwinschaftliche Planung umfasste 

auch. eine schrittweise Reduzierung der Verschmutzung des Grundwas­
sers sicherzustellen und eine weitere Verschmutzung zu verhindern. 

3.2 Der RH wies darauf hin. dass der Bundesminister flir Land- und Forst­
wirt chaFt. Umwelt und Wasserwirtschaft - aufgrund des in minelbarer 
Bundesverwaltung zu vollziehenden WRG 1959 - eine Richtlinien­

und Weisungskompetenz gegenüber dem Landeshauptmann und den 

ihm unterstellten Behörden hane: dies insbesondere in den Bereichen 
der wasserwin chaFtlichen Planung und der Vollziehung der bundes­

gesetzlichen Vorgaben bei der Um etzung der Was errahmenrichtli­
nie und der Grundwasserrichtlinie (siehe auch TZ 14 und 33). 

4 Entsprechend den Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie hane jeder 
EU-Mitgliedstaat der Europäischen Kommission eine Beschreibung 

und Gliederung der Gewässer. eine Überprüfung der Auswirkungen 
menschlicher Tätigkeiten auf die Gewässer sowie eine winschaftliche 

Analyse der Wassernutzungen vorzulegen. Dazu flihrte das BMLFUW 
gemeinsam mit den Ländern im Jahr 2004 eine lst- Bestandsanaly e 
durch und veröffentlichte diese im Jahr 2005. Aufbauend auf diesen 

1 Vrrordnung d~ Bund~minist('rs für Land- und FOl'Slwinschafi. Umwelt und WaSStr­
wil1$Chaft ubtr drn gut!!'n chcmlschtn Zustand des Grundwassers. 8G81. 11 Nr. 461/2010: 
Zu!'1 war dlt' Badchnung dts gUltn ChtmlKhen Zustands InslxsondC'1T durch F~Ii('~ 
gung von Schw(!!t:nwerten für Schadstoffe, von Krittntn für dir Ermllliung und 8('ur­
ttitung der Mcs~rg('bni~ und für dit Ermittlung signiflkanttr und anhaltend Sltj · 
gender TlTnds tinschlit:ßlich der Trfndumkehr, von Maßnahmtn zur Vnhmdcrung oder 
Begrrnzung drs Eintrags von SchadstofTen in das Grundwilsst'r. von Untel"Suchungs­
und Übc:rwachungspfllchtrn und von Mindtslanforderungen an Bewilligungsbtscheide. 

• BGBI. 11 Nr. 419/2006 i.d.g.F. 

, Ein guter mengtnmäßiger Zustand liegt vor, wenn sich dlC' langfnsllgC' mllllert jährliche 
Grundwasstrtmnahmt mit dtr Grundwa5S(:mn.lblldung Im Gleichgewicht bcfmdC1. 

10 § 55 WRG 1959 
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Ergebnissen und auf den Messungen in den Jahren 2006 bis 2008 
wurde schließlich 20 10 der Nationale Gewässerbewinschaftung plan 
(NGP 2009) veröffentlichi (siehe TZ 11). 

5. 1 Nutzbares Grundwasser besteht nur don, wo es Grundwasserleiler gibt. 
Dies sind unler der Erdoberfläche liegende Boden- oder Gesleinskörper 

oder andere geologische Formalionen (SchOllerkörper, Karstgesleine 
elc.) mil hinreichender Porosilät und Durchlässigkeit, so dass entwe­

der ein nennenswerter Grundwasserstrom oder eine Entnahme erheb­
licher Grundwassermengen möglich ist. 

Für Planungsprozesse (Bewertung der Auswirkungen von Gewässer­
belastungen, Monitoring, Maßnahmenplanung etc.) war es erforder­
lich, die vorhandenen Grundwasserleiter zu erfassen und in Wasserkör­

per zu unteneilen. Die Abgrenzung der Grundwasserkörper ll erfolgte 
nach den von der Europäischen Kommission vorgegebenen Grundsät­
zen 12 durch das BMlFUW in Zusammenarbeit mil den ländern. Der im 

Jahr 2001 damr eingerichtete Arbeit kreis teilte das Bundesgebiet in 

- 64 Einzelgrundwasserkörper und 

- 63 Gruppen von Grundwasserkörpern auf. 1J 

Als Einzelgrundwasserkörper klassifIZierte er hydrologisch zusammen­
hängende, dreidimensional abgrenzbare Grundwasservolumen. Diese 
verfugten in der Regel über eine Ausdehnung von mindestens 50 km 2 

und waren aufgrund ihrer Mächtigkeit von ho her wasserwirtschaft­

licher Bedeutung. Kleinere Was ervorkommen wurden zu Gruppen von 
Grundwasserkörpem zusammengefasst. 14 Diese Einteilung wurde der 

Ist-Bestandsanalyse 2004 zugrunde gelegt. 

11 Gemäß § JOc Abs. ) WRG 1959 i.d.g.F. ist tin Grundwasstrkör'p(f CIn abgegn:nz.tcs 
Grundwasscrvolumc:n innt'rhalb (''"cs oder mrhrertr Grundwasstr!c:ittr. Grundwa~r­
Irittr sind unltr der Erdobt'rflachc: lI~('nd(' Boden- oder Gcsldnskö~r oder and('~ 
gt'Ologlscht Formationtn mit hinrtichtndC'r PormHat und Ptnnc~bihlat. so dass ('nl ­
wt'dcr ein n('nncnswen('r Grundwa~rs(rom odcr du~ l:.ntnahmc trht'bhchC'r Grund­
wasstrmc:ngtn möglich Ist 

12 CIS- Guidanct Documc:nl No. 2 (Cammon Implc:mt:nI3Iion SU31cGY for the WateT Fr3-
mt"Wori. Dirtttive) Jdtnliflcation of wattr bodl~· 

11 Zusätzlich zu dtn oMrflachtnnahtn Grundwa55('rkö~m C'rfolglC' dlt AuswC"lSung 
von nC"uC"n Tic-fC"ngrundwas5C"rkörpt'rn. dir rur dir Übtrprufung dC'S RH nicht ~h:vant 
wart"n. 

14 Dir Abgrtnzung trfolgtt sowohl nach d('n hydrogrologlsch ~kvantC'n Irkloni..schtn 
Grofkmhtllrn als auch nach dtn Grt"nztn dtr Planungsräumt. 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Der Begriff .Grundwasserkörper" wurde im österreich ischen Wasser­
recht mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie neu eingeführt. 

Er ersetzte die zuvor für die Einteilung der Grundwasservorkommen 
als Bezugseinheit verwendeten Grundwassergebiete. Die Einteilung des 

Grundwassers nach Grundwasserkörpern unterschied sich wesent.lich 
von der Einteilung nach Grundwassergebieten. Während die Einteilung 

in Grundwassergebiete auf die Überwachung wichtiger Izusammenhän­
gender) Grundwassergebiete ausgerichtet war und nicht die gesamte 
Fläche des Bundesgebiets abdeckte, erfolgte in Umsetzung der Wasser­

rahmenrichtlinie eine flächendeckende Aufteilung des Bundesgebiets 

in Einzelgrundwasserkörper und Gruppen von Grundwasserkörpem.1S 

5.2 Der RH hielt fest, dass die vom BMlFUW in Zusammenarbeit mit den 

Ländern vorgenommene Abgrenzung der Grundwasserkörper entspre­
chend den von der Europäischen Kommission vorgegebenen Grundsät­

zen erfolgt war. Er wies aber gleichzeitig daraufhin, dass in Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie - insbesondere bei der Zusammenfassung 

von Grundwasserkörpern zu Gruppen - auch andere Einteilungen mög­
lich gewesen wären, um damit eine Nivellierung von Belastungen bei 
unterschiedlich stark verunreinigten Grundwasserkörpern zu vermei­

den. Seiner Ansicht nach erschwerte die gewählte Einteilung in Ein ­
zelgrundwasserkörper und Gruppen von Grundwasserkörpern zum Teil 

die Fokussierung auf wesentliche Problembereiche (siehe TZ 10). 

5.3 Das Land Niederösterreich ergänzte in seiner Stellungnahme, dass es 
bei der Abgre'lzu'lg der Grundwasserkörper nach einem bundesweil 
ei"heitlichen Leitfaden ill Abstimmung mit dem BMLFUW vorgegan­
gen sci. Diese Vorgehensweise sei konform zu den von der Europä­
iscllc'l Kommission vorgegebenen Grundsätze'l eifo/gl. 

6.1 (I) Grundwasser ist. entsprechend dem im WRG 1959 formulierten 

UmweltzieP6, derart zu schützen, zu verbessern und zu sanieren, dass 

bis spätestens 22. Dezember 201517 der gute Zustand erreicht wird. 
Dieser ist dann erreicht, wenn sich der Grundwasserkörper zumin­
dest in einem guten mengenmäßigen und chemischen Zustand befin ­
det. Die Bewertung des Grundwassers erfolgte auf der Ebene der Ein-

15 Der RH vt'rwendet die Begriffe MEinzelgrundwasserkörper"' und ~Gruppen von Grund­
wasserkörpe.m- insbtsondere im Zusammen.hang mil der Einleilung der Grundwasser­
körper sowie mit der Überwachung und Bewertung des Grundwasserzustands. In jenen 
Fällen. in denen der Untergliederung keine Relevanz zuk.omml. gelangl der Begriff 
~Grundwas~rk.örperM als Oberbegriff zur Anwendung. 

" § JOc Ab,. 1 WRG 1959 

11 Unter btstimmIen Voraussetzungen (§ JOe WRG 1959 Ld.g.F.' war einc~ stufenweise 
Umsel2ung der festgelegten Umwdtziele bis zum 22. Dezember 202l bzw. bis zum 
22. Dezember 2027 zulässig (siehe TZ 11). 
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zelgrundwasserkörper bzw. in der Gruppe von Grundwasserkörpem 
anhand der jeweils vorhandenen Messstellen des Konrrollnetzes. 

Das zur Überwachung der Grundwasserqualität (chemischer Zustand) 
aufgebaute KontrolInctz umfasste mehr als 2.000 ausgewählte Quali­
täts- Messstellen (Brunnen, Sonden, Quellen) in ganz Österreich, aus 
denen in regelmäßigen Intervallen Wasserproben entnommen und auf 
eine Vielzahl an Inhaltsstoffen (z.B. Nitrat, Eisen, Chlorid, Phosphat, 
Sulfat, pnanzenschulZminel) untersucht wurden. Dem erhöhten Belas­
tung - und Gefahrdungspotenzial Rechnung tragend, wiesen die in 
den landwinschaftlich intensiv genutzten Regionen Österreichs lie­
genden Einzelgrundwasserkörper und Gruppen von Grundwasserkör­
pern eine vergleichsweise hohe Messstellendichte auf. 

Die Überwachung des mengen mäßigen Grundwasserzustands, d.h. die 
Messung der Grundwasserstände, erfolgte über ein eigenes für diesen 
Zweck eingerichtetes MessnelZ mit mehr als 3.000 Messstellen. 

(2) Maßgebend für die Beuneilung des chemischen Zustands eines 
Einzelgrundwasserkörpers bzw. einer Gruppe von Grundwasserkör­
pem war das Kriterium der Gefahrdung der Grundwasserbeschaffen­
heit an einer Messstelle. Die Beschaffenheit des Grundwassers an einer 
Messstelle galt als gefahrdeI. wenn der für einen Schadstoff ermittelte 
Messwen 18 den zugehörigen, in der Qualitätszielverordnung Chemie 
Grundwasser l9 festgelegten Schwellenwen für einen SchadstorrO über­
schritt. Ein Grundwasserkörper befand sich defmitionsgemäß in einem 
guten chemischen Zustand, wenn eine solche Gefahrdung an weni­
ger als 50 'lb der Messstellen eines Grundwasserkörpers gegeben war. 

(J) Wenn die Beschaffenheit des Grundwassers an gleichzeitig 50 'lb 

oder mehr aller beobachteten Messstellen eines Grundwasserkörpers als 
gefahrdet einzustufen war, hatte der Landeshauptmann für den Grund­
wasserkörper hinsichtlich eines Schadstoffs ein sogenanntes voraus­
sichtliches Maßnahmengebiet zu bezeichnen. Ein solches war auch 
bei Vorliegen eines signifikanten und anhaltend steigenden Trends 
der Messergebnisse auszuweisen. Bei einer Gefahrdung an gleichzei­
tig 30 'lb oder mehr aller beobachteten Messstellen eines Grundwas­
serkörpers halle der Landeshauptmann für den Grundwasserkörper 
hinsichtlich eines Schad toffs ein sogenanntes Beobachtungsgebiet 
zu bezeichnen (siehe TZ 20). 

11 arithmetisches Mintl der Jah~milt('lw('n(' aus allen für den Beurtcilungs1.citraum vor­
liegenden - zumindöt d~i Beobachtungen umfassenden - Mt'S~rg('bniss('n 

,. BGB!. 11 NT. 98/2010 i.d.g.F. 

20 z.B. Nitrat. Onhophosphat. Atrazin und andt'rt Pt'Slizide 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

(4) Gemäß Anhang V der Wasserrahmenrichtlinie war für die Aus­
wahl der Überwachungsstellen auch die Repräsentativität der an die­
ser Stelle gewonnenen Überwachungsdaten für die Qualität desjewei ­
ligen Grundwasserkörpers maßgebend. 

Die Überwachung der Gruppe von Grundwasserkörpern .Weinviertel 
(DUJ)"21 errolgte über 17 GZÜV- Messstellen22. Die einzige am üd­
östlichen Rand dieses Gebiets gelegene GZW-Messstelle berand sich 
in Wolkersdon im Brunnen I des Wasserverbands Gemeindeverband 
(GY] Wolkersdon - Pillichsdon. Die zur Überwachung des chemischen 
Zustands herangezogenen. aus dem Brunnen I entnommenen Wasser­
proben zeigten eine geringe Nitratbelastung. Laut den Erhebungen des 
RH beim Wasserverband GV Wolkersdorr - Pillichsdorr (siehe TZ 36) 
zeigte ein anderer Brunnen des Verbands. der in hohem Ausmaß zur 
Trinkwasserversorgung genutzt wurde. eine über dem Grenzwert der 
Trinkwasserverordnung2J liegende Nitratbelastung. Diese Nitratbe­
lastung noss in die Überwachung und Beurteilung des chemischen 
Zustands der Gruppe von Grundwasserkörpern . Weinviertel (DUJ)" 
nicht ein. 

6.2 (I) Der RH wies kritisch daraur hin. dass die Ausweisung des guten 
chemischen Zustands für einen Einzelgrundwasserkörper oder eine 
Gruppe von Grundwasserkörpern nur eingeschränkt Rückschlüsse aur 
die Qualität des vorhandenen Grundwassers zuließ. Auch bei Vorliegen 
eines guten chemischen Zustands konnten große Gebiete vorhanden 
sein. in denen das entnommene Grundwasser aurgrund von Verunrei­
nigungen nicht direkt als Trinkwasser nutzbar war. Dermitionsgemäß 
waren nämlich Einzelgrundwasserkörper oder Gruppen von Grund­
wasserkörpern bereits dann mit einem guten Zustand zu bewerten. 
wenn bei weniger als 50 % der beobachteten Messstellen eine Gefahr­
dung der GrundwasserbeschaITenheit (Schwellenwertüberschreitung) 
vorlag. Der RH verwies in diesem Zu ammenhang aur seine Feststel­
lungen zum Grundwassergebiet Zayatal (siehe TZ 10). 

(2) Die GZÜV-Messstelle in Wolkersdorrerftillte nach Ansicht des RH 
nicht das für die Auswahl von Überwachungsstellen maßgebende Kri­
terium der Repräsentativität. Er emprahl deshalb dem Land Nieder­
österreich eine regelmäßige Überprüfung der Messstellen im Hinblick 
aur ihre Repräsentativität für das jeweilige Einzugsgebiet. 

II Di~ in K1amm~r strhrndc Abkürzung DUJ Ixzclchnrt dlc Flussg('bi('~mh('it und aueh 
drn Planungsraum .Donau unterhalb Jochrnstc!n-. 

U GZUV _ G~ä~rzustandsObcrwachungsvC'rordnung 

n 8G81. 11 Nr. J04/2001 Ld.g.F. 
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6.3 (I) Das Lalld Niederösterreich frihrte ill seiner Stellungnahme aus, dass 
die Qualitätsüberwachung des Grundwassers gemäß Gewässerzustands­
übenvaelwllgsverordllullg (GZÜV) darauf ausgerichtet sei, die Grund­
wasserqualität auf einer regionalen, nicht jedoch einer lokalen Ebene 
zu bewert'en. Das Grllndwassermonitoring gemäß GZÜV könne daher 
nicllt dafür hera'/gezogen werden, um lokale Belastungen Z1I erkennen 
und darauf aufbauend Sanierungsschritte in die Wege zu leiten. 

(2) Bei der Auswalll der GZÜV-Messslellen sei nach Angabe des Landes 
Niederösterreich darauf geachtet worden, einen repräsentativen Quer­
schnin über einen gesamlen regionalen Grundwasserkörper zu legen. 
Das Nicllt- Vorhandensein von Belastungen könne nichl als Argument 
verwendet Iverden, um eine Messslelle als nielli repräsentativ einzu­
srufen. Die Messergebnisse der Gewässerzustandsübenvachutlg würden 
regelmäßig auf Plausibilität überprüfI. Bei auffällige'l Messwerten sei 
schon bisher eine auch örtliche Überprüfung durclI die Gewässerauf­
sielll erfolgt, wobei auch geprüft werde, ob die Messsrelle für die regi­
onale Grundwasserqlla/ilär repräsentariv sei oder durch lokale Gege­
benheiten beeinflusst werde. 

6.4 Die Messergebnisse bloß einer Messstelle können nach Auffassung des 
RH nicht als repräsentativ für ein rd. 200 km2 großes Gebiet einge­
stuft werden, wenn an einer 2 km entfernten Messstelle stark abwei­
chende Ergebnisse registriert werden. In einem solchen Fall müssten 
nach Ansicht des RH beide Messstellen zur Beurteilung des Grundwas­
serzustands herangezogen werden . Der RH verblieb daher bei seiner 

Ansicht, dass die GZÜV- Messstelle in Wolkersdorf das für die Aus­
wahl von Überwachungsstellen maßgebende Kriterium der Repräsen­
tativität nicht erfüllte. 

7.1 (I) Laut NGP 2009, der auf Untersuchungsergebnissen aus dem Beob­

achtungszeitraum 2006 bis 2008 basierte, wiesen 124 der insgesamt 
127 Einzelgrundwasserkörper und Gruppen von Grundwasserkörpern 
einen guten Zustand auf; drei verfehlten das angestrebte Umwelt2iel. 
Die Überwachung und Bewertung der Grundwasserquantität ergab 
für alle Einzelgrundwasserkörper und Gruppen von Grundwasserkör­

pern einen guten mengenmäßigen Zustand. Hingegen wiesen drei Ein ­
zelgrundwasscrkörper hinsichtlich des Parameters Nitrat einen nicht 

guten chemischen Zustand auf, weil bei zumindest 50 <\\> der Messslel ­
len der Schwellenwert Flir Nitrat 145 mg/I] überschritten wurde. Das 

größte dieser drei Gebiete war der Einzelgrundwasserkörper March­
feld mit einer Fläche von 942 km2, in dem bei 41 von 7J Messstellen 
(rd . 56 <\\>1 der Schwellen wert Flir Nitrat überschritten worden war. 
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Tabelle 1: Einzelgrundwasserkörper, die gemäß NGP 2009 keinen guten chemischen 
Zustand aufwiesen 

Bezeichnung des Grundwasserkörpers Fläche 
(km2) 

Anzahl der ~essstellen mit Nitrat 
~ 45 mg/ l als Tellmenge der 

gesamten beprobten ~essstellen 

Marchfeld (DUJ) 

Parndorfer PLatte (LRR) 

41 von 73 

3 von 6 

SüdLiches Wiener Becken-Ostrand (OUJ) 

942 

254 

209 9 von 13 

DUJ: Planungsraum .. Donau unterhalb Jochenstein" 
LR~: Planungsraum ... leitha. Raab, Rabnitz" 

Quelle, 8MLfUW (NGP 2009) 

Bund 2015/12 

(2) Überschreitungen von Schwellenwerten gab es auch in anderen 
Einzelgrundwasserkörpem und Gruppen von Grundwasserkörpern. 
Diese waren aber nicht so häufig, dass die betroffenen Einzelgrund­
wasserkörper oder Gruppen von Grundwasserkörpern nach den gel­
tenden Kriterien als in einem nicht guten chemischen Zustand einzu­
stufen gewesen wären. Insgesamt ergaben die Messungen bei 454 der 
rd. 2.000 untersuchten Messstellen (sohin bei rd. 23 %) eine Gefähr­
dung des Grundwassers, d.h. eine Überschreitung des Schwellenwerts 
für zumindest einen Schadstoff. 

(3) 14 Einzelgrundwasserkörper und Grundwasserkörpergruppen wies 
der NGP 2009 als Beobachtungsgebiete24 aus, elf davon aufgrund von 
Überschreitungen des Schwellenwerts für Nitrat. Die beiden mit insge­
samt rd. 3.355 km2 größten Gebiete ( .. Weinviertet (DUJ)" und . Wein ­
viertel [MAR)2S-) lagen ebenfalls im Weinviertel (siehe TZ 9). 

14 Weinvienel (MAR). Weinvie.rtel (DUJ), Eferdinger Beckt"n (DUJ), Traun- Enns- PI3nt" 
(DUJ). SOdlichcs Wiener 8eeken- Ostrand [LLR). Wulka.aIILLRI. Seewink<IILRRI. S.oo­
b<rbachtal ILLRI. S.rcmtal ILRR). Ikva •• 1 (LLRI. HOgeliand Rabni.z [LRR). Leibnitzer 
F~ld (MUR). Unl~~ Murtal (MUR), Hügelland z.wischen Mur und Raab (MUR) 

l~ Die in Klammer stehende Abkürzung MAR bezeichnel die Flussgebictscinheit und auch 
den Planungsraum ~March~. 
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(4) Alle als Beobachtungs- und voraussichtliche Maßnahmengebiete 

ausgewiesenen Einzelgrundwasserkörper und Gruppen von Grundwas­
serkörpem befanden sich laut NGP 2009 in Regionen mit intensiver 

landwi rtscha ftlicher Bewirtschaftung. 26 

7.2 Der RH hob hervor, dass bei 454 der rd. 2.000 untersuchten Mess­

stellen (rd . 23 %) eine Gefahrdung des guten chemischen Zustands 
des Grundwassers vorlag. Dieser Umstand relativierte seiner Ansicht 

nach das im NGP 2009 genannte gute Ergebnis, wonach alle 63 der 
in Österreich ausgewiesenen Gruppen von Grundwasserkörpem und 

61 der 64 ausgewiesenen Einzelgrundwasserkörper das angestrebte 
Umweltziel des guten chemischen Zustands erfullten und nur drei das 

Umweltziel verfehlten . 

Nach Ansicht des RH bestand trotz der bereits weitgehenden Zielerrei­

chung Handlungsbedarf im Hinblick auf die zur Verfugung stehenden 
bzw. tatsächlich angewendeten Instrumente. Er stellte dies in der Folge 

am Beispiel der Nitratbelastung des Grundwassers im Weinviertel dar. 

7.3 Laut Stellungnahme des Landes Niederösterreich sei das Messstellen ­
netz der GZOV derart aufgebaut worden, dass in belasteten Grundwas­
sergebieten eine deutliche Verdichtung des Messstcllclllletzes erfolge, 
während in den ullbelasteten Gebieten mit deutlich welliger Messste/­
len das Auslangen gefunden werden könne. Der prozentuelle Anteil 
der gefährdeten Messstellen all der Gesamtsumme aller Messsrellen 
ließe daller keinen Rücksclrluss auf die la/I des weite Grundwasserqua­
liriit zu. Wesentlich aussagekräftiger sei eine flächenbezogene Auswer­
rung. Demnacll entspreclle das Grulldwasser ill 94 % der niederöster­
reichischen Landesfläclre deli EU- Vorgaben. 

7.4 Der RH entgegnete, dass er genau diese Disilrepanz aufzeigte. Wie das 
Land Niederösterreich ausführte, war auf94 % der Fläche defmitions­
gemäß ein guter Zustand gegeben . Ungeachtet dessen gab es innerhalb 
dieser Fläche zahlreiche kleinere Gebiete - wie z.B. das Gebiet Zaya­

tal (siehe dazu TZ 10) -, in denen das Grundwasser aurgrund von ZU 

hohen Schadstoffbelastungen nur nach Aufbereitung zur Trinkwas­
semutzung geeignet wa r. Die hohe Anzahl an gefahrdeten Messstellen 

16 Bt'i den Ursachen von Gru ndwClsstrverunrtinigungen kann grundsätzliCh zwischen 

punktuellen und diffusen SchadslofTquellen untcr.tehieden werden. Während bei den 
punktuellen Quellen vor allem Altlasten eine Gefährdung dts Grundwassers bilden. 
stellen bei den diffusen QueUen insbesondere Einträge von Stickstoff und pn anzen­
schutzmitteln aus landwirtschaftlicher Bewirtschaftung signifikante Belastungen der 
Grundwa.s.serqualität dar. Ob im Grundwasser Überschrtitungen der zulässigen Schad­
stoffkonzen trClJion <'Iuft~u'n . ist allt'rdings nicht nur von den Emissionen. sondern auch 
von anderen Faktoren. wie der BodenbeschafTt·nheil. der I~öhc: des Jahresniederschlags 
oder dt:r Dauer der Grundwassere:meuerung abhängig. 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

ließ nach Ansicht des RH den Rückschluss zu, dass in vielen Bereichen 
des Grundwassers Belastungen vorlagen, die durch die Zusammenfas­
sung zu Grundwasserkörpern bzw. Gruppen von Grundwasserkörpern 

nicht mehr deutlich wurden. Trotz der bereits weitgehenden Zielerrei­
chung gemäß NGP 2009 betonte er daher erneul den Handlungsbe­

darf in diesen Bereichen. 

8 Das Grundwasser im Weinviertel war in den Einzelgrundwasserkörper 
_Marchfeld (DUJ)", den nördlich der Donau gelegenen Teil des Ein­

zelgrundwasserkörpers _TulInerfeld (DUJ)- sowie zwei Gruppen von 
Grundwasserkörpern (.Weinviertel (DUJ)" und _Weinviertel (MAR)-) 

gegliedert. 

Abbildung I : Ei nzelgrund wasserkörper und Gruppen vo n Grundwasserkörpem im Wei nviertel 

au~Lle: Umweltbundesamt. BMlFUW 

Bund 2015/12 

GWKG WelnVlertel (MAR) 
GIIoIOOO9S -• -• 

Der im nördlichen Teil des Wiener Beckens gelegene Grundwa erkör­
per _Marchfeld (DUJ)" slellte aufgrund seiner Ausdehnung von 942 km2 

und einem Wasservolumen von mehr als einer Milliarde Kubikmeter 
als zweitgrößler21 Grundwas erkörper in Österreich eine wichtige Was­

serreserve dar.28 Dieses Vorkommen bildete die Basis für die Wasser-

27 Ix:zog~n auf di~ obc.-rfUichcnnah~n GnJndwa5Krkö~r 

1:1 einer Menge. die dem Jahrnvcrbrauch von S Mio. Haushahcn entspricht 
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versorgung von Gemeinden, Gewerbe und Industrie und hatte beson­

ders für die Feldberegnung in der Landwirtschaft große Bedeutung. 

Der mil 587 k.m 2 Ausdehnung ebenfalls sehr große und wichtige Grund­
wasserkörper .Tullnerfeld (DUJ)" erstreckte sich beidseitig der Donau; 
zum Weinviertel zählte nur der nördlich der Donau gelegene Anleil. Die 

anderen im Weinviertel vorhandenen Grundwasservorkommen wurden 
zu zwei Gruppen von Grundwasserkörpern zusammengeFasst : Die im 

Südwesten der Region gelegenen wurden dem Planungsraum .Donau 
unterhalb Jochenstein (DUJ)", jene im Nordosten gelegenen dem Pla­

nungsraum .March (MARj" zugeordnet. 

9.1 (1) Zur Belastung des Grundwassers im Weinviertel mit Nitrat lagen 

zumindest seit 1992 durchgehende Zeitreihen von Messergebnissen 
vor, die die Entwicklung dokumentierten. So waren z.B. im Wasser­

gütejahresbericht 2006 für das Marchfeld in Niederösterreich für den 
Zeitraum J. Quartal 1992 bis 4. Quartal 2004 Nitratbelastungen zwi­

schen 50 mg/I und 70 mg/I, also über dem Schwellenwert von 45 mg/I, 
ausgewiesen . 

Abbildung 2 : Entwicklung der Nitratwerte im Marchfeld zwischen 1992 und 2004 in mg/I 

80,0 
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10,0 

0,0 ~ 
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• Mittelwert 
Quartal 

• Median 
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Ouellen: Erhebung der Wassergüte in Österreich - Jahresbericht 2006; Umweltbundesamt, BMlFUW 
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Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Eine bereits 1994 durchgefiihrte Auswertung29 zur Situation im Grund­
wassergebiet Marchfeld ergab an 29 der 45 Messstellen [und somit an 
64 %) eine Überschreitung des SchwellenweI1S von 45 mg/I. 

(2) Im NGP 2009 [Beobachtungszeitraum 2006 bis 2008) waren auf­
grund von Überschreitungen des SchwellenweI1S ftir den Parameter 
Nitrat der Einzelgrundwasserkörper .Marchfeld [OUJ)" als voraussicht­
liches Maßnahmengebiet, die beiden Gruppen von Grundwasserkär­
pem • Weinviertel [OUJ)" und. Weinviertel [MAR)" als Beobachtungs­

gebiete ausgewiesen. Diese drei insgesamt 4.297 km' großen Gebiete 
hatten einen Anteil von rd. 50 % an der Summe der Flächen aller 
ästerreichweit ausgewiesenen Beobachtungs- und voraussichtlichen 
Maßnahmengebiete. Während der Anteil an Messslellen, bei denen 
Überschreitungen des Schwellenwerts von 45 mg Nitrat/I registriert 
wurden, österreichweil bei 12 %30 lag, betrug er im Weinviertel41 %: 

Tabelle 2: Nitratbelastung der Einzelgrundwasserkörper und Gruppen von 
Grundwasserkörpern im Weinviertel gemäß NGP 2009 

Bezeichnung fläche beprabte Messstellen Anteil Ausweisung 
des Grund- (kmZ) Messstellen mit Nitrat (in %) 
wasserkörpers ~ 45 mg/ l 

Marchfeld (DUJ) Einzel-GWK 942 73 41 56 vorau ssichtl. 
Maßnahmen gebiet 

Tullnerfeld Einzel-GWK 345 30 4 13 
[DUl)' 

Weinviertel Gruppe von GWK 1.347 17 6 35 Beobachtungsgebiet 
[DUl) 

Weinviertel Gruppe von GWK 2.008 32 12 38 Beobach tu ngsgebiet 
[MAR) 

gesamtes 4.642 152 63 41 
Weinviertel 

nur Anteil nördlich der Oonau 

OUJ: Planungsr3um .. Oonau untelhalb Joch.enstein" 

MAR: Planungsr3um .. March" 

GWK: Grundwasserkörper 

QueUe: BMlFUW (NGP 2009) 

Bund 2015/12 

Der Grundwasserkörper .Marchfeld [DUJ)" befand sich mit Überschrei ­
tungen des Schwellenwerts fiir Nitrat bei 56 % der Messstellen in 
einem nicht guten chemischen Zustand; laut wasserwiI1Schaftlichen 
Forschungsergebnissen eine Folge des Zusammentreffens der spezi­
ellen hydrogeologischen Verhältnisse, die eine langsame Grundwas-

2'1 O. Vollhofer (Bundcsministerium rur Land- und Fo~rwiruchaft), Gewässennengen­
und Güteprobleme im Marchr~ld 

JO An 240 von insgesamt 2.045 ausgewerteten Mcssstellen wurden Schwcllcnwcrtübcr­
schreitungen beim Parameter Nitrat festgestellt . 
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sererneuerung bewirkten, mi t inte nsiver landwirtsc haftlicher Bewi rt­
schaftun g (75 'Ib landwirtschaftl iche FlächenJl' , pann onischem KlimaJ2 

und groß nächig vo rha ndenen auswaschungsgefa hrdete n Böden. Diese 

Umstä nde fü hrte n über Jahrzehn te hinweg zu einer hohen Anreiche­
run g von Ni trat im Grundwasser. 

Der Grundwasserkörper "Tulinerfeld (D UJ)" wies einen deutlich bes­
se ren Zusta nd au f, weil die Donau bzw. ihr im Untergrund nießender 
Begleitstro m fü r eine rasche Grundwassererneueru ng sorgte. Die im 

Grundwasser reg istrierten Schadstoffko nzentrat ionen lagen - t rotz der 
auch in diese r Region vo rh andenen Ei nträge aus der in tensiven land­

wirtschaft lichen Bewirtschaftung - deshalb meist unter den Schwel­

lenwerten. 

(3) Der auf der Grundlage vo n Unter.mchungsergebnissen aus dem Beob­
achtu ngszeitraum 20 10 bis 201 2 ers tellte _Österreichische Bericht der 

Ist-Besta ndsa nalyse 201 3")) an die Europäische Kommission zeigte für 
die im Wei nviertel ausgewiesenen Beobachtungs- und voraussichtlichen 

Maßnahmengebiete im Vergleich zu m NG P 2009 keine Verbesserung der 
Gru ndwasserquali tät, sondern mehr Messstellen mit Überschreitungen 

des Schwellenwerts fü r Nitrat. 

Tabelle 3: Nitratbelastungen in den im Weinviertel ausgewiesenen Beobachtungs- und 
voraussichtlichen Maßnahmengebieten gemäß Ist-Bestandsanalyse 2013 

Bezeichnung des Fläche beprobte Messstellen Anteil Messstellen 
Grundwasser- (km2) Messstellen mit Nitrat mit Nitrat > 4S mg/l 
körpers > 4S mg/l (in %) 

Marchfeld (DUJ) Einzel- GWK 942 72 47 65 

Weinviertel (DUJ) Gruppe von GWK 1.347 16 6 38 

Weinviertel (MAR) Gruppe von GWK 2.008 32 14 44 

DUJ: Planungsraum .. Donau unterhalb Jochenstein" 
MAR: Planungsraum .. March" 

GWK: Grundwasserkörper 

Quelle: BMlFUW 
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J l Im Marchfeld dominien die vichlosc Wirtschaftsweise mit überwiegendem Getreidean­
bau. Die am weitesten verbreitete Kuhuran stellt de r Weizen dar; in den westJichen. 
nahe Wien gelegenen Gebieten wird verstärkt Feldgemüse angebaut. während im Osten 
weitere Getrtidcsortcn vorzufmden sind. Auch die ZuckerTilbe. die KanoITel sowie der 
Kömermais zählen zu den Hauplkulturcn. 

JZ Geringe Niederschlagsmengen verbunden mit hohen Verdunstungsraten; mil einem 
mittleren Jahresniederschlag von lediglich 530 mm gilt des Marchfeld als liassisches 
Trockengebiet. 

JJ veröffentlicht im März 2014 
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Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Gegenüber dem NGP 2009 ergaben sich somit folgende Veränderungen 
der Nitratbela tungen in den im Weinviertel ausgewiesenen Beobach­
tu ngs- und voraussichtlichen Maßnahmengebieten : 

Tabelle 4: Änderungen der Nitratbelastungen in den im Weinviertel ausgewiesenen 
Beobachtungs- und voraussichtlichen Maßnahmengebieten gegenüber 
dem NGP 2009 

Bezeichnung des 
Grundwasserkörpers 

"'ar(hfeld (OUJ) 

Weinviertel (OUJ) 

Weinviertel ("'AR) 

be probte Messstellen 

2009 2013 

73 72 

17 16 

32 32 

Messstellen mit 
Nitrat,. 45 mgjl 

2009 2013 

41 47 

6 6 

12 14 

Veränderung zwischen 
2009 und 2013 
(in %-Punkten) 

+9 

+3 

+6 

OUJ: Planungsraum .. Oonau unterhalb Jochenstein" 
MAR: Planungsraum . March-
GWK: Grundwasserkörper 

QueUe: BMlfUW 

Bund 2015/12 

9.2 Bezugnehmend auf die im NGP 2009 enthaltenen Ergebnisse der 
Grundwasserüberwachung stellte der RH fest, dass die Beschaffenheit 
des Grundwassers im Weinviertel in höherem Ausmaß genihrdet war 
als in ande ren Regionen Österreichs: Österreichweit war an 12 %, im 
Weinviertel jedoch an 41 % der Messstellen eine Grundwassergefahr­
dung durch Nitrat gegeben. 

Im Hinblick auf die Ergebnisse aus der Ist- Bestandsanalyse 2013 wies 
der RH darauf hin, dass sich die Grundwasserqualität im Weinviertel 
im Vergleich zum NGP 2009 verschlechtert hatte. Er vermerkte kri­
tisch, dass die Nitratbelastung des Grundwassers im Weinviertel bereits 
seit zumindest 20 Jahren bekannt war. Infolge der zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung noch immer bestehenden Schwellenwertüberschrei­
rungen sah der RH hier Handlungsbedarf. 

9.3 (I) Wie das BMLFUW ill seiller Stellullgllahme mitteilte, zeigten die dem 

ElItwurf des NGP 2015 zugrundeliegenden Ergebnisse der Gewässerzu­

slandsüberwachungfür den Grundwasserkörper Marchfeld (DUJ) und 

für die Gruppe VO ll Grulldwasserkörpenl Wein vierlel (MAR) eitle gerill­
gere Anzahl all Messsrellen mit Schwellenwertüberschreillmgen gegeII­

über deli Ergebnissen der Isr - Beslandsallalyse 2013. Bei der Gruppe 

VOll Grundwasserkörpem Weill vienel (MAR) wareIl die Ergebnisse auch 

besser als die für die Erstellung des NGP 2009 herangezoge1lell Ergeb­

Ilisse. 
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Das BMLFUW merkte zudem al1, dass kurzfristige Konzentra/ionsent­
wicklungen il1 einzell1en Messs/ellell auf grund der he/erogenel1 Beschaf­
fenhei/ des Untergrunds grundsä/zlich keine belas/barel1 Aussagen über 
EIlrwicklul1gen des Grundwasserzus/ands liefern könrllen. Die Me/ho­
dik der Zus/andsbewertung VOll Grul1dwasserkörpenl beruhe auf eiller 
gesamthaften Be/rach/ung der lal1gjährigel1 Grul1dwasserkonzentra/i­
onen auf Grundwasserkärperebene geme;'lso/II mi/ eil1er Analyse der 
Trel1ds. Für die allgesprochenen Grundwa serkörper im Wein viertel 
wären auf Basis durchgeführter Trendanalysen keine signifikanteIl 
Trends feslSlellbar. 

(2) Das Land Niederös/erreich verwies in seiller S/ellungnahme auf die 
Ausführungen zU TZ 7: Demnach sei eill prozentueller Vergleich der 
gefährdeten bzw. nicht gefährdeten Messs/ellen über mellrere Grund­
wasserkörper hillweg insofenl I1ich/ aussagekräftig, al ill deli bekann­
/ennaßen belas/e/en Grundwasserkörpenl ein deu/lich verdichte/es 
Messs/ellenne/l betrieben werde. 

Die Aussage des RH, wonach siell die Grundwasserquali/ä/ des Wein­
viertels im Vergleich zum NGP 2009 versclllech/ert habe, könne durch 
die mil1lerweile auell flr 2014 vorliegellden Da/eil widerleg/ werdell: 
Die in der Is/-Bes/andsallOlyse 201 J noch darges/ellle negative Trelld­
entwicklung habe sich nicht bestätigt. Im NGP 2009 seien noell 37,5 % 

der Messs/ellen des Grundwasserkörpers Weil1viertel (MAR) als gefähr­
de/ ausgewiesen gewesen. Im bereits vom BMLFUW veröffellllich/en 
EllrwurJzum NGP 2015 seielles lIur noch 32,3 %. Eine Trendberech ­
nung gemäß der Quali/ä/szielverordnung Chemie Grundwasser ergebe 
sogar einen klar fallenden Trend für den Zeitraum 2008 bis 2014. 

9.4 (1) Zur Stellungnahme des BMLFUW merkte der RH an, dass die Aus­

führungen über die mangelnde Aussagekraft kun:fristiger Konzentra­
tionsentwicklungen bei einzelnen Messstellen somit auch flir die dem 

Entwurf des NGP 2015 zugrundeliegenden Ergebnisse der Gewässer­
zustandsüberwachung gelten. Gesichene Aussagen zur Entwicklung 
des Grundwassen:ustands erfordern nach Ansicht des RH mehljährige 

Messreihen. Ob tatsächlich eine Verbesserung en:ielt wurde, kann nur 
über einen längeren Zeitraum beuneilt werden. Der RH verwies in die­
sem Zusammenhang auf die Abbildung 2, die flir den Zeitraum zwi ­

schen 1992 und 2004 die jährlichen Schwankungen und insgesamt 
eine negative Entwicklung der Nitratbelastung im Marchfeld zeigt. 
Aufgrund des danach geändencn Beuneilungsregimes lagen für die 

weitere Entwicklung ab 2004 keine direkt vergleichbaren Messcrgeb­

nisse mehr vor. 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

(2) Zum Argument des Landes Niederösterreich, wonach ein prozentu­
eller Vergleich der gefahrdeten bzw. nicht gefahrdeten Messslellen über 
mehrere Grundwasserkörper hinweg nicht aussagekräftig sei, verwies 
der RH aur seine Ausflihrungen in TZ 7: Die hohe Anzahl an gefahr­
deten Messstellen ließ den Rückschluss zu, dass in vielen Bereichen 
des Grundwassers Belastungen vorlagen, die durch die Zusammenras­
sung zu Grundwasserkörpem bzw. Gruppen von Grundwasserkörpem 
nicht mehr deutlich wurden. Trends können nach Ansicht des RH nur 
aus mehrjährigen Messreihen ermittelt werden. 

10.1 (I) Am Beispiel des Grundwassergebiets Zayatal stellt der RH im Fol­
genden dar, welche Auswirkungen die im Rahmen der Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie enolgte Neugliederung34 der Grundwäs­
ser hatte. 

(2) Das dem hydrographischen Einzugsgebiet der Zaya, welche in den 
Leiser Bergen im Weinvienel entspringt und bei Drösing in die March 
mündet, entsprechende Grundwassergebiet Zayatal war wegen seiner 
wasserwinschaftlichen Bedeutung in den Was ergütejahresberichten 
des BMLFUW bis 2006 als eines von 149 zusammenhängenden Grund­
wassergebieten ausgewiesen. 

14 DI~ ~rfolgt(' ab dem Jahr 2001 und lag erstmals der l.sl- B~tandsanaJyst 2004 
zugrunde. DI(~ rqJclm~ßigcn Auswcnungcn IR den WaSSt"rgütcjah~~ri('httn biS 2006 
wurden Jrdoch wcittrhin auf Basis dcr bis 2010 g('hcnden GrundwasSC'rschwellenwtn­
vtrordnung (GSwV) nur für zusammenhängende Grundw3SSt"rgeblclt durrhgdUhrt; ab 
dem Jahrn~ri('hl 2010 erfolgte die Darsttllung der M~rgtbnis.st gtm:lß der 2010 
In Kraft g('trt'ltnt'n Ouahtatszitlvuordnung Chemie Grundwa~r (OZV Chtmlt GWl 
fHichtndtcktnd für EinztlgrundwasSC'rk.ö~r und Grupptn von GrundwaSSt"rkö~m. 
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Grundwassersituation 

Abbildung 3: Lage des Grundwassergebiet Zayatal 

QueUe: Land Niederosterreich 

288 

rc'Uila 

Die Qualität des Grundwassers im Zayatal war vor allem aurgrund 
hoher Nitratbelastung stark beeinträchtigt. Der Was ergütejahresbe­
richt 2004 zeigte in diesem Gebiet rur den Zeitraum 3. Quanal 1994 
bi Ende 2002 Nitratbelasrungen zwischen 80 mg/I und 120 mg/I. die 
somit weit über dem Schwellenwen von 45 mg/I lagen: 
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Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Abbildung 4: Entwicklung der NitTatwerte im Zayatal zwischen 1994 und 2002 in mg/I 
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Quellen: Erhebung der Wassergüte in Österreich - Jahresbericht 2004; Umweltbundesamt, BMlFUW 
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Das Grundwassergebiet Zayatal war im let2ten, noch gemäß Grund­
wasserschweiienwenverordnung1S erstellten Wassergütejahresbericht 
(2006) aufgrund der im Beobachtungszeilraum Jänner 2003 bis Dezem­
ber 2004 festgestellten erhöhten SchadstoflKonzentrationen rur die 
Parameter Nitrat und Kalium als voraussichtliches Maßnahmengebiet 
sowie für die Parameter Atrazin und De ethylatrazin als Beobach­
tungsgebiet ausgewiesen.16 

(3) Die Neugliederung der Grundwässer wies das _Grundwasserge­
biet Zayatal- nicht als Einzelgrundwasserkörper aus, sondern fasste 
es mit anderen Vorkommen aufgrund geologi eher und hydrogeolo­
gischer Verhältnisse zur Gruppe von Grundw3sserkörpern _ Weinvier­
tel (MARI" zusammen; dies, obwohl es mit einer Größe von 62 km2 die 
in der Regel rur die Ausweisung von Einzelgrundwasserkörpern vor-

" BGBI. 11 Nr. 147/2002 

16 Zusamm~nhll ngend~ Grundwa5~rg~blelr waren gern ß Grundwasstrschwellrnwen­
verordnung als Bcobachtungs- und voraussichtliche Maßnahmrngebiclt auszuwci · 
Rn, wenn bt-i mindf'Sttru ]0 ~ bzw. mind~lC'ns SO ~ allcr Mrsssltlltn drs jewtiligtn 
GrundwasS<'rgcblcu C'mOhtt' Schadstomonzcnlr.1lionC'n Im GrundwaS5C'r rt'S18C'5tclh 
wurden. Di('S war dann der Fall . wenn das arithmetische Miuel der Mtsswcnc im Bt'ur­
ttilungszt itraum für clnen Schadstoff dcn l ugehOrigtn Schwtlltnwt n übtrschrilt. 
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gesehene Mindestgröße von 50 km2 übertraf.)7 Die neue Gruppe von 

Grundwasserkörpem _Weinviertel (MAAr umfasste neben dem Zaya­

tal viele kleine. über eine Fläche von 2.008 km 2 verteilte Vorkommen. 

(4) Eine legistische Maßnahme zur Umsetzung der Wasserrahmenricht ­
li nie war der Ersatz der Grundwasserschwellenwenverordnung durch 

die Qualitätszielverordnung Chemie Grundwasser. Die neue Verord­
nung setzte insbesondere Schwellenwerte neu fest und änderte Kriterien 
fUr die Beurteilung der Einhaltung von Schwellenwerten. Dies wirkte 

sich auch auf die Ausweisung von Beobachtungs- und voraussicht­
lichen Maßnahmengebiete n aus. Die fUr die Erstellung des NGP 2009 
gemäß Qualitätszielverordnung Chemie Grundwasser durchgefUhrte 

Auswertung der Messergebnisse aus dem Beobachtungszeitraum 2006 
bis 2008 ergab. dass die Gruppe von Grundwas erkörpem _Weinvier­

tel (MAAr hinsichtlich des Schadstoffs Nitrat als Beobachtungsgebiet 
einzustufen warJ8• weil bei 12 von insgesamt 32 Messstellen )9 (38 Ilb) 

eine Grundwassergefahrdung gegeben war. Fünf der gefa hrdeten Mess­

stellen lagen im ehemaligen Grundwassergebiet Zayatal. 

10.2 Der RH stellte fest. dass im Zayatal aufgrund der deutlichen Überschrei­
tungen des Schwellenwerts fUr Nitrat (Belastung zwischen 80 mg/I 
und 120 mg/l bei einem Schwellenwert von 45 mg/I) eine regionale 

Gefahrdung der Beschaffenheit des Grundwassers gegeben war. Die 
Gefahrdung war bis 2006 durch die Ausweisung des Grundwasserge­
biets Zayatal als vo raussichtliches Maßnahmengebiet dokumentiert. 

Der RH hielt weiters fest. dass die Einbindung des im Zayatal vorhan­
denen Grundwasserkörpers in die Gruppe von Grundwasserkörpem 
_Weinviertel (MARr zwar im Einklang mit der Wasserrahmenrichtli­
nie stand. dass aber dieser Problembereich - der mangels Verbes e­
rung der Grundwasserqualität fortbestand - durch die Neugliederung 
der Grundwässer (Zusammenfassung) nicht mehr als solcher erkenn­

bar war. Bei einer Abgrenzung als einzelner Grundwasserkörper häne 
der im Zayatal vorhandene Grundwasserkörper ent prechend den Kri­

terien der Qualitätszielverordnung Chemie Grundwasser aufgrund von 
Schwellwertüberschreitungen bei fUnf von acht Mcssstellen (63 Ilb) 

einen nicht guten Zustand aufgewiesen und wäre als voraussichtliches 
Maßnahmengebiet auszuweisen gewesen. Durch die gewählte Eintei­

lung wurde somit nach Ansicht des RH das Instrumentarium zur Pro­
blemerkennung und Fokussierung auf hohe Grundwasserbelastungen 

eingeschränkt. 

J1 Im G~fnsalZ dazu rnthi~h di~ ßnle Einttilung dN GrundwässrT auch 20 Einztlgrund­
wassC'rkOrpt'T mit Flächt" unltr 50 km1. OrT kltinslt EinztigrundwasStrk6rptr WltS 
rißt Flächt von rd. 12 km 1 auf. 

l' GP 2009 

)! acht davon im Grundw~rgtbitl byatiill 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Er empfahl dem BMlFUW und dem land Niederösterreich, die Zweck­
mäßigkeit der Einbindung des Grundwasserkörpers Zayatal in die 
Gruppe von Grundwasserkörpern .Weinviertel (MARr im Hinblick 
auf die Eignung zur Reduzierung der bestehenden Verunreinigungen 
zu überprüfen. 

10.3 (I) Nach Mirreilung des BMLFUW in seiner Stellungnahme sei das 

Bundesgebiet - ill Umsetzung der Wasserrahmellricllllillie - mit der 

Ist- Bestalldsanalyse 2005 flächelldeckelld ill Eillzelgrulldwasserkärper 

und GruppeIl VOll Grundwasserkörpern nach hydrologischen- hydro­

geologischen Kriteriell eilIgeteilt wordell . Die Abgrenzung der Grund­

wasserkörper sei nach deli VorgabeIl des C1S- Guida"ce Dokuments 

.. Jdelltijicatioll ofwater bodies (2003)" der EuropäischePl Kommission 

auf Basis der im Arbeitskreis E (Bulld- Bundesländer- Arbeitskreis ZUr 

Umsetzullg WRRL - Grurldwas er) festgelegte" Kriterien u"d somit -
wie auch vom RH festgehalten - im Einklurlg ",ir der Wasserralllllen­

richtlinie erfolgt. 

Für die Erstellullg des ElItwurfs des NGP 20t 5 seieIl österreichweit 
alle Einzclgrundwasserkörper sowie i,rsbesondere alle GruppeIl VOll 

Grundwosserkörpern hinsiclltlich der Voraussetzungen.für eille fall­

weise kleillräumigere Unterteilullg.für die Risikoanalyse, Zustalldsbe­

wertullg ulld Maßllahllle"planullg eiller erneuteIl Überprüf11llg ullter­

zogen worde'l, die die bisherige Abgrellzullg der Gru"dwasserkörper 

bzw. Gruppen vOn Grundwasserkörpern im betreffenden Gebiet bestä­

rigt habe. 

(2) Das Land Niederösterreich vrn"ies i'l sei'ler Stellung/laltllle auf 

se;'le Ausjuhrullgen ZU TZ 5, wOl/och die Abgrenzung der Grundwos­

serkörper de" Vorgaben der Europäische'l Kommission eil tsp rech e, 
waS auch vom RH anerkannt werde. Dos Lalld Niederösterrdch werde 

denIloch prüfell, ob durch eine gesonderte Abgn'llung des Zayatals 

etwaige Maß'taltmenzur Verbesserung der GrundwGsserqualitÖlmaß­
geblich ullferstützt werde/! könlllen. 

10.4 Der RH trat dem BMlFUW und dem Land Niederösterreich darin bei, 
dass die Einbindung des im Zayatal vorhandenen Grundwasserkör­
pers in die Gruppe von Grundwasserkörpern .Weinvicrtcl (MAR)" 2005 
im Einklang mit den Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie stand; im 
Hinblick auf die Reduzierung bestehender Verunreinigungen erach­
tete er diese Einbindung jedoch als nicht optimal. Der R.H beurteilte 
daher die Ankündigung des Landes Niederösterreich, die Zweckmä­
ßigkeit der Einbindung des Grundwasserkörpers Zayatal in die Gruppe 
von Grundwasserkörpern .Weinviertel (MAR)" im Hinblick auf die Eig-
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nung zur Reduzierung der bestehenden Verunreinigungen zu überprü­
fen, positiv. 

Nationaler Gewässerbewirtschaftungsplan 2009 

Stufenweise 
Zielerreichung 
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11.1 (I) Der Bundesminister ftir Land- und Forstwinschaft, Umwelt und 
Wasserwinschaft hat gemäß § 55c WRG 1959 in Zusammenarbeit mit 

den wasserwinschaftlichen Planungen der Länder alle sechs Jahre 

einen Nationalen Gewässerbewinschaftungsplan (NG P) zu erstellen 
und zu veröffentlichen. Erstmals erfolgte dies mit dem NGP 2009 vom 
JO. März 2010 und der NGP- Verordnung"°. Die Was errahmenricht­

linie und das WRG 1959 gaben als Ziel verbindlich vor, dass der ftir 
das Grundwasser angestrebte gute chemische Zustand bis spätestens 

2015 zu erreichen war. Dazu waren auf nationaler Ebene Maßnahmen 
durchzuftihren, 

- um die Einleitung von Schadstoffen in das Grundwasser zu verhin­
dern oder zu begrenzen und eine Verschlechterung des Zustands 

aller Grundwasserkörper zu verhindern und 

- um alle signifikanten und anhaltenden Trends einer Steigerung 

der Konzentration von Schadstoffen aufgrund der Auswirkungen 
menschlicher Tätigkeiten umzukehren. 

(2) Eine Verlängerung der Frist bis 2021 bzw. 2027 war zuläs ig, wenn 

die Erreichung des Ziclzustands in der Planungsperiode von 2009 bis 
2015 aus wenigstens einem der nachfolgenden Gründe nicht mög­
lich war: 

I. der Umfang der erforderlichen Verbesserungen dauene aus Grün­

den der technischen Durchftihrbarkeil länger als eine Planung pe­

riode; 

2. die Verwirklichung der Verbe serungen würde unverhältnismäßig 

hohe Kosten verursachen; 

.. BGB!. 1I Nr. 103/2010 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

Bund 2015/12 

3, die natürlichen Gegebenheiten ließen keine rechtzeitigen Ver­

besserungen ZU' I 

In diesen Fällen durften sich die erforderlichen Maßnahmen zur Zie!er­
reichung über mehrere PlanungszykJen Ibis spätestens 202742) erstre­
cken. Unbeschadet der stufenweisen Zielerreichung waren gemäß 

WRG 1959 und den im NGP 2009 angeführten Leitlinien aber alle 
Wasserkörper durch entsprechende Bewirtschaftungsmaßnahmen so 

zu schützen, dass sichergestellt i t, dass der bestehende Zustand nicht 

weiter verschlechtert wird (Verschlechterungsverbot). 

13) Nach dem NGP 2009 nahm der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft bei jenen drei Grund­
wasserkörpern (u,a , beim Marchfeld4J ), die infolge der Nitratbelasrung 

keinen guten chemischen Zustand aufwiesen (siehe TZ 9). eine Fris(­

verlängerung bis 2027 in An pruch. Dies mit der Begründung, dass 
diese - bedingt durch die langen Grundwassererneuerungszeilen -

auf einen reduzierten Nitrateintrag nur sehr langsam und langfristig 
reagieren würden," 

Bereits die Wasserrahmenrichtlinie wies auf die natürliche zeitliche 
Verzögerung bei der Bildung und der Erneuerung von Grundwasser­

ressourcen hin und betonte pauschal die Notwendigkeit frühzeitiger 
Maßnahmen und einer beständigen langfTistigen Planung von Schutz­
maßnahmen, Konkrete Umsetzungsmaßnahmen waren auf nationaler 
Ebene zu treffen (siehe TZ 12). 

11.2 Der RH nahm die Inanspruchnahme von Fristverlängerungen für die 

im NGP 2009 ausgewiesenen voraussichtlichen Maßnahmengebiete zur 
Kennrnis, wies aber darauf hin, dass das in der Leitlinie des NGP 2009 

zum Ausdruck gebrachte Verschlechterungsverbot des bestehenden 
Zustands beim Grundwasser nach der Wasserrahmenrichtlinie eine 
Voraussetzung für die Inanspruchnahme dieser Fristverlängerung war 

(siehe TZ 32). Entsprechend den Messergebnissen der Ist- Bestandsana­
lyse 2013 wurde diese Vorgabe im Marchfeld zur Zeit der Gebarungs­

überprüfung nicht erreicht Isiehe TZ 30). 

Der RH empfahl dem BMLFUW und dem Land Niederösterreich, insbe­

sondere vor dem Hintergrund der langsamen Grundwassererneuerung 

41 siehe § 30e Abs. I WRG 1959 

42 im Rahmen der akluaHs ienc:n NGP ruf die: Perioden 201 6 bis 2021 und 20 22 bis 2027 

11 Die anderen Grundwasserkörper waren die Pamdorfcr Plalte und das Südliche Wiencr 
Bcckcn- Oslrand (siehe: NGP 2009, S. 85). 

44 Im Rahmen einer Studie wurde bspw. ruf das Marchfcld eine miniere Vcrwcilzc::it des 

Grundwassers von 19 Jahren erminelt. 
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wirksame Maßnahmen zur Verringerung des Neueintrags von Nitrat in 

das Grundwasser besonders rasch zu setzen. um den guten chemischen 
Zustand des Grundwas ers in die en Gebieten bis 2027 zu erreichen. 

11.3 (I) Nach Angaben des BMLFUW in seiner Srellungnahme ei die im 
NGP 2009 sowie im Enrwurf zum NGP 20 /5 ausgewiesene Frisrver­
längerung bis 2027 zur stuJenweisen Zielerreichung fiir den Grund­
wasserkörper MarchJeld (DU)) durch die langen Grundwasseremeue­
rungszdren bedingr; dies sei aber keinesJalls gleichbedeurend mir einer 
möglichen zeirverzögerten Maß,tahmenserzu,tg. 

(2) Das Lmld Niederösrerreich wies in seiner Srellungnahme auJ die 
Trendberecllllung gemäß der Qualirärszielverordnung Chemie Grund­
wasser fiir das MarchJeld hin. welche unrer Berücksichrigung der mirr­
lerweile auch fiir 20/4 vorliegenden Daren einen Jallenden Trend fiir 
den Zeitraum 2008 bis 20/4 ergebe. Eine Verschlechterung sei somir 
nichr gegeben. U,wbhängig davon werde da Land Niederösrerreich 
auch weirerhin die erforderlichen Maßnahmen zur weireren Verbes­
serung der Grundwasserqualirär konsequenr Jorrserzen. AuJ Basis der 
bereirs intensivierten Ursachen- und MaßnahmenJor cllung werde es 

prüJen. inwieweir rasch wirksame Maßnahmen zusärzlich geserzr wer­
den können. 

11.4 (I) Der RH entgegnete dem BMLFUW. dass er gerade vor dem Hin­

tergrund der langen Grundwassererneuerungszeiten das Erfordernis 
betont harte. möglichst rasch jene Maßnahmen zu setzen. die eine Ver­
schlechterung der Grundwas ersituation vermeiden bzw. eine Verbes­
serung bewirken können. Er verblieb daher bei seiner Empfehlung. 

(2) In Bezug auf die Bewertung des Trends der Nitratbelastungen im 
Marchfeld entgegnete der RH dem Land Niederösterreich mit dem Hin­

weis auf seine Ausmhrungen zu TZ 9. dass gesicherte Aussagen zur 
Entwicklung des Grundwas erzustands mehljährige Messreihen erfor­

dern und tatsächliche Verbesserungen nur über einen längeren Zeit­
raum beurteilt werden können. Ungeachtet dessen betonte der RH 

wiederholt die Dringlichkeit von Maßnahmen zur Verbesserung der 
G ru ndw asserqua I i tä l. 

12.1 (I) Laut NGP 2009 gefährdete insbesondere die Aufbringung von Stick­
stoffdünger (Nitrat) das Grundwasser. So wurden z.B. 2007 in Öster­
reich auf ca. 23.000 km1 landwirtschaftlich genutzter Fläche4s mehr 

4'i ~Xlrn5lV g~nutzt" Gninland wir Almtn mehl mlludlrrt 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im 
Bereich Grundwasser im Weinviertel 

als 100.000 t Stickstoff als Handelsdünger"6 und über 160.000 t Stick­
stoff als Wirtschaftsdünger"7 ausgebrachl. Andere Schadstoffquellen 

- wie z.B. durch unsachgemäße Abwasserentsorgung (Siedlungsabwäs­
ser, Anlagen mit Wasseremissionen) verursachte Emissionen oder die 

von Altlasten (Altstandorte, Deponien oderTank.lager mit Belastungen 
wie chlorierten Kohlenwasserstoffen) ausgehenden Gefährdungen des 

Grundwassers - hatten laut NGP 2009 geringere Bedeutung. Erstere 
wurden gemäß NGP 2009 durch die Errichtung von Kanalisations- und 

Kläranlagen weitestgehend beseitigt, bei letzteren konnte die Gefähr­
dung durch die Sanierung. Sicherung und Überwachung der Altlasten 
wesentlich reduziert werden. 

(2) Der Bund betonte in seinen Positionspapieren 48, dass die landwirt­
schaftliche Bodennutzung gewässerschonend zur Erhaltung und Wie­

derherstellung des guten Zustands auszurichten sei. Der NGP 2009 
enthielt - bezogen auf dillu e Stickstoffeinträge49 aus der Land­
wirtschaft - ein Paket aus rechtlichen Maßnahmen und fmanziellen 

Anreizen mit dem Ziel, den Eintrag vOn Nitrat zu verhindern oder zu 
begrenzen. Das Paket sah - mit Ausnahme von zwei ÖPUL- Maßnah­

men (siehe TZ 25), welche nur in belasteten Grundwasscrkörpcm mög­
lich waren - keine regionalspezifIschen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Grundwassersituation vor. 

(3) Der NGP 2009 enthielt folgende bestehende Maßnahmen, die dazu 

beitragen sollten, den guten chemischen Zustand des Grundwassers 
ZU erhalten bzw. zur Verbes erung beizutragen: 

46 mineralische Dünger. die NährstoITe in anorganischer Form. meislens in Fonn von 5al ­
ze-n, enthahen 

47 Sitilimist. Jauche, GOUe. auch in verarbeiteter Form (sicht § I Z 13 Akrionsprogramm 
Nilra12012) 

48 BMlfUW. Guter Zustand für unsere Gewässer - Die Umsc12ung der europäischen Was­
scrrahmenrichtlinie (2001); BMLFUW, Die Zukunft un.serer Gewässer - wichlige Was­
serbewirt.sc::hartungsfr.agen (2014) 

49 Einlräge, die nicht aus defmierten Punktquellen stammen, sondern sich Ober größere 
Flächen crrignen 
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Tabelle 5: Überblick über die wesentlichen bestehenden Maßnahmen/Handlungen zur 
Erhaltung eines guten qualitativen Zustands in Grundwasserkörpern 
(bezogen auf den Schadstoff Nitrat) gemäß NGP 2009 

Instrument ZusUndlgkelt 

R -
H 

Naßnahmen 

.11.11'. S 

---....., 
zeitliche, mengen mäßige und örtliche 
Einschränkungen für die Ausbringung 
von stickstoffhältigen Düngemitteln 

Bewilligungspfticht für die erhöhte 
Ausbrin~ung stickstoHhältiger 
DüngemIttel 

Aktionsprogramm Nitrat 20081 

§ 32 Abs. 2 lit. f WRG 19592 

BMLFUW 
Landeshauptmann 

Bezirksverwaltungsbehörden 

Ausweisung von Beobachtungs- und § 33f WRG 1959 BMLFUW (Rahmen) 
voraussichtlichen Maßnahmen- Landeshauptmann (Ausweisung, 
gebieten, Ursachenermittlung Ursachenermittlung) 

~,!!~s~'~Aw!!!I~=---~--~--------~==========~-------
GrOnlanderhaltung 

Düngegrenzen unterhalb der Werte 
des Aktionsprogramms Nitrat, 
Begrünung von Ackerftächen, 
Düngeplanung, schlag bezogene 

Cross Compliance1 

ÖPUL 2007 

BMLFUW 

BLMFUW 
Voll ziehung AMA 

Aufzeichnungen etc. 

Schulung. Bewusstseinsbildung Beratungsaktivitäten 
Nitratinformationsdienst, 

Bundesländer 
Landwirtschaftskammern 

Wasserschutzberatung 

I umsetzung der Nitratricl'ltlinie; i.V.m. § 55p WRG 1959 
2 mengenmäßige Beschränkungen fur die Ausbringung von stickstoffhaItigen Dungemitteln 
] Verordnung uber die Einhaltung der anderweitigen Verpftichtungen und über das integrierte Verwaltungs- und KontroLlsystem 

im Bereich der DirekuahLungen (INVEKOS-Umntzungs-Verordnung 2008) 

AM": Agrarmarkt Au stria 

QueUe: NGP 2009. BMLfUW 
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Eine detailliene Beschreibung der im NGP 2009 angefuhnen und 
bereits gesetzten Maßnahmen erfolgt in den nachfolgenden Kapiteln . 

12.2 Der RH kritisien e. dass der NGP 2009 zwar belastete Grundwasserkör­
per auswies. das Maßnahmenprogramm aber mit Ausnahme von zwei 
ÖPUL-Förderungen keine spezifIschen Maßnahmen rur diese Gebiete 
enthielt. Da die Probleme in den überprüften Gebieten eit Jahrzehnten 
bekannt waren und die bi lang angewendeten Instrumente keinen 
Erfolg zeigten bzw. vorhandene Möglichkeiten nicht genutzt wurden. 
empfahl der RH dem BMLFUW. bei künftigen Überarbeitungen des 
NGP spezifische Maßnahmen rur belastete Gebiete tärker vorzusehen. 

12.3 Das BMLFUW hielt in seiner Stellungnahme Je t. das ein zen trales 
lnstrumentjür die Umsetzung der im NGP 2009 vorgesehenen Maß­
nahmen zur Reduktion von Srickstoffeilllrägen das Aktionsp rogra mm 
Nitrat sei, das durch seine bundesweite A nwendung eine wesentliche 
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